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I. Präambel 
 
 

1. Rechtsgrundlagen 
 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634). 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786). 
 
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung 1990 - PlanZV 90) in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I S. 58), zuletzt 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057). 
 
Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert 
durch § 2 des Gesetzes vom 12.07.2017 (GVBl. S. 375). 
 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt 
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 22.03.2018 (GVBl. S. 145).  
 
Gesetz über Naturschutz und Landespflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29.07.2009 
(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15.09.2017 (BGBl. I S. 3434). 
 
Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur 
(Bayerisches Naturschutzgesetz - BayNatSchG) in der Fassung vom 23.02.2011 (GVBl. S. 82), zuletzt 
geändert durch § 2 des Gesetzes vom 21.02.2018 (GVBl. S. 48). 
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2. Satzungsbeschluss 
 

Die Gemeinde Steingaden, Landkreis Weilheim-Schongau, Regierungsbezirk Oberbayern, beschließt mit 
Sitzung vom 14.03.2019 aufgrund von § 2, 8, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO) in der Fassung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 
12.07.2017 (GVBl. S. 375) sowie des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in 
der Fassung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 22.03.2018 
(GVBl. S. 145) den vorliegenden 
 

Bebauungsplan 
„Sondergebiet Verbrauchermarkt am Kellerberg“ 

 
bestehend aus der Planzeichnung (Festsetzung durch Planzeichen), den Festsetzungen durch Text und 
der Begründung, jeweils in der Fassung vom 14.03.2019 als Satzung. 

 
Der Satzungsbeschluss wurde am ..................................  gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 BauGB ortsüblich 
bekanntgemacht. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten (§10 Abs. 3 Satz 4 BauGB).  

 
Hinweis:  
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ist in der Bekanntmachung darauf hinzuweisen, wo der Bebauungsplan nebst 
Begründung und Zusammenfassender Erklärung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten wird und wo jedermann 
dazu Auskunft erlangen kann. 
Gemäß § 10a Abs. 2 BauGB wird der in Kraft getretene Bebauungsplan mit der Begründung und der 
Zusammenfassenden Erklärung auch in das Internet eingestellt bzw. ist auf der Internetseite der Gemeinde 
einsehbar. In der Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, bei welcher Stelle sowie unter welcher 
Internetadresse (www.steingaden.de => Gemeinde => Rathaus => Bebauungspläne) die Planung eingesehen 
werden kann. Die in Kraft getretenen Planunterlagen werden ferner dem Landesamt für Digitalisierung, Breitband 
und Vermessung München (poststelle@ldbv.bayern.de) für die Veröffentlichung in einem zentralen Internetportal des 
Landes zugeleitet.  
Zudem ist in der Bekanntmachung auf die Voraussetzungen und Fristen für die Geltendmachung der Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften oder von Mängeln in der Abwägung (§ 214 und § 215 Abs. 1 BauGB) sowie auf 
die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB bezüglich des Erlöschens von 
Entschädigungsansprüchen aus den §§ 39 - 42 BauGB hinzuweisen.  
Es wurde ein eigener Umweltbericht gemäß §§ 2a i.V.m. 2 Abs. 4 BauGB erstellt bzw. eine Umweltprüfung 
durchgeführt.  

 
 
 
 

GEMEINDE STEINGADEN 
 
Steingaden, den ........................................  

 
(Siegel) 

 
...................................................................    
1. Bürgermeister X. Wörle 
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II. Satzung (Festsetzungen durch Text)  
 
 
§ 1 INHALT DES BEBAUUNGSPLANS 
 
1.1 Die beigefügte Planzeichnung mit Festsetzungen durch Planzeichen (innerhalb der Grenze des 

räumlichen Geltungsbereiches: schwarze Balkenlinie) in Verbindung mit den nachfolgenden 
Festsetzungen durch Text, jeweils in der Fassung vom 14.03.2019 bilden den Bebauungsplan als 
Satzung. 
Den Planunterlagen ist eine Begründung beigelegt. 
 

1.2 Der räumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 1057, 1057/3, 1058 (TF = 
Teilfläche), 1058/2 (TF), 1058/3 (TF), 1129/22 (TF), 1129/40, 1129/55 und 1129/56 (TF), jeweils der 
Gemarkung Urspring. 

 Werden innerhalb des Geltungsbereichs der Satzung Flurstücke aufgelöst, neue Flurstücke gebildet 
oder entstehen durch Grundstücksteilungen neue Flurstücke, sind auf diese insoweit die entsprechend 
zugehörigen Festsetzungen durch Planzeichen und Festsetzungen durch Text bezogen auf den 
entsprechenden räumlich-flächenhaften Bereich des Plangebietes anzuwenden. 

 
1.3 Die zugeordnete / festgesetzte Ausgleichsfläche befindet sich außerhalb des gegenständlichen 

räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans „Sondergebiet Verbrauchermarkt am Kellerberg“ 
(gebietsexterner Ausgleichsflächenbedarf von 930 m2).  

 Der außerhalb des Bebauungsplangeltungsbereiches bzw. gebietsextern zugeordnete / festgesetzte 
Ausgleichsflächenanteil befindet sich auf Teilflächen der Grundstücke mit den Flurnummern 979/9 und 
979/10, jeweils der Gemarkung Lauterbach. 

 Diese Grundstücksteilflächen sind ebenfalls ein Bestandteil des gegenständlichen Bebauungsplans. 
 
 
§ 2 ART DER BAULICHEN NUTZUNG 
 
2.1 Die Baufläche innerhalb des mit SO gekennzeichneten Bereichs wird nach § 9 BauGB i.V.m § 11 

BauNVO als Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“ festgesetzt.  
 Zulässig ist ein großflächiger Einzelhandelsbetrieb mit einer Verkaufsfläche von max. 1.200 m2, der als 

Vollsortimenter zur örtlichen Nahversorgung dient. 
 
 
§ 3 MAß DER BAULICHEN NUTZUNG 
 
3.1 Innerhalb des Baugebietes dürfen folgende Obergrenzen nicht überschritten werden: 

 maximal zulässige Grundfläche (GR): 1.700 m2 
 maximal zulässige Geschoßfläche (GF): 1.700 m2 

3.1.1 Der Wert von 1.700 m2 Grundfläche darf entsprechend der Zulässigkeiten nach Ziffer 5.1 durch Flächen 
für Nebenanlagen und -gebäude sowie Garagen und überdachte Stellplätze bzw. Flächen für 
Nebenanlagen mit Zweckbestimmung offene / nicht überdachte Stellplätze überschritten werden auf 
insgesamt bis zu maximal 5.300 m2. 
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3.2 Bei der Ermittlung der Geschossfläche sind auch die Flächen von Aufenthaltsräumen in 
Nichtvollgeschossen einschließlich der zu ihnen gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer 
Umfassungswände ganz mitzurechnen (§ 20 Abs. 3 BauNVO). 

 
3.3 Das Maß der baulichen Nutzung wird ferner durch die Festsetzung einer Wandhöhe (WH) und Firsthöhe 

(FH) als Höchstmaß bestimmt.  
3.3.1 Das Höchstmaß für die Wandhöhe (WH) beträgt 5,5 m.  
 Das Höchstmaß für die Firsthöhe (FH) beträgt 6,5 m. 
 
3.4 Die Wandhöhe (WH) wird definiert als das Maß zwischen der OK Dachhaut in Verlängerung der 

Außenwand an der nord(ost)seitigen Fassade und der OK des Fertigfußbodens des Erdgeschosses (OK 
FFB EG). Die Firsthöhe (FH) wird definiert als das Maß zwischen der OK Dachhaut am First und der OK 
FFB EG. 

3.4.1 Die OK FFB EG wird auf 763,50 m ü. NN festgelegt. 
 

Hinweis: Den Bauantragsunterlagen sind Geländeschnitte mit Angabe der N.N.-Höhen beizufügen; dabei sind 
das bestehende Gelände sowie die geplante Geländeprofilierung und die Lage des Gebäudes 
darzustellen. 

 
 
§ 4 BAUWEISE UND ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHE 
 
4.1 Es gilt die offene Bauweise. Die Regelungen der Abstandsflächenvorschriften gemäß Art. 6 BayBO sind 

anzuwenden. 
 
4.2. Die überbaubare Grundstücksfläche ist in der Planzeichnung durch Baugrenzen festgelegt. 
 
 
§ 5 UMGRENZUNG VON FLÄCHEN FÜR NEBENANLAGEN UND STELLPLÄTZE 
 
5.1 Garagen, Nebenanlagen und -gebäude sowie überdachte Stellplätze dürfen aus Gründen der 

städtebaulichen Ordnung und der Wahrung des Ortsbildes nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen sowie der Umgrenzungslinien von Flächen für Nebenanlagen und -gebäude sowie 
Garagen und überdachte Stellplätze “ errichtet werden (§§ 12 Abs. 6 und 14 Abs. 1 BauNVO).  

5.1.1 Auf den mit „St“ gekennzeichneten Flächen ist nur die Errichtung von nicht überdachten Stellplätzen mit 
erforderlichen Zufahrten sowie von freistehenden Werbeanlagen gem. Ziffer 6.7.4 zulässig. Zusätzlich 
sind in dem Bereich auch Anlagen / Rückhalteräume zur Drosselung des Niederschlagswasserabflusses 
in den Amtmannbach gem. Ziffer 11.1 zulässig. 

 
5.2 Die offenen / nicht überdachten Stell(platz)flächen auf Privatgrund sind mit sickerfähigen Belägen 

herzustellen (z.B. wassergebundener Decke, Pflaster mit offenen Fugen oder Rasenfugen, etc.). 
 
5.3 Es ist pro 20 m2 Nettoverkaufsfläche 1 Stellplatz herzustellen. 
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§ 6 GESTALTUNG BAULICHER ANLAGEN 
 
6.1 Hauptgebäude sind als rechteckige Baukörper zu errichten. Das Verhältnis von Breite zu Länge muss 

mindestens 1 zu 1,2 betragen. Bei zusammengebauten Gebäuden gilt die gesamte Gebäudelänge. 
6.1.1 Die in der Planzeichnung eingetragene Hauptfirstrichtung gilt verbindlich für das Hauptgebäude. Der 

First des Hauptgebäudekörpers ist parallel zur festgelegten Firstrichtung anzuordnen. 
 
6.2 Es sind ausschließlich Flachdachformen mit einer Dachneigung von max. 2 ° zulässig.  
6.2.1 Die Dachneigung von Anbauten, Nebengebäuden, Garagen und Carports darf diejenige des 

Hauptgebäudes nicht überschreiten. 
 
6.3 Alle Dächer (von Haupt-und Nebengebäuden) sind zwingend mit einer strukturreichen, vielfältigen 

(artenreichen) extensiven Dachbegrünung auszuführen.  
 

Hinweis: Anbauten, Nebengebäude, Garagen und Carports sollen in ihrer Gesamtgestaltung grundsätzlich mit 
dem Hauptgebäude abgestimmt werden (insbesondere in Bezug auf Fassadengestaltung, 
Dacheindeckung und -neigung). 

 
6.4 Ein Dachüberstand an Hauptgebäuden ist nur im Bereich der süd(west)seitigen Gebäudefassade / 

Dachrandfläche zulässig. Dieser darf 6,0 m nicht überschreiten. Bezugs- bzw. Messpunkt stellen der 
Abstand des äußersten, durchgehenden Bauteiles der Dachhaut und die in der Horizontalen dazu 
gelegene Außenkante der Gebäudeaußenwand dar. 

6.4.1 Dachüberstände an Garagen und Nebengebäuden / Anbauten dürfen (ohne Dachrinne) max. 1,0 m 
betragen (Bezugs- und Messpunkte s. Ziffer 6.4).  

 
6.5 Zur Außenwandgestaltung sind grelle oder glänzende Farbgebungen bzw. Fassaden-Ausführungen mit 

polierten und spiegelnden Materialien (Glas als Material bleibt davon unberührt) unzulässig. Sichtziegel- / 
Spaltklinkerfassaden und auffallende Putzstrukturen sind unzulässig.  

6.5.1 Die südostseitige sowie die gegenüberliegende nordwestseitige Fassade / Gebäudeaußenhaut des 
Hauptgebäudes sind zu einem Flächenanteil von mind. 85 % sowie die nord(ost)seitige Fassade / 
Gebäudeaußenhaut des Hauptgebäudes zu 100 % bzw. vollständig holzverkleidet /-verschalt aus 
unbehandeltem Lärchenholz auszuführen. 

6.6 Als Dachaufbauten sind nur brandschutz- und sicherheitstechnisch erforderlichen Anlagen (wie z.B. RWA-
Klappen, Blitzschutzanlage) zulässig.  

 

Hinweis: Den Bauantragsunterlagen ist ein abschließend aussagekräftiger Gestaltungsplan zu Ausführung, 
Lage und Material technischer Anlagen / Aufbauten, räumliche Untergliederung / -teilung, etc. der 
Dachflächen der Gebäude beizulegen. 

6.7 Es sind nur Werbeanlagen zulässig, die der Eigenwerbung dienen. 
6.7.1 Werbeanlagen an Gebäuden sind nur an der süd(west)seitigen, südostseitigen und nordwestseitigen 

Fassade des Hauptgebäudes zulässig. Im Dachbereich bzw. auf den Dachflächen sind diese unzulässig. 
6.7.2 Werbeanlagen an den Gebäudefassaden sind in einer Größe von max. 5,0 m Länge und 1,7 m Breite 

bzw. Höhe zulässig (entspricht max. 8,5 m2 Fläche). 
6.7.3 Unzulässig sind Werbeanlagen insbesondere mit auffallenden Leuchtfarben oder mit wechselndem, 

bewegtem oder laufendem Licht. 
6.7.4 Als freistehende Werbeanlagen sind ausschließlich zulässig:  
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6.7.4.1 Im Bereich entlang der Schongauer Straße (definiert als Fläche mit einem max. Abstand von 10 m zur 
Straßenbegrenzungslinie) die Errichtung von max. 3 Fahnenmasten in einer Höhe von jeweils max. 8 m 
mit Profilauslegern von max. 1,5 m innerhalb des Baulandes (auf Privatgrund).  
Die Werbefahnen dürfen eine max. Fläche von 7,5 m2 (entspricht max. 5,0 m Länge bzw. Höhe) nicht 
überschreiten. 

6.7.4.2 Zudem ist im Zufahrtsbereich zur Schongauer Straße / B 17 in einem Abstand von max. 10 m zur 
Fahrbahnaußenkante der Zuwegung die Errichtung eines Werbepylons in Form einer Stele in einer 
Höhe von max. 5,0 m und einer Breite von max. 1,6 m zulässig. 

 
 
§ 7 GRÜNORDNUNG UND FREIFLÄCHEN / PFLANZGEBOTE 
 
7.1 Der Anteil der Bodenversiegelung ist auf das aus betriebsorganisatorischen bzw. -technischen Gründen 

unbedingt erforderliche Mindestmaß zu begrenzen. Die nicht überbauten Flächen innerhalb des 
Baugrundstücks sind als Grünfläche anzulegen oder gärtnerisch zu nutzen und in dieser Weise zu 
unterhalten. 

 
7.2 Auf den als Grünflächen auf Privatgrund mit Zweckbestimmung “Anlagenein- / Baugebietsdurchgrünung“ 

ausgewiesenen Flächenabschnitten entlang des Baulandes (der Sondergebietsfläche) ist die Errichtung 
baulicher Anlagen im Sinne des Art. 2 Abs. 1 BayBO unzulässig. Ausgenommen davon sind sockellose 
Einfriedungen mit einer Bodenfreiheit von mind. 0,10 bis 0,15 m entlang der Randbereiche.  

 Die Flächen dürfen nicht versiegelt werden. Ebenso dürfen sie nicht als Lagerflächen, Stellplatzflächen, 
o.ä. genutzt werden. 

7.2.1 Auf der Grünfläche auf Privatgrund zwischen dem Amtmannbach und der Fuß- und Radwegefläche ist 
die Errichtung baulicher Anlagen im Sinne des Art. 2 Abs. 1 BayBO ausnahmslos unzulässig. Die 
Flächen sind zu extensivieren, ein Nähr- und Schadstoffeintrag ist zu verhindern. 

 Entwicklung eines Hochstaudensaumes: Ansaat einer standortheimischen autochthonen 
Saatgutmischung in den dafür vorbereiteten – aufgerauhten – Boden; Pflege durch jährliche 
Rotationsmahd von Abschnitten bzw. Mahd von rund 50% der Fläche pro Jahr als Räummahd im Herbst 
(das Mahdgut ist abzutransportieren); außerdem Verhinderung eines Aufwuchses von hochwüchsigen 
nicht standortheimischen Gehölzstrukturen (von z.B. Ahorn) und zudem ggf. Neophyten-Bekämpfung 
insbesondere von Riesen-Bärenklau / Herkulesstaude (Heracleum giganteum) und Drüsigem / 
Indischem Springkraut (Impatiens glandulifera). 

  
7.3 Innerhalb der festgesetzten Flächenumgrenzung „zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen“ besteht eine Pflanzbindung zur Herstellung einer durchgehend 1-reihigen 
Gehölzstruktur aus Gehölzen mind. 3. Wuchsordnung. 

 Als Pflanzabstand wird ein Abstandsmaß von max. 1,30 m festgelegt. Die Sträucher sind in Gruppen von 
2 – 3 Stück je Art zu pflanzen. 

 
7.4 Auf den unter 7.2 festgesetzten Flächen und für alle gemäß Planzeichnung (Festsetzung durch 

Planzeichen) festgesetzten Pflanzungen bzw. im Falle einer erforderlichen Neupflanzung der 
festgesetzten, zu erhaltenden Gehölze ist ausschließlich und nachweislich autochthones Pflanzgut von 
standortheimischen Arten der potentiellen natürlichen Vegetation und benachbarter 
Pflanzengesellschaften zu verwenden. Die zur Verwendung zulässigen Arten und deren 
Mindestanforderungen sind der Pflanzenliste unter Ziffer 5. der "Hinweise durch Text" zu entnehmen.  
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Die Verwendung von fremdländischen Pflanzenarten jeglicher Art wie z.B. Thuja oder 
(Schein)Zypressen ist ausdrücklich untersagt. 

 
7.5 Es besteht eine Pflanzbindung für die in der Planzeichnung eingetragenen Gehölze 1. und 2. 

Wuchsordnung. 
 Die Zahl der Gehölze ist bindend, die im Plan gekennzeichnete genaue Lage ist in geringem Umfang bis 

ca. 2,0 – 3,0 m veränderlich. 
  
7.6 Die Pflanzungen sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Bei Pflanzenausfall ist 

artengleich oder -ähnlich nachzupflanzen. 
 
7.7 Die Pflanzmaßnahmen auf Privatgrund sind spätestens bis zu Beginn der auf die Fertigstellung des 

jeweiligen Hauptgebäudes (maßgeblich ist der Zeitpunkt des Erstbezugs) folgenden Vegetationsperiode 
auszuführen. 

 
7.8 Die in der Planzeichnung eingetragenen bestehenden Einzelgehölze sind zu erhalten.  
7.8.1 Im Rahmen von Bauausführungen sind den Erfordernissen entsprechende Schutzmaßnahmen bzw. 

insbesondere Stamm- und Wurzelschutz-Maßnahmen z.B. durch Absperrungen zwingend 
vorzunehmen.   
Hinweis: Abgrabungen im Stammnahen Bereich (Abstand von 3 m zum Stammfuß) sind weitestmöglich 
zu unterlassen und im weiteren Kronenbereich generell möglichst zu vermeiden. 

 Zur Festlegung der entsprechend erforderlichen Maßnahmen unter Beachtung der Richtlinien der DIN 
18920 "Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen" und der 
RAS-LP4 „Schutz von Bäumen und Sträuchern im Bereich von Baustellen“ ist im Vorfeld eine 
Fachperson hinzuzuziehen.  

7.8.2 Gegebenenfalls erforderliche, im begründeten Einzelfall wie z.B. aufgrund von Überalterung oder 
Krankheit nicht zu vermeidende Rodungsmaßnahmen der zu erhaltenden Einzelgehölze dürfen erst auf 
Antrag und nach erteilter Genehmigung vorgenommen werden. Die beseitigten Bäume sind durch 
Neupflanzungen wieder entsprechend zu ersetzen. 

 
 
§ 8 FLÄCHEN FÜR MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON 

NATUR UND LANDSCHAFT 
 
8.1 Zur Kompensation der in Verbindung mit dem gegenständlichen Bebauungsplan zu erwartenden 

Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild wird für die Flächenneuinanspruchnahme von Bauflächen 
ein naturschutzrechtlicher Ausgleichsflächenbedarf von insgesamt 2.260 m2 (= 
Flächenneuinanspruchnahme von 5.650 m2 (5.485 m2 Bauland + 165 m2 Rad-/Fußwegefläche x 
Kompensationsfaktor von 0,4) ermittelt bzw. festgesetzt. 

 Auf die Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im entsprechenden Kapitel der 
„Begründung“ zu dem Bebauungsplan wird verwiesen. 
 

8.2 Von den 2.260 m2 an naturschutzrechtlichem Ausgleichsflächenbedarf werden 1.330 m2 gebietsintern 
bzw. innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sowie 930 m2 gebietsextern bzw. 
außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans zugeordnet bzw. festgesetzt.  
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8.2.1 Der gebietsextern zu erbringende naturschutzrechtliche Ausgleichsflächenbedarf von 930 m2 wird 
Teilflächen der Grundstücke Fl.-Nrn. 979/9 und 979/10 (jeweils Gemarkung Lauterbach) zugeordnet 
bzw. auf diesen festgesetzt:  
 Flurnummer 979/9: Gesamt-Flächengröße: 4.415 m2; nach Abzug der 293 m2 für das gegenständliche 
Vorhaben verbleibt eine zuordenbare Restfläche von 4.122 m2; Anrechenbarkeit der Ausgleichsfläche 
mit einem Faktor von 1,0.  
Flurnummer 979/10: Gesamt-Flächengröße: 4.327 m2; nach Abzug der 637 m2 für das gegenständliche 
Vorhaben verbleibt eine zuordenbare Restfläche von 3.690 m2; Anrechenbarkeit der Ausgleichsfläche 
mit einem Faktor von 1,0.  

 
8.3 Naturschutzfachliche Zielsetzung / Maßnahmenkonzeption zu den gebietsinternen Ausgleichsflächen: 
8.3.1 Auf der festgesetzten „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und 

Landschaft“ ist die Errichtung baulicher Anlagen im Sinne des Art. 2 Abs. 1 BayBO unzulässig.  
 Die Flächen dürfen nicht versiegelt oder eingezäunt werden. Ebenso dürfen sie nicht als Lagerflächen 

oder Stellplatzflächen, etc. genutzt werden. 
 
8.3.2 Als übergeordnete naturschutzfachliche Zielsetzung wird für die nicht direkt am Amtmannbach gelegene 

Ausgleichsfläche die Verhinderung von Nähr- und Schadstoffeintrag sowie eine flächenhafte 
Extensivierung und der Pflanzung von Einzelgehölzen festgesetzt.  

 Als Optimierungs- / Pflege- sowie Entwicklungsmaßnahmen für die Flächen werden festgesetzt: 
Grünflächen: Ziel ist eine flächenhafte Extensivierung mit einer maximal 2-schürigen Mahd pro Jahr 
(keine Mulchmahd) nach rund 5 Jahren bzw. nach Aushagerung der Fläche. Die erste Mahd darf dann 
nicht mehr vor dem 01.07. und die zweite Mahd nur noch im Herbst bzw. nicht mehr vor dem 15.09. 
erfolgen. Auf der gesamten Fläche ist das Mahdgut stets abzutransportieren; der Einsatz von Dünge- & 
Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 

 Zudem ist zur Anreicherung / Erhöhung der Artenvielfalt der Gras- und Krautschicht auf der gesamten 
Fläche eine arten- bzw. kräuterreiche Saatgutmischung (standortgerechte, autochthone 
Saatgutmischung; zertifiziertes Regio-Saatgut aus der Herkunftsregion 17 (südl. Alpenvorland) oder 
Heudrusch von geeigneten Spenderflächen aus dem Landkreis bzw. der näheren Umgebung) 
auszubringen. Flächenvorbereitung: grobes Aufrauhen des Untergrundes mit einer Wiesenegge. 
Anpflanzung heimischer Gehölze: Es besteht eine Pflanzbindung für die in der Planzeichnung 
eingetragenen Gehölze mind. 2. Wuchsordnung (Mindestpflanzqualitäten, Artenauswahl / Pflanzenliste 
vergleiche Ziffer 5 der „Hinweise durch Text“).  

8.3.2.1 Die Zahl der Gehölze ist bindend, die im Plan gekennzeichnete genaue Lage ist in geringem Umfang bis 
ca. 2,0 – 3,0 m veränderlich. 

 Die Pflanzungen sind fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu unterhalten. Bei Pflanzenausfall ist 
artengleich oder -ähnlich nachzupflanzen. 

 
8.4 Als übergeordnete naturschutzfachliche Zielsetzung wird für die im Süden des Plangebietes entlang des 

Amtmannbaches gelegene Ausgleichsfläche die Verhinderung von Nähr- und Schadstoffeintrag sowie 
eine flächenhafte Extensivierung mit dem Ziel der Entwicklung einer artenreichen Saumstruktur aus 
Arten der Weichholzaue festgesetzt.  
Entwicklung eines Hochstaudensaumes: Ansaat einer standortheimischen autochthonen 
Saatgutmischung (zertifiziertes Regio-Saatgut aus der Herkunftsregion 17 (südl. Alpenvorland) oder 
Heudrusch von geeigneten Spenderflächen aus dem Landkreis bzw. der näheren Umgebung) in den 
dafür vorbereiteten – aufgerauhten – Boden; Pflege durch jährliche Rotationsmahd von Abschnitten bzw. 
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Mahd von 50% der Fläche pro Jahr als Räummahd im Herbst; außerdem Verhinderung eines 
Aufwuchses von hochwüchsigen nicht standortheimischen Gehölzstrukturen (von z.B. Ahorn) und 
zudem ggf. Neophyten-Bekämpfung insbesondere von Riesen-Bärenklau / Herkulesstaude (Heracleum 
giganteum) und Drüsigem / Indischem Springkraut (Impatiens glandulifera).  
Anpflanzung gewässerbegleitender Gehölze (Arten der Weichholzaue): Es besteht eine Pflanzbindung 
für die in der Planzeichnung eingetragenen Gehölze (Mindestpflanzqualitäten, Artenauswahl / 
Pflanzenliste vergleiche Ziffer 5 der „Hinweise durch Text“).  

  Im Weiteren gilt Ziffer 8.3.2.1 vollinhaltlich. 
 
8.5 Die Herstellung sowohl der gebietsinternen als auch der gebietsexternen festgesetzten 

Ausgleichsflächen hat innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans zu erfolgen. 
 
8.6 Die als naturschutzrechtliche Ausgleichsflächen festgesetzten Grundstücksteilflächen, welche in 

Privateigentum bzw. auf Privatgrund verbleiben, sind dinglich (per Grundbucheintrag) zu sichern. 
 
 
§ 9 GELÄNDEVERÄNDERUNGEN  
 
9.1 Geländeveränderungen dürfen nur in dem zur Durchführung des Bauvorhabens erforderlichen Ausmaß 

ausgeführt werden. Die natürliche Geländeoberfläche ist weitestmöglich zu erhalten. 
 Veränderungen des Geländes sind auf den für die Integration der Gebäude und befestigten Freiflächen 

notwendigen Umfang zu beschränken.  
9.1.1 In dem Teil des Parkplatzes entlang des Amtmannbachs sollten die bestehenden Höhenverhältnisse 

soweit als möglich erhalten bleiben, damit kein bzw. nur möglichst geringer Verlust an Retentionsraum 
entsteht. 

 
9.2 Der Anschluss an Nachbargrundstücke hat ohne Absatz und Stützmauern zu erfolgen. 
 
 
§ 10 SICHTFELDER / SICHTDREIECKE 
 
10.1 Innerhalb der im Bebauungsplan gekennzeichneten Sichtflächen dürfen außer Zäunen neue 

Hochbauten nicht errichtet werden; Wälle, Sichtschutzzäune, Anpflanzungen aller Art und Zäune sowie 
Stapel, Haufen u. ä. mit dem Grundstück nicht fest verbundene Gegenstände dürfen nicht angelegt 
werden, wenn sie sich mehr als 0,80 m über die Fahrbahnebene erheben. Ebenso wenig dürfen dort 
genehmigungs- und anzeigefreie Bauten oder Stellplätze errichtet und Gegenstände gelagert oder hinter 
stellt werden, die diese Höhe überschreiten. Dies gilt auch für die Dauer der Bauzeit. 
Einzelbaumpflanzungen im Bereich der Sichtflächen sind mit der Straßenbauverwaltung abzustimmen. 

 
 
§ 11 NIEDERSCHLAGSWASSERBESEITIGUNG 
 
11.1 Soweit die Niederschlagswasserbeseitigung nicht über flächige Versickerung vor Ort erfolgen kann, 

erfolgt sie über eine gedrosselte Einleitung in den Amtmannbach. Entsprechende Rückhalteräume sind 
im gesamten Bereich des Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“ 
zulässig. Ziffer 5.2 gilt weiterhin. 
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§ 12 VER- / ENTSORGUNGSANLAGEN UND -LEITUNGEN 
 
12.1  Sämtliche Versorgungsleitungen (Strom, Fernmeldetechnik, etc.) sind, sofern nicht aus technischen 

Gründen anderweitig erforderlich, sowohl auf öffentlichen als auch auf privaten Grundstückflächen 
unterirdisch zu verlegen.  

 
 
§ 13 INKRAFTTRETEN DES BEBAUUNGSPLANS 
 
13.1 Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der als Satzung beschlossene Bebauungsplan mit der ortsüblichen 

Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
HINWEISE DURCH TEXT 
 

1. DENKMALSCHUTZ 
 

Bau- und Bodendenkmäler sind nach aktuellem Sachstand und Auswertung des “Bayerischen Denkmal 
Atlas“ des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege (Stand August 2018) im Plangebiet nicht 
vorhanden.  
Das Anwesen, Schongauer Straße 34, auf dem nördlich an das Plangebiet angrenzenden Kellerberg ist 
im Bayerischen Denkmal Atlas als Baudenkmal gekennzeichnet: Denkmal-Nr. D-1-90-154-22; 
Beschreibung: Ehem. Sommerbierkeller, langgestreckter verputzter Tuffquaderbau mit 
Krüppelwalmdach, 1826; Benehmen hergestellt, nachqualifiziert.  
Auf die besonderen Schutzbestimmungen der Art. 4 bis 6 DSchG, die bei der weiterführenden Planung 
aufgrund der Nähe zu dem Baudenkmal zu beachten sind, wird ausdrücklich hingewiesen. 
 
Allgemeine Hinweise zum Bodendenkmalschutz 
Bei allen Bodeneingriffen muss grundsätzlich damit gerechnet werden, dass auf Bodendenkmäler 
gestoßen werden kann. Sollten im Rahmen von Erdarbeiten Bodendenkmäler und / oder archäologische 
Funde zu Tage kommen, ist die Untere Denkmalschutzbehörde oder das Bayerische Landesamt für 
Denkmalpflege unverzüglich zu benachrichtigen. Beim Auffinden von Denkmälern sind diese nach Art. 7 
DSchG geschützt und unterliegen der Meldepflicht nach Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG. 
Zur Anzeige verpflichtet sind der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer 
und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit 
die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines 
Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten 
befreit. Gemäß Art. 8 Abs.2 DSchG sind die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort bis zum 
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere 
Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet. 
Treten bei der Maßnahme Bodendenkmäler auf, sind diese unverzüglich gem. o.g. Art. 8 BayDSchG zu 
melden und eine Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde und dem Bayerischen 
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Landesamt für Denkmalpflege vorzunehmen. Ein Mitarbeiter des Bayerischen Landesamtes für 
Denkmalpflege führt anschließend die Denkmalfeststellung durch. Die so identifizierten Bodendenkmäler 
sind fachlich qualifiziert aufzunehmen, zu dokumentieren und auszugraben. Der so entstandene 
denkmalpflegerische Mehraufwand wird durch die Beauftragung einer fachlich qualifizierten 
Grabungsfirma durch das bayerische Landesamt für Denkmalpflege übernommen. 

 
2. NIEDERSCHLAGSWASSERVERSICKERUNG 

 

Allgemein ist das gesamte innerhalb der Baugebiete anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser 
sowie das Oberflächenwasser der Verkehrsflächen soweit als möglich bzw. wie die 
Untergrundverhältnisse dies zulassen vor Ort auf den Grundstücken über geeignete Sickeranlagen 
möglichst flächig und über die belebte Bodenzone zu versickern. Sofern eine Versickerung nachweislich 
nicht möglich ist, ist das unverschmutzte Niederschlagswasser / Oberflächenwasser schadlos 
abzuleiten; es darf nicht auf Grundstücke Dritter abgeleitet werden. 
Nach Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim erfolgt die Niederschlagswasserbeseitigung 
über eine gedrosselte Einleitung in den Amtmannbach, soweit eine flächige Versickerung vor Ort nicht 
möglich ist (siehe § 11 der Festsetzungen durch Text).  

 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurde ein Geotechnischer Bericht erstellt, in dem auch 
Aussagen bzgl. der Niederschlagswasserversickerung enthalten sind. Bei den Böden im Plangebiet 
handelt es sich um überwiegend bindige Aueböden bzw. Molasseböden, bei denen eine Versickerung 
schwierig ist. Deshalb haben die konkreten Planungen bzgl. der Niederschlagswasserbewirtschaftung in 
enger Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim zu erfolgen. 
Des Weiteren wird auf den Geotechnischen Bericht verwiesen, der den Planunterlagen als Anlage 4 zur 
Begründung beiliegt. 

 

Die Entwässerung von Privatgrundstücken in öffentliche Flächen (Straßen- und Straßennebenflächen, 
etc.) ist unzulässig. 
Die ordnungsgemäße Grundstücksentwässerung muss durch eine Abnahmebestätigung eines privaten 
Sachverständigen nach Art. 65 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom jeweiligen Bauherrn bestätigt 
werden. 

 

Allgemeine Hinweise zur Niederschlagswasserversickerung 
Niederschlagswasser ist grundsätzlich zur Erhaltung der Grundwasserneubildung so weit als möglich 
dezentral und flächenhaft über die belebte Bodenzone auf den jeweiligen Grundstücken zu versickern. 
Punktuelle Versickerung in Versickerungsschächten oder die Einleitung in einen Vorfluter werden 
seitens der zuständigen Genehmigungsbehörde nur noch in begründeten Ausnahmefällen (z. B. 
Nachweis durch Baugrundgutachten, etc.) genehmigt. Die Einleitung in einen Vorfluter darf nur erfolgen, 
wenn eine Versickerung aus hydrogeologischen Gründen nicht oder nur mit hohem Aufwand möglich ist. 
Für Versickerungen von Niederschlagswasser, die nicht unter die Niederschlagswasser-
freistellungsverordnung (NWFreiV) fallen, sind prüffähige Planunterlagen nach der WPBV (3-fach) mit 
einem Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis beim LRA Weilheim-Schongau 
einzureichen. Sofern der Anwendungsbereich der NWFreiV eröffnet ist, ist vom planenden 
Ingenieurbüro eine formlose Bestätigung mit Angabe der Versickerungsart und der überschlägigen 
Berechnung der angeschlossenen Flächen beim Landratsamt einzureichen (nach der WPBV (3-fach)). 

 

Für die Behandlung von Niederschlagswasser ist auf folgende geltende technische Vorschriften und 
fachliche Regeln hinzuweisen: 
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Auf die Anforderungen der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammelten 
Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer (TRENOG) sowie auf die Technischen Regeln zum 
schadlosen Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) wird 
entsprechend verwiesen. 
Die Grundstücksentwässerungsanlage muss nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (DIN 
1986 ff.) erstellt werden. 
Das DWA Arbeitsblatt A 138 „Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser“ sowie das DWA Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum Umgang mit 
Regenwasser“, das DWA Arbeitsblatt A 117 „Bemessung von Rückhaltebecken“ und das DWA Merkblatt 
A 100 „Leitlinien der integralen Siedlungsentwässerung"(ISiE) sind zu beachten. 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass bei der Erstellung der Hausanschlüsse an die öffentliche Kanalisation, 
insbesondere zur Verhinderung von Rückstauereignissen, die entsprechenden DIN zu 
Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke zu beachten sind.  

 

Es wird empfohlen, Niederschlagswasser für die Toilettenspülung und Waschmaschinen zu nutzen und 
dafür in entsprechend geeigneten Rückhalteeinrichtungen zu sammeln. Die Errichtung von derartigen 
Anlagen sind dem Landratsamt des Landkreises Weilheim-Schongau und dem Wasserversorger zu 
melden (§ 13 Abs. 3 TrinkwV; § 3 Abs 2 AVBWasserV). 

 

Verschmutztes Niederschlagswasser ist nach entsprechender Reinigung entsprechend dem 
unverschmutztem Niederschlagswasser zu behandeln. 

 
3. BODEN- / GRUNDWASSER- UND HOCHWASSERSCHUTZ  

 

Bodenschutz: Das Gelände ist in seinem Verlauf zu erhalten. Abgrabungen und Aufschüttungen sind 
lediglich in dem zur Durchführung des Bauvorhabens erforderlichen Ausmaß zulässig. Der Mutterboden 
muss gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung 
geschützt werden. 
Bei Oberbodenarbeiten müssen die Richtlinien der DIN 18320 „Grundsätze des Landschaftsbaues“, DIN 
18915 „Bodenarbeiten für vegetationstechnische Zwecke“ und DIN 18300 „Erdarbeiten“ beachtet 
werden. 
Die Bestimmungen des Bodenschutzes nach § 4 BodSchG sind einzuhalten. 

 

Altlasten bzw. Altlastenverdachtsstandorte sind innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
und dessen räumlich funktionalen Umgriffs nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden.  
Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich 
das Landratsamt Weilheim-Schongau, Bodenschutzbehörde, zu informieren (Mitteilungspflicht nach Art. 
1 Bayerisches Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

 

Grundwasser- und Hochwasserschutz 
Konkrete Angaben zur Grundwassersituation liegen nach derzeitigem Kenntnisstand für den Bereich 
bzw. den Umgriff des Plangebietes (PG) nicht vor. Grundwassermessstellen / auch in vergleichbarer 
räumlichen Lage bzw. mit Übertragbarkeit der Daten sind gem. den einschlägigen Informationsdiensten 
der LfU nicht vorhanden. 
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Entlang der südlichen Grenze des Plangebietes verläuft ein Oberflächengewässer, der Amtmannbach, 
aus Richtung Osten kommend. Etwa 300 m westlich des Plangebietes innerhalb des Ortsgebietes 
mündet der Bach in den von Süden nach Norden verlaufenden Neuhauser Bach. 
Das PG befindet sich nicht innerhalb von festgesetzten oder vorläufig gesicherten HQ100-
Überschwemmungsgebieten. Eine Gefährdung des Plangebietes bei einem Hochwasser des 
Amtmannbachs kann jedoch nicht ausgeschlossen werden. Der südliche an dem Gewässer gelegene 
Bereich befindet sich außerdem im sog. „wassersensiblen Bereich“ (LfU, “Informationsdienst 
Überschwemmungsgefährdete Gebiete in Bayern IÜG, Stand August 2018).  
Infolge des ansteigenden Geländes im Norden des Plangebietes und auch weiter in Richtung Norden 
kann auch das Auftreten von Hangschichtwasser nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 

 

Es wird generell darauf hingewiesen und dringend empfohlen im Rahmen der Bauvorbereitungen eigene 
Erhebungen und Untersuchungen bezüglich des Untergrundes, des Grundwassers, des ggf. 
vorkommenden Auftretens von Schichtwasser bzw. der Niederschlagswasserbeseitigung vorzunehmen 
sowie auch entsprechende Schutzmaßnahmen gegenüber einem evtl. möglichen Eintreten von Grund- 
oder Oberflächenwasser und ggf. von Schichtwasser in Gebäudekörper zu ergreifen.  
Ggf. wird beispielsweise dringend darauf hingewiesen, Keller- bzw. Bauwerksabdichtungen mit einer 
wasserdichten Wanne bis zum höchsten zu erwartenden Grundwasserspiegel auszubilden und ggf. 
wasserdichte Anschlüsse an evtl. Lichtschächte vorzusehen. Auch wird generell auf die Anforderungen 
an die Statik und Auftriebssicherheit bei der Aufstellung von Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen hingewiesen, wie beispielsweise Lagerbehälter für Heizöl.  
Die Sicherung gegen evtl. auftretendes Oberflächen- oder Grundwasser obliegt grundsätzlich dem 
jeweiligen Bauherrn.  
Falls bei der Errichtung eines Gebäudes eine Bauwasserhaltung erforderlich ist, wird darauf 
hingewiesen, dass in Verbindung mit der Erfordernis einer Bauwasserhaltung eine entsprechende 
wasserrechtliche Erlaubnis beim LRA Weilheim-Schongau nach Art. 15 Abs. 2 i.V.m. Art. 70 Abs. 1 Nr. 3 
Bayer. Wassergesetz (BayWG) bzw. § 8 WHG einzuholen ist. 
Das Einbringen von Stoffen in ein Gewässer, hier das Grundwasser, – z. B. Kellergeschoss im 
Grundwasser - ist nach § 8 Abs. 1 in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Satz 4 WHG erlaubnispflichtig, sofern 
die Bedingungen des § 49 Abs. 1 Satz 2 WHG nicht eingehalten werden.  
Ein Aufstauen des Grundwassers ist aus wasserwirtschaftlicher Sicht und zum Schutz von Anlagen 
Dritter zu vermeiden. Falls der Aufstau 10 cm überschreitet bedarf es neben der beschränkten Erlaubnis 
für die Bauwasserhaltung einer gesonderten Genehmigung.  
 

 
4. IMMISSIONSSCHUTZ 

 

Anlagen- / Gewerbelärm:  
Im Rahmen der schalltechnischen Untersuchung ist nachzuweisen, dass gemäß § 22 BImSchG [1] 
"schädliche" Umwelteinwirkungen in der Nachbarschaft der Planung verhindert werden, die nach dem 
Stand der Technik vermeidbar sind. Dabei werden die Schallimmissionen in der Nachbarschaft 
prognostiziert und anhand der TA Lärm (Die Immissionsrichtwerte der TA Lärm entsprechen dabei 
überwiegend den Orientierungswerten des Beiblatts 1 der DIN 18005-1 für Gewerbelärmeinwirkungen) 
in Verbindung mit den um 6 dB(A) reduzierten Immissionsrichtwerten (zur pauschalen Berücksichtigung 
der Vorbelastung) schalltechnisch beurteilt. Die Beurteilung der zu erwartenden Geräuschemissionen 
erfolgt für die zugrundliegende Entwurfsplanung in Verbindung mit dem Nutzungskonzept tagsüber und 
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für die lauteste Nachtstunde (z.B. 5-6 Uhr) unter jeweils hoher Auslastung. Nachts ist mit Ausnahme der 
ggf. betriebenen Haus-/Anlagentechnik derzeit keine Betriebstätigkeit vorgesehen.  
Es zeigt sich, dass bei Betrachtung der Zusatzbelastung durch den künftigen (Gesamt-) Betrieb sowohl 
tagsüber als auch nachts die gebietsspezifischen Richtwerte gemäß TA Lärm in der Nachbarschaft 
eingehalten bzw. tagsüber um mindestens 6 dB(A), nachts um mindestens 17 dB(A) jeweils deutlich 
unterschritten werden.  
Die zusätzliche Belastung durch den der Anlage zuzuordnenden An- und Abfahrverkehr auf öffentlichen 
Verkehrswegen führt am (maßgeblichen) Immissionsort lediglich zu einer geringfügigen Erhöhung des 
Beurteilungspegels um tagsüber ca. 0,3 dB(A). Die (geringfügige) Überschreitung des 
gebietsspezifischen Immissionsgrenzwerts nach 16. BImSchV ist dabei auf die bereits bestehende 
Vorbelastung durch öffentlichen Straßenverkehr zurückzuführen. Aufgrund des hohen bestehenden 
Verkehrsaufkommens ist zudem von einer unmittelbaren Durchmischung der beiden Verkehrsanteile 
(bestehender öffentlicher und anlagenbezogener Verkehr) auszugehen.  
Auf die schalltechnische Untersuchung, die den Planunterlagen als Anlage 3 zur Begründung beiliegt, 
wird verwiesen. 
 
Bundesstraße B 17 
Auf die von der Bundesstraße B 17 ausgehenden Emissionen wird hingewiesen. Evtl. erforderliche 
Lärmschutzmaßnahmen werden nicht vom Baulastträger der Bundes- bzw. Staatsstraße übernommen. 
 
Landwirtschaft: 
Infolge der Lage des PG am östlichen Ortsrand ist in dem gesamten Bereich mit Immissionen i.V.m. der 
Landwirtschaft zu rechnen (v.a. Geruchs-, Lärm- und Staubimmissionen; diese können auch zu 
unüblichen Zeiten, wie früh morgens oder spätabends, auftreten – insbesondere während der 
Erntezeiten). 
Diese sind ortsüblich und trotz einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung unvermeidlich und müssen 
deshalb nach § 906 BGB hingenommen werden.  
 
 

5. ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN UND GEHÖLZEN 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sollen möglichst Gehölze gemäß Pflanzvorschlag verwendet 
werden. Dabei ist auf autochthones Pflanzgut zu achten. Bei der Anpflanzung kann bzw. sollte vorrangig 
auf die nachfolgende Auflistung mit der nebenstehenden Mindestpflanzqualität zurückgegriffen werden. 
 
Dagegen ist für die festgesetzten Pflanzungen von Einzelgehölzen und im Bereich der gebietsinternen 
Ausgleichsflächen ausschließlich die Verwendung standortheimischer, autochthoner Gehölze 
(möglichst) aus der nachfolgenden Pflanzenliste festgeschrieben. 
Fremdländische Gehölze (wie z.B. Thuja oder Zypresse) sind für diese Pflanzmaßnahmen nicht 
zulässig. 
 
 

Pflanzliste 
 

Bäume I. Ordnung: 
Mindestqualität: Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 14  – 16 cm bzw. 
Solitär, 3x verpflanzt, Höhe 2,5  – 3,0 m 
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Acer platanoides (Spitz-Ahorn) 
Acer pseudoplatanus (Berg-Ahorn) 
Fagus sylvatica (Rot-Buche) 
Fraxinus excelsior (Gewöhnliche Esche) 
Quercus petraea (Trauben-Eiche) 
Quercus robur (Stiel-Eiche) 
Tilia cordata (Winter-Linde) 
Tilia platyphyllos (Sommer-Linde) 
 

Bäume II. Ordnung: 
Mindestqualität: Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 12  – 14 cm bzw. 
Solitär, 3x verpflanzt, Höhe 2,5  – 3,0 m 
Acer campestre (Feld-Ahorn) 
Alnus glutinosa (Schwarz-Erle) 
Alnus incana (Grauerle) 
Betula pendula (Sand-Birke) 
Carpinus betulus (Hainbuche) 
Juglans regia (Walnuss) 
Prunus avium (Vogel-Kirsche) 
Prunus padus (Trauben-Kirsche) 
Salix alba (Silber-Weide) 
Sorbus aria (Mehlbeere) 
Sorbus aucuparia (Eberesche) 
 

Obstbäume / -gehölze: 
Mindestqualität: Hochstamm, 3x verpflanzt, Stammumfang 10 – 12 cm 
 

Malus sylvestris (Wild-Apfel) 
Pyrus communis (Wild-Birne) 
sowie weitere heimische sowie zugleich standortgerechte Obstbäume / -gehölze 
 

Sträucher / Gehölze 3. Wuchsordnung: 
Mindestqualität: Sträucher: vStr. 60-100 (ohne Ballen) 
 

Berberis vulgaris (Gemeine Berberitze) 
Cornus mas (Kornelkirsche) 
Cornus sanguinea (Roter Hartriegel) 
Corylus avellana (Haselnuss) 
Crataegus monogyna (Eingriffliger Weißdorn) 
Euonymus europaeus (Gewöhnliches Pfaffenhütchen) 
Frangula alnus (Faulbaum) 
Ligustrum vulgare (Gewöhnlicher Liguster) 
Lonicera xylosteum (Gewöhnliche Heckenkirsche) 
Prunus spinosa (Schlehe) 
Rhamnus cartharticus (Echter Kreuzdorn) 
Rhamnus frangula (Faulbaum) 
Salix caprea (Sal-Weide) 
Salix purpurea (Purpur-Weide) 
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Salix triandra (Mandel-Weide) 
Salix spec. (heimische Weiden-Arten) 
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
Sambucus racemosa (Trauben-Holunder) 
Viburnum lantana (Wolliger Schneeball) 
Viburnum opulus (Gewöhnlicher Schneeball) 
 

Pflanzliste für die Gehölze im Bereich der gebietsinternen gewässerbegleitenden 
Ausgleichsfläche im Süden des Plangebietes 
 

Im Bereich der gewässerbegleitenden Ausgleichsfläche sind in Anlehnung an das Leitbild einer 
artenreichen „Weichholzaue“ für die zur Verwendung zulässigen Arten Gehölze gemäß Pflanzvorschlag 
bzw. nachfolgender Pflanzenliste zu verwenden: 
 

Bäume II. Ordnung: 
Mindestqualität: Hochstamm, Stammbusch; 3xv., 12 – 14 cm  
Alnus glutinosa (Schwarz-Erle) 
Prunus padus (Trauben-Kirsche) 
Salix alba (Silber-Weide) 
Salix fragilis (Bruch-Weide) 
 

Sträucher / Gehölze 3. Wuchsordnung: 
Mindestqualität: vStr. 60-100 (ohne Ballen) 

Cornus mas (Kornelkirsche) 
Euonymus europaeus (Gewöhnliches Pfaffenhütchen) 
Frangula alnus (Faulbaum) 
Salix caprea (Sal-Weide) 
Salix cinerea (Grau-Weide) 
Salic purpurea (Purpur-Weide) 
Salix viminalis (Korb-Weide) 
Sambucus nigra (Schwarzer Holunder) 
Viburnum opulus (Gemeiner Schneeball) 
 

Eine Durchführung von Rodungsmaßnahmen bzw. Baumfällungen ist generell ausschließlich im 
Winterhalbjahr bzw. im Zeitraum zwischen 01.10. und 28.(29.)02. zulässig. Ausnahmen (aus wichtigem 
Grund) hiervon sind nur in enger Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landratsamtes 
zulässig. 
Auf die Einhaltung der gesetzlichen Grenzabstände für Gehölzpflanzungen nach dem Bayer. 
Nachbarrecht (AGBGB) wird hingewiesen.  
 
 

6. 20-KV-KABELLEITUNGEN 
 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans verlaufen die 20-kV-Kabelleitungen SE 105 und H18G. Der 
Schutzzonenbereich der Kabel beträgt 1,0 m beiderseits der Leitungstrasse und ist von einer Bebauung 
sowie tief wurzelnder Bepflanzung freizuhalten. Die Lage der Kabeltrassen kann der Planzeichnung 
entnommen werden. 
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7. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 
 

Die Örtlichen Bauvorschriften der Gemeinde Steingaden sind einzuhalten. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Planverfasser     Gemeinde 
 
 
 
Gefertigt im Auftrag der 
Gemeinde Steingaden 
 
 
 
Mindelheim, den ..................................   Steingaden, den ............................ 
 
 
 
             (Siegel) 
 
.............................................................   ............................................................... 
Peter Kern, Architekt     1. Bürgermeister X. Wörle 
 
 

 
 

Kern Architekten PartGmbB 
Bürgermeister-Krach-Straße 6    Krankenhausstr.1 
87719 Mindelheim    86989 Steingaden 
Tel.: 08261/73189-0    Tel.: 08862/91010 
Fax: 08261/73189-20    Fax: 08862/6470 
E-Mail: info@architekt-kern.de    E-Mail: gemeinde@steingaden.bayern.de  
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III. Begründung 
 
Inhalt: 
 

1. Anlass und Planungsziel 
2. Lage und Größe des Planungsgebietes  
3. Planungsrechtliche Situation sowie Prüfung von Standortalternativen 
4. Bestands- / Nutzungssituation 
5. Planungskonzeption und Flächenbilanz 
6. Grünordnerische Festsetzungen / Konzeption 
7. Umweltbericht und Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
8. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
9. Immissionsschutz 
10. Erschließung und Infrastruktur  
 
Anlagen:  
 

1. Liste der am Verfahren beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
2. Umweltbericht gemäß § 2a BauGB, Stand: 02.08.2018; fortgeschrieben am 06.12.2018 und am 

07.02.2019 
3. Schalltechnische Untersuchung: Neubau eines Lebensmittel-Einzelhandelsmarktes, Schongauer Straße, 

86989 Steingaden; hier: schalltechnische Auswirkungen durch Gewerbelärm auf die umliegende 
Nachbarschaft; Hils Consult GmbH, Ing.-Büro für Bauphysik, Kaufering, Bericht 18088_gew_gu01_v1, 
mit Stand vom 15.11.2018 

4. Geotechnischer Bericht zum BV Gemeinde Steingaden, Neubau eines Verbrauchermarktes in 86989 
Steingaden; BauGrundSüd Gesellschaft für Bohr- und Geotechnik mbH, Bad Wurzach,  
BV-Code: BV 000 19250, Aktenzeichen AZ 18 09 071; mit Stand vom 14.11.2018 

5. Geländeschnitte: erstellt durch das Architektur- und Ingenieurbüro Hiemer + Stetter, Memmingen; mit 
Stand vom 21.11.2018 

 
 
 
 
1. Anlass und Planungsziel 
 

Die Fa. Feneberg Lebensmittel GmbH strebt eine Vergrößerung der bestehenden örtlichen Filiale ihres 
Lebensmittelmarktes an. Das zentrale Ziel der Planung ist es, die Möglichkeit für einen größeren 
Vollsortimenter-Lebensmittelmarkt zur nachhaltigen Sicherung und Verbesserung der örtlichen 
Nahversorgung zu schaffen. Der Verbrauchermarkt soll in Steingaden gehalten werden, um die 
Versorgung mit Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs für die Wohnbevölkerung langfristig zu 
gewährleisten. Da an dem bereits bestehenden Standort an der Füssener Straße nicht ausreichend 
Platz für diese Maßnahme vorhanden ist, soll an einem neuen Standort bzw. im gegenständlichen 
Plangebiet ein neues größeres und zudem auch nach modernen Maßstäben attraktiver gestaltetes 
Gebäude errichtet werden. 
Mit dem verfahrensgegenständlichen Bebauungsplan „Sondergebiet Verbrauchermarkt am Kellerberg“ 
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sowie der 12. Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren schafft die Gemeinde die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für das Vorhaben. 
 
 

2. Lage und Größe des Planungsgebietes 
 

2.1 Lage des Planungsgebietes 
Das Planungsgebiet (PG) befindet sich im Osten des Hauptortes Steingaden und umfasst das bislang 
unbebaute Gebiet im Randbereich sowie Talraum nördlich angrenzend an den Amtmannbach und 
südlich des sog. „Kellerberges“. Westlich wird der Geltungsbereich durch die Schongauer Straße 
(Bundesstraße 17), nördlich und östlich durch die Osterbichlstraße und südlich durch den 
Gewässerverlauf des Amtmannbachs begrenzt.  
 

2.2 Größe des Planungsgebietes 
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans „Sondergebiet Verbrauchermarkt am Kellerberg“ 
umfasst eine Fläche von rund 1,33 ha. 

 Innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs befinden sich die Grundstücke mit den Fl.-Nrn. 1057, 
1057/3, 1058 (TF = Teilfläche), 1058/2 (TF), 1058/3 (TF), 1129/22 (TF), 1129/40, 1129/55 und 1129/56 
(TF), jeweils der Gemarkung Urspring. 
 
 

3. Planungsrechtliche Situation sowie Prüfung von Standortalternativen 
 

3.1 Beschlusssituation 
Der Gemeinderat Steingaden hat in der Sitzung vom 03.05.2018 die Aufstellung des Bebauungsplans 
„Sondergebiet Verbrauchermarkt am Kellerberg“ beschlossen.  

 
3.2 Flächennutzungsplan 

Die Fläche des Plangebietes ist im wirksamen Flächennutzungsplan aus dem Jahr 1988 inkl. der 5. 
Änderung großteils als „Fläche für die Landwirtschaft“ mit „Landschaftsbestimmenden Bäumen und 
Gehölzgruppen die im Grundzug zu erhalten oder anzulegen sind“ dargestellt.  
Da diese Darstellungen im Flächennutzungsplan (FNP) nicht mit den Festsetzungen der 
verfahrensgegenständlichen Planung übereinstimmen, wird der Flächennutzungsplan im 
Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB bzw. im Rahmen des Aufstellungsverfahrens der 12. 
Änderung des FNP entsprechend angepasst.  
Die vorhandenen Straßen im Plangebiet, die Schongauer Straße und die Osterbichlstraße, sind in der 
wirksamen Planung bereits entsprechend dargestellt. 
 

Gegenstand der 12. Änderung des FNP ist im Wesentlichen die Umänderung von "Flächen für die 
Landwirtschaft" in ein Sondergebiet mit Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“ sowie randliche 
„Öffentliche Grünflächen“ und „Sonstige Grünflächen“. Der Nordteil des Zufahrtsbereichs wird ergänzend 
als Teil des „Innerörtlichen Erschließungsnetzes“ dargestellt bzw. planungskonzeptionell angepasst. 
Außerdem wird der westlich anschließende Bereich entsprechend der Bestandssituation im Zuge der 
Anpassung / Berichtigung der Plandarstellung an die digitale Flurkarte als Mischgebiet gekennzeichnet. 
 

Damit entspricht die gegenständliche Planung nach Inkrafttreten der 12. Änderung des 
Flächennutzungsplans vollinhaltlich der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde. 
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Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan inkl. 5. Änderung mit Überlagerung der Geltungsbereichsgrenze der 
gegenständlichen Planung (ohne Maßstab) 

 

 
Plandarstellung der parallel aufgestellten 12. Änderung des FNP (ohne Maßstab) 
 
 

3.3 Raumordnung und Landesplanung 
 
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. 

3.3.1 Landesplanung – Landesentwicklungsprogramm 2013 (inklusive der Änderung vom 21.02.2018)  
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Die Gemeinde Steingaden zählt gemäß des Landesentwicklungsprogramms 2013 zum Allgemeinen 
Ländlichen Raum und ist im LEP aus dem Jahr 2013 als „Grundzentrum“ geführt. 

  
Ausschnitt aus der Strukturkarte des LEP 2013, Änderung vom 21.02.2018, Hrsg: Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Verkehr und Technologie, ohne Maßstab 
 
Zur Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums ist bezogen auf das plangegenständliche 
Vorhaben v.a. auch folgender wichtiger Grundsatz formuliert: 
„Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass 
- er seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern und weiter 

entwickeln kann, 
- seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit versorgt sind, 
- er seine eigenständige Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bewahren kann und 
- er seine landschaftliche Vielfalt sichern kann“ (LEP 2013, 2.2.5 (G))  

  
Des Weiteren werden in Verbindung mit der gegenständlichen Planung u.a. folgende Ziele und 
Grundsätze zur nachhaltigen Entwicklung der raumbedeutsamen Fachbereiche aufgeführt (Auszug): 
- LEP 1.1.3 (G) Verminderung des Ressourcenverbrauchs in allen Landesteilen; unvermeidbare 

Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen. 
- LEP 3.1 (G) Anwendung flächensparender Siedlungs- und Erschließungsformen unter 

Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten. 
- LEP 3.3 (Z) Ausweisung neuer Siedlungsflächen möglichst in Anbindung an geeignete 

Siedlungseinheiten. 
- LEP 5.3.1 (Z) Ausweisung von Nahversorgungsbetrieben bis 1.200 m2 Verkaufsfläche in allen 

Gemeinden. 
- LEP 5.3.2 (Z) Ausweisung von Einzelhandelsgroßprojekten / großflächigen Einzelhandelsbetrieben an 

städtebaulich integrierten Standorten. 
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3.3.2 Regionalplanung 

Die Gemeinde Steingaden ist im Regionalplan aus dem Jahr 1988 als „Kleinzentrum“ geführt.  

Als Ziele und Grundsätze im Regionalplan der Planungsregion Oberland für den plangegenständlichen 
Fall anzuführen sind insbesondere:  
- Der Erhaltung und Stärkung der dezentralen Versorgungsstruktur in der Region sowie der Sicherung 

einer ausreichenden, flächendeckenden Warenversorgung kommt besondere Bedeutung zu. 
Insbesondere die Versorgung mit Waren des kurzfristigen Bedarfs in möglichst fußläufiger Entfernung 
ist anzustreben. (B IV 4.1 G) 

- Der Funktionsfähigkeit der Innenstadtbereiche bzw. der Ortskerne kommt zentrale Bedeutung zu. 
Deshalb ist anzustreben, dass die Ansiedelung von Einzelhandelsgroßprojekten bevorzugt in 
Zentrenlagen erfolgt. (B IV 4.2 G) 

- Die Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten soll sich an der zentralörtlichen Funktion der 
Gemeinde orientieren und in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten erfolgen. (B IV 4.3 Z) 

 
3.3.3 Prüfung von Standort- und Planungsalternativen 
 

Standortalternativen 
Eine gem. den Erfordernissen (u.a. Umfang Verkaufsfläche, moderne Maßstäbe, etc.) umsetzbare 
Vergrößerung des Verbrauchermarktes an dem bestehenden Standort an der Füssener Straße ist 
insbesondere aufgrund des dort zur Verfügung stehenden Raumangebotes nicht möglich, auch wäre die 
Umsetzbarkeit einer entsprechend erforderlichen bzw. geeigneten Erschließungssituation sehr fraglich.  
Bei dem gewählten Standort der gegenständlichen Planung handelt es sich dagegen um eine Fläche 
von ausreichender Größe innerhalb des Ortes, deren Flächenverfügbarkeit gegeben ist und die eine 
grundsätzlich gut geeignete Möglichkeit für eine den Erfordernissen entsprechende leistungsfähige 
Erschließungssituation von der Schongauer Straße / B 17 aus aufweist (die Möglichkeit zur 
Erschließung der Fläche insbesondere auch über eine eigene Abbiegespur von der B 17 aus wurde von 
den Vertretern des Staatlichen Bauamtes Weilheim im Rahmen des Scopingtermins am 29.01.2018 
bestätigt). 
Andere bzw. alternative innerörtliche Flächen in vergleichbarer Größe und Lage, mit bestehender 
Flächenverfügbarkeit und der Möglichkeit einer leistungsfähigen Erschließung, sind in Steingaden nach 
derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden.  
Die verfahrensgegenständlichen Flächen befinden sich in einer städtebaulich integrierten Lage (LEP 
5.3.2 (Z)) und sind insbesondere auch im Hinblick auf eine fußläufige Erreichbarkeit für alle 
Altersgruppen der Bevölkerung grundsätzlich als sehr gut geeigneter Standort zu bewerten. Durch das 
Vorhaben wird weiterhin die Funktionsfähigkeit der verbrauchernahen Versorgung mittel- bis langfristig 
gewährleistet und damit die Daseinsvorsorge der Bevölkerung Steingadens sichergestellt. Es erfolgt 
zudem keine Überschreitung des im LEP (5.3.1 (Z)) als grundsätzlich verträglich festgelegten Wertes 
von 1.200 m2 an Verkaufsfläche, die entsprechend in allen Gemeinden landesplanerisch zulässig ist. 
Aufgrund dessen und v.a. auch in Berücksichtigung der örtlichen Bestands- / Versorgungssituation ist 
auch keine Untersuchung der Auswirkungen / Verträglichkeit des Vorhabens auf zentrale 
Versorgungsbereiche des Umfeldes bzw. bestehende Versorgungsstrukturen erforderlich (Mitteilung / 
Bestätigung des Bauamtes des LRA Weilheim-Schongau im Rahmen des Scopingtermins am 
29.01.2018).  
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Planungsalternativen 
Zu Beginn des Planungsprozesses wurden die übergeordneten Eckpunkte des Planvorhabens im 
Rahmen eines eigenständigen Scopingtermins am 29.01.2018 mit den im gegenständlichen 
Planungsfall betroffenen, wichtigsten Sachgebieten des Landratsamtes Weilheim-Schongau sowie mit 
dem Staatlichen Bauamt Weilheim vorabgestimmt. Der Standort und die Planungseckpunkte wurden als 
grundsätzlich geeignet angesehen, insbesondere auch von Seiten der Sachgebiete Naturschutz und 
Ortsplanung des LRA. Als zentrale Punkte für die weiterführenden Planungsarbeiten wurden im Hinblick 
auf die Situierung des Gebäudekörpers ein bestmöglicher Umgang mit dem Gelände / der vorhandenen 
besonderen Topographie unter weitestmöglicher Berücksichtigung der Höhenschichtlinien sowie zudem 
auch eine gesamtplanerisch verträgliche Berücksichtigung des südlich angrenzenden Amtmannbaches 
festgehalten. Daraufhin erfolgte die Erstellung eines ausführlichen Höhen- und Geländeaufmaßes und in 
der Folge wurde zum einen der Hauptgebäudekörper zur Verringerung der Gelände-Beeinträchtigungen 
von den markanten, steil geneigten Böschungsbereichen im Norden und Nordwesten des PG 
weitestmöglich abgerückt. Zum anderen wurde eine entsprechende Ausrichtung / Situierung des 
Gebäudes unter Berücksichtigung der betriebsorganisatorischen Erfordernisse (wie Zufahrtssituation, 
Anzahl und Lage der Stellplätze, Flächen für den Andienungsverkehr etc.) vorgenommen sowie in 
diesem Zusammenhang auch die OK des Fertigfußbodens im EG auf eine Höhenlage von 763,50 m ü. 
NN festgelegt. In Berücksichtigung des Verlaufs und der Lage des Amtmannbaches wurde das Bauland 
auf einen Mindestabstand von 5 m zur südlichen Grundstücksgrenze zurückgenommen.  
Des Weiteren hat der Gemeinderat im Vorfeld zur Billigung der Vorentwurfsfassung der Planung die 
wesentlichen Inhalte des gegenständlichen Planvorhabens in mehreren Sitzungen und Ortsterminen 
intensiv erörtert. Dabei wurden insbesondere die Situierung des Hauptbaukörpers im Gelände (v.a. Lage 
im Raum / Baukörperausrichtung, Berücksichtigung Topographie / Höhenschichten, Höhenlage OK FFB 
EG, betriebsorganisatorische Erfordernisse wie z.B. Stellplatzsituation und Rangierflächen für 
Andienungsverkehr, etc.) sowie auch die Regelungen zur Kubatur bzw. zur Gestaltung des 
Hauptgebäudes selbst und aller sonstigen baulichen Anlagen eingehend und abschließend diskutiert 
(v.a. Dachformen: Satteldach, Pultdach und Flachdach; unterschiedlichste Dacheindeckungen sowie 
Wand- und Firsthöhen bis hin zur Gestaltung von Fassaden und Werbeanlagen, etc.).  
Eine aus gesamtplanerischer Sicht besonders umfassende und detaillierte Untersuchung der 
Verträglichkeit des Planvorhabens wurde im gegenständlichen Planungsfall v.a. auch im Hinblick auf 
den geplanten, vergleichsweise groß dimensionierten Baukörper und die besondere Bestandssituation 
vorgenommen. Diese ist einerseits durch die topographischen Gegebenheiten im Gebiet selbst, das sich 
zudem im Talraumbereich des Amtmannbaches befindet, und andererseits durch die Blickbeziehungen / 
Fernwirkung vom nördlichen Randbereich bzw. der B 17 und der Osterbichlstraße aus auf die oberen 
Abschnitte der beiden Türme des Welfenmünsters von Steingaden (mit dem Panorama des Alpen-
Nordrandes im Hintergrund) geprägt. Aufgrund dessen wurden im Rahmen des Planungsprozesses 
neben dem vorgenannten Gelände- / Höhenaufmaß insbesondere auch diverse graphische Ansichten / 
Visualisierungen zu Varianten des Hauptbaukörpers inkl. Parkplatzsituation und Darstellungen zu den 
geplanten Werbeanlagen sowie zudem auch ein Phantomgerüst des Gebäudekörpers zur Bewertung 
der Verträglichkeit des Planvorhabens und zur abschließenden Entscheidungsfindung für die gewählte 
Planungsvariante und insbesondere der festzulegenden Dachform erstellt. Letztlich hat sich der 
Gemeinderat damit auf einer breiten Informationsgrundlage und nach einem umfassenden 
Planungsprozess für die gegenständlichen Planungsinhalte und v.a. auch für die Festlegung auf einen 
Hauptgebäudekörper mit Flachdachform entschieden. 
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Aus diesen Gründen wurde letztlich die in der Planzeichnung festgesetzte Variante an diesem Standort 
auch gewählt. 
 

Fazit:  
Der verfahrensgegenständlichen Planung und der parallel dazu in Aufstellung befindlichen 12. 
Flächennutzungsplanänderung stehen nach derzeitigem Sachstand keine einschlägigen Inhalte der 
Raumordnung und Landesplanung entgegen. Die Planungen werden damit grundsätzlich den Zielen und 
Grundsätzen des Landesentwicklungsprogramms sowie des Regionalplans gerecht.  
Das Planvorhaben berücksichtigt auf der Grundlage einer aus ortsplanerisch-städtebaulichen Sicht 
organischen Siedlungsentwicklung sowie der Gebietsausweisung an einem städtebaulich integrierten 
Standort insbesondere auch den Grundsatz LEP 3.1 (G) bzw. die Anwendung flächensparender 
Siedlungs- und Erschließungsformen unter Berücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten sowie 
die oben angeführten Grundsätze des Regionalplans Oberland. 

 
 
4. Bestands- / Nutzungssituation 

 
4.1 Realnutzung und sonstige vorhandene Strukturen 

Der Großteil des Plangebietes (PG) wird derzeit landwirtschaftlich vergleichsweise intensiv als Grünland 
genutzt. Den Westrand des Geltungsbereiches bildet die Schongauer Straße (Bundesstraße B 17) mit 
ihren straßenbegleitenden Rand- / Übergangsbereichen aus, die Osterbichlstraße begrenzt das 
Vorhabengebiet nach Norden und Osten. Südlich des Einmündungsbereiches der Osterbichlstraße in 
die Schongauer Straße ist zudem eine Bushaltestelle mit vorgelagerter Haltebucht im PG vorhanden. 
Außerdem sind entlang der Schongauer Straße drei Laubgehölze +/- mittleren Alters sowie ein 
Strauchgehölz (mit Standort südlich der Bushaltestelle) vorhanden. 
In etwa auf der südlichen Grenze des Planungsgebietes verläuft der Amtmannbach, ein Gewässer 3. 
Ordnung. Über den Bach führt zwischen den Grundstücken Fl.-Nrn. 1051/6 und 1057 eine Überfahrt, die 
vermutlich vormals zur Bewirtschaftung eines Teilbereichs des Plangebietes genutzt wurde. Die Ufer- / 
Böschungsbereiche des Amtmannbachs sind auf beiden Seiten vergleichsweise steil und vorrangig mit 
Altgrasbeständen ausgeprägt. Entlang des Gewässers bestehen auf der innerhalb des Plangebietes 
gelegenen nördlichen Seite einige zumeist junge von selbst aufgekommene Gehölze – u.a. Weiden, 
Birke, Hainbuche, Ahorn. Die an den Geltungsbereich südlich des Bachs angrenzende Fläche (Fl.-Nr. 
1051/6) ist insgesamt als nährstoffreiche Brachfläche mit einer nitrophilen Hochstaudenflur vorrangig 
bestehend aus Brennnesseln und Taubnesseln anzusprechen. Auch hier sind entlang des Gewässers 
abschnittsweise von selbst aufgekommene Gehölze vorhanden (ebenfalls u.a. Weiden, Traubenkirsche, 
Hainbuche, Ahorn).  
Abgesehen von den genannten Gehölzen und den Ufer- / Böschungsbereichen unmittelbar entlang des 
Amtmannbaches sind auf der Plangebietsfläche keine weiteren Strukturen wie randliche Säume oder 
sonstige wertgebende Elemente vorhanden. 
Das Gelände steigt vom Amtmannbach in Richtung Norden / Nordosten bis zur Osterbichlstraße um 
etwa 7 m an – von 762 auf 769 m ü. NN, wobei der größte Anstieg von rund 764 auf 769 m ü. NN im 
nördlichen und nordöstlichen Drittel der Plangebietsfläche erfolgt. Aufgrund dessen sind diese 
Teilbereiche des PG auch von entsprechend ausgebildeten Böschungsbereichen geprägt. Unmittelbar 
nördlich angrenzend an die Osterbichlstraße, allerdings bereits außerhalb des Plangebietes, steigt das 
Gelände weiterhin zum Kellerberg hin steil / „sprunghaft“ an. 
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4.2 Bestandssituation für Natur und Umwelt 
Detaillierte Aussagen zur Bestandssituation bezüglich der Schutzgüter Boden, Wasser, Klima/Luft, Flora 
Fauna und biologische Vielfalt, Mensch (Immissionsschutz und Erholung), Landschaftsbild sowie Kultur- 
und Sachgüter finden sich im anhängigen Umweltbericht, der Bestandteil dieser Begründung ist. Im 
Folgenden werden deshalb lediglich die wichtigsten Punkte zur Bestandssituation innerhalb des 
Planungsgebiets und dessen Umgriff zusammengefasst wiedergegeben. 
 
Naturräumliche Einordnung 
Naturräumlich gesehen liegt Steingaden im Voralpinen Moor- und Hügelland der 
Jungmoränenlandschaft der Lech-Vorberge. 
Das PG liegt im randlichen Talraumbereich sowie teils auch im Talgrundbereich des Amtmannbachs, 
der etwas weiter westlich in den Neuhauser Bach mündet. 
 
Baugrund / Beschaffenheit des Bodens / Untergrundes 
Bei den Böden handelt es sich im Großteil des Plangebietes fast ausschließlich um Braunerde und 
Parabraunerde aus kiesführendem Lehm über tiefem carbonathaltigem Schotter (Bayerisches 
Landesamt für Umwelt, Bodeninformationssystem, Übersichtsbodenkarte Maßstab 1:25.000).  
Im südlichen Randbereich des Plangebietes, direkt entlang des Amtmannbachs (engerer 
Talgrundbereich), ist ein Bodenkomplex aus Gleyen, kalkhaltigen Gleyen und anderen 
grundwasserbeeinflussten Böden mit weitem Bodenartenspektrum (Talsediment) vorhanden, der im 
Untergrund ebenfalls carbonathaltig ist (ebd.). Gemäß des Geotechnischer Berichtes, der im Zuge der 
Aufstellung des Bebauungsplans erstellt wurde, handelt es sich bei den Böden im Plangebiet um 
überwiegend bindige Aueböden bzw. Molasseböden. Der Geotechnische Bericht liegt den 
Planunterlagen als Anlage 4 zur Begründung bei. 
Die im PG vorkommenden Böden sind in der Umgebung verbreitet. Bereiche mit besonderer Bedeutung 
für das Schutzgut Boden, wie naturnahe und/oder regional seltene Böden sowie natürliche und 
kulturhistorische Boden- und Oberflächenformen sind im Planungsgebiet nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht vorhanden. 
 
Oberflächengewässer sowie Grundwasser- und Hochwasserschutz  
Konkrete Angaben zur Grundwassersituation liegen nach derzeitigem Kenntnisstand für den Bereich 
bzw. den Umgriff des PG seitens der zur Verfügung stehenden Unterlagen nicht vor. 
Grundwassermessstellen / auch in vergleichbarer räumlichen Lage bzw. mit Übertragbarkeit der Daten 
sind gemäß den einschlägigen Informationsdiensten der LfU nicht vorhanden.  
Die Oberkante Fertigfußboden EG (OK FFB EG) des geplanten Verbrauchermarktes wird auf 763,50 m 
ü. NN festgesetzt. Die OK des Böschungsbereichs des im Süden des Plangebietes verlaufenden 
Amtmannbachs liegt am Ostrand des Grundstücks 1057 in etwa höhengleich hierzu auf ebenfalls ca. 
764 m ü. NN und am südwestlichen Ende des Grundstücks auf rund 762 m ü. NN bzw. ca. 2 m tiefer als 
die OK FFB EG des geplanten Gebäudes (das Höhenaufmaß ist in die Planzeichnung nachrichtlich-
informativ eingetragen). Der Wasserspiegel des Gewässers selbst befindet sich wiederum rund 1,5 m 
unterhalb der OK der Ufer-/Böschungsbereiche. Da der südliche Bereich des geplanten Gebäudes (mit 
Festsetzung 763,50 m ü. NN) ferner mind. rund 0,5 bis 1 m höher als das Bestandsgelände im engeren 
Talgrundbereich des Gewässers zu liegen kommen wird und zudem ein Mindestabstand zu den 
Böschungsbereichen des Gewässers von ca. 20 bis 30 m gegeben ist, ist nach derzeitigem Sachstand 
insbesondere auch im Hinblick auf die Belange einer ordnungsgemäßen 



 
Bebauungsplan „Sondergebiet Verbrauchermarkt am Kellerberg“  27 
Endfassung vom 14.03.2019, Gemeinde Steingaden	
 

Niederschlagswasserbeseitigung davon auszugehen, dass der hierfür anzusetzende 
Grundwasserflurabstand im Bereich des Gebäudes mindestens 1 m betragen wird.  
 Aufgrund der besonderen Bestandssituation bzw. der topographischen Gegebenheiten und der Lage 
im Randbereich sowie teils im engeren Talgrundbereich des Amtmannbaches muss mit einem Auftreten 
von Hangschichtenwasser gerechnet werden bzw. ist dies nicht auszuschließen. 
 Das Planungsgebiet befindet sich nicht in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet für ein 
HQ100-Ereignis, bei einem Hochwasserereignis des Amtmannbachs kann eine Überschwemmung – 
zumindest des südlichen Plangebietsteils – allerdings nicht ausgeschlossen werden. Der südliche 
Bereich, entlang des Amtmannbachs, befindet sich außerdem im sog. „wassersensiblen Bereich“ (LfU, 
“Informationsdienst Überschwemmungsgefährdete Gebiete in Bayern IÜG, Stand August 2018). 
 Aufgrund der Bestandsituation wird dem Bauherrn deshalb dringend empfohlen im Rahmen der 
Bauvorbereitungen eigene Erhebungen und Untersuchungen insbesondere bezüglich des Untergrundes, 
der Situation von Grund- bzw. ggf. abfließendem Oberflächenwasser, einem möglichen Auftreten von 
Hangschichtenwasser und zur Niederschlagswasserbehandlung / -beseitigung vorzunehmen. sowie 
auch entsprechende Schutzmaßnahmen bei einem evtl. möglichen Eintreten von Grundwasser oder ggf. 
Schichtenwasser und Oberflächenwasser in Gebäudekörper zu ergreifen.  
Außerdem wird empfohlen entsprechende Schutzmaßnahmen gegenüber einem evtl. möglichen 
Eintreten von Grund- oder Oberflächenwasser und ggf. von Schichtwasser in Gebäudekörper zu 
ergreifen, ggf. beispielsweise:  
- Keller- bzw. Bauwerksabdichtungen mit einer wasserdichten Wanne bis zum höchsten zu erwartenden 
Grundwasserspiegel 
- wasserdichte Anschlüsse an evtl. Lichtschächte  
Auch wird generell auf die Anforderungen an die Statik und Auftriebssicherheit bei der Aufstellung von 
Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen hingewiesen, wie beispielsweise Lagerbehälter 
für Heizöl. 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Sicherung gegen evtl. auftretendes Oberflächen- oder 
Grundwasser grundsätzlich dem jeweiligen Bauherrn obliegt. 
Falls bei der Errichtung eines Gebäudes eine Bauwasserhaltung erforderlich ist, wird darauf 
hingewiesen, dass in Verbindung mit der Erfordernis einer Bauwasserhaltung eine entsprechende 
wasserrechtliche Erlaubnis beim LRA Weilheim-Schongau nach Art. 15 Abs. 2 i.V.m. Art. 70 Abs. 1 Nr. 3 
Bayer. Wassergesetz (BayWG) bzw. § 8 WHG einzuholen ist. 
Auf die Ziffer 3. der textlichen Hinweise wird ferner verwiesen.  
 

 Hinweise zu evtl. wild abfließendem Niederschlags- / Oberflächenwasser 
Infolge der vorhandenen Geländesituation bzw. der topographischen Gegebenheiten des PG kann bei 
Starkniederschlägen nicht ausgeschlossen werden, dass es durch wild abfließendes Wasser zu 
bereichsweisen Beeinträchtigungen kommt. Die Entwässerungseinrichtungen sind deshalb so 
auszulegen, dass wild abfließendes Wasser ggf. schadlos abgeführt werden kann. Ggf. sind auch 
entsprechende Rückhaltemaßnahmen vorzusehen, um eine Abflussbeschleunigung im Gewässer zu 
verhindern. 
Zum Schutz der baulichen Anlagen / Gebäude vor wild abfließendem Wasser sind ggf. 
Objektschutzmaßnahmen vorzusehen, wobei das anfallende Wasser dadurch nicht auf andere 
Grundstücke abgleitet werden darf.  
Öffnungen in den Gebäuden sind so zu gestalten, dass o. g. wild abfließendes Wasser nicht eindringen 
kann. 
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Abfließendes Oberflächenwasser ist so abzuleiten, dass Dritte nicht in Mitleidenschaft gezogen werden. 
Hierzu sind Geländeveränderungen und der Bau von Entwässerungseinrichtungen so zu konzipieren, 
dass die Ableitung schadlos erfolgen kann. Die Ableitung von Wasser auf Fremdgrundstücke ist nicht 
zulässig.  
 
Kleinklimatische Situation im Plangebiet 
Das Planungsgebiet befindet sich am östlichen Ortsrand von Steingaden im Randbereich sowie Talraum 
nördlich angrenzend an den Amtmannbach. Im Norden grenzen der Kellerberg sowie im Westen der 
zum Kellerberg hin ansteigende Böschungsbereich der B 17 mit anschließender Bebauung an. Die im 
Süden angrenzenden Bereiche sind ebenfalls durch die bestehende Bebauung des Ortes geprägt. Im 
Osten schließen, entsprechend der Nutzung des Großteils des Plangebiets selbst, landwirtschaftliche 
als Grünland genutzte Flächen an, die als Kaltluftentstehungsgebiet am östlichen Ortsrand 
anzusprechen sind. Der Abfluss der Kaltluft erfolgt entsprechend des Gefälles des Talraumes 
übergeordnet in Richtung Westen. Die bestehende Bebauung des Ortes wirkt diesbezüglich bereits als 
+/- ausgeprägte Barriere.  
Vorbelastungen der lufthygienisch-kleinklimatischen Situation sind im Wesentlichen temporär durch die 
landwirtschaftlich, vergleichsweise intensive Nutzung sowie v.a. in Verbindung mit der bereits 
bestehenden Bebauung (v.a. Fahrzeugbewegungen, Hausbrand, etc.) und der angrenzenden 
Verkehrsinfrastruktur (B 17 und Osterbichlstraße, Ammergauer Straße St 2059) vorhanden.  
Von einer relevanten, weiterhin zusätzlichen negativen Beeinträchtigung der vorgenannten 
lufthygienisch-kleinklimatischen Funktionen ist i.V.m. dem plangegenständlichen Vorhaben 
insbesondere aufgrund von Bestandssituation sowie Art und Umfang des Vorhabens nicht auszugehen. 
 
Schutzgebiete / Arten- und Biotopschutz 
Schutzgebiete, Schutzobjekte nach §§23 bis 29 BNatSchG, Teil-/ Flächen nach Art. 23 BayNatSchG in 
Verbindung mit §30 BNatSchG, Landschaftsbestandteile nach Art. 16 BayNatSchG, amtlich kartierte 
Biotope, FFH/SPA-Gebiete oder Vogelschutzgebiete und Fundflächen/-punkte der ASK sind genauso 
wie besonders oder streng geschützte Arten bzw. Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie im 
Plangebiet und dessen räumlich-funktionalem Umgriff nicht vorhanden. Wertgebende Pflanzen- und 
Tierarten treten nach derzeitigem Kenntnisstand im PG nicht auf.  
Naturschutzfachlich wertgebende Strukturen wie besondere Gehölzbestände oder randliche Säume etc. 
mit entsprechender Ausprägung sind im Bereich des PG mit Ausnahme von abschnittsweisen Ansätzen 
entlang der unmittelbaren bzw. engeren Ufer- / Böschungsbereiche entlang des Amtmannbaches 
ebenfalls nicht vorhanden. Aufgrund der Bestandssituation bzw. Realnutzung, Vorbelastungen im 
Nahbereich (v.a. auch durch die stark befahrene Bundesstraße B 17) und die strukturelle Ausstattung 
etc. ist das Lebensraumpotential eines Großteils des Planungsgebiets selbst, für geschützte und aus 
naturschutzfachlicher Sicht bedeutsame Pflanzen- und Tierarten als von nur untergeordneter Bedeutung 
zu beurteilen. Allerdings weisen insbesondere die gewässerbegleitenden Flächen entlang des 
Amtmannbaches ein grundsätzlich hohes Potential für die Herstellung strukturreicher 
gewässerbegleitender Lebensräume mit unterschiedlich ausgeprägten Übergangsbereichen entlang der 
Kontaktzone zwischen dem Gewässer und den umliegenden Flächennutzungen auf. 
Zusammenfassend kann davon ausgegangen werden, dass i.V.m. dem gegenständlichen 
Planungsvorhaben bzw. dessen Realisierung keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 
44 BNatSchG gegenüber nach nationalem Recht streng geschützter und/oder gemeinschaftlich 
geschützter Arten – Vogelarten nach Art. 1 VRL und Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie – zu 
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erwarten sind. Auch ist keine Beeinträchtigung von nach nationalem Recht “besonders“ geschützten 
Arten, wie Arten der Roten Liste, zu erwarten.  
Die Gemeinde Steingaden sieht deshalb auch von weiterführenden Untersuchungen und ggf. einer 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) in Verbindung mit dem gegenständlichen 
Bauleitplanvorhaben ab. 
 
Denkmalschutz 
Bau- und Bodendenkmäler sind nach aktuellem Sachstand und Auswertung des “Bayerischen Denkmal 
Atlas“ des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege (Stand August 2018) im PG nicht vorhanden.  
Das Anwesen, Schongauer Straße 34, auf dem nördlich an das Plangebiet angrenzenden Kellerberg ist 
im Bayerischen Denkmal Atlas als Baudenkmal gekennzeichnet: Denkmal-Nr. D-1-90-154-22; 
Beschreibung: Ehem. Sommerbierkeller, langgestreckter verputzter Tuffquaderbau mit 
Krüppelwalmdach, 1826; Benehmen hergestellt, nachqualifiziert.  
Auf die besonderen Schutzbestimmungen der Art. 4 bis 6 DSchG, die bei der weiterführenden Planung 
aufgrund der Nähe zu dem Baudenkmal zu beachten sind, wird ausdrücklich hingewiesen. 
Eine Beeinträchtigung von bzw. Auswirkungen auf denkmalschützerische Belange sind i.V.m. dem 
Planvorhaben allerdings grundsätzlich auszuschließen, da aus denkmalschützerischer Sicht nur der 
Sommerbierkeller bzw. das unterirdische Gewölbe des Anwesens von Bedeutung ist (gem. Aussage Hr. 
Kreisbaumeister Nadler im Rahmen des Scopingtermins am 29.01.2018). 
Auf Ziffer 1 der „Hinweise durch Text“ wird ferner verwiesen. 
 
Altlasten bzw. Altlastenverdachtsstandorte sind innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
und dessen räumlich funktionalem Umgriff nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden.  
Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, ist unverzüglich 
das Landratsamt Weilheim-Schongau, Bodenschutzbehörde, zu informieren (Mitteilungspflicht nach Art. 
1 Bayerisches Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen abzustimmen. 
 
 

5. Planungskonzeption und Flächenbilanz 
 
Städtebauliche Planungskonzeption 
Die Eckpunkte in Bezug auf das Maß der baulichen Nutzung für das Sondergebiet zur Ansiedlung des 
geplanten, großflächigen Einzelhandelsbetriebs (mit einer Verkaufsfläche von max. 1.200 m2, der als 
Vollsortimenter zur örtlichen Nahversorgung dient) stellen im Wesentlichen die aus 
betriebsorganisatorischer Sicht im gegenständlichen Fall situativ erforderlichen Werte bzw. 
Flächengrößen, Maße etc. dar. Aus gesamtplanerischer Sicht werden diese v.a. auch im Hinblick auf 
Lage und Bestandssituation des Vorhabengebietes selbst sowie die Raumstrukturen im Plangebiets-
Umgriff als abschließend verträglich bewertet, zumal die entsprechend festgelegten Werte in Bezug auf 
die situativen Erfordernisse auch eingehend erörtert wurden (in diesem Zusammenhang wird zudem 
auch auf die nachfolgend dargestellte fachplanerische Konzeption zur Grundrisssituation hingewiesen).  
Zu nennen sind insbesondere eine max. zulässige Grundfläche (GR) und Geschossfläche (GF) von 
jeweils 1.700 m2 sowie auch die auf die vorgesehene Gebäudekubatur des Hauptgebäudekörpers mit 
einem festgesetzten Flachdach (mit einer Dachneigung von max. 2°) ausgelegten Höchstmaße für die 
Wandhöhe (WH) und die Firsthöhe (FH) von 5,5 m bzw. 6,5 m.  

In Berücksichtigung der besonderen Lage und v.a. auch der topographischen Bestandssituation des 
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PG (siehe obige Ziffer 3.3.3 Unterpunkt „Planungsalternative“) bzw. insbesondere der Blickbeziehungen 
vom Nordrand des Plangebietes aus auf die Türme des Welfenmünsters von Steingaden mit 
Alpenpanorama im Hintergrund ist der First des Gebäudes dabei zwingend nach Süden hin, zum 
geplanten Eingangsbereich des Verbrauchermarktes zu orientieren. Entsprechend wird für die Definition 
der Wandhöhe (WH) auch die nord(ost)seitige Fassade als Bezugspunkt herangezogen.  

Durch die Festsetzung der Oberkante des Fertigfußbodens EG auf eine Höhe von 763,50 m ü. NN 
wird in Verbindung mit der Führung der Baugrenze bzw. der überbaubaren Grundstücksfläche sowohl 
der topographischen Situation als auch der Berücksichtigung der betriebsorganisatorischen 
Erfordernisse (wie Zufahrtssituation, Anzahl und Lage der Stellplätze, Flächen für den 
Andienungsverkehr etc.) bestmöglich Rechnung getragen. Durch die Höhenfestsetzung und die 
entsprechende Situierung des Hauptbaukörpers im Gelände, weitestmöglich abgesetzt vom markanten 
Böschungsbereich entlang der Osterbichlstraße im Norden, wird an der nordwestlichen Gebäudeecke 
ein Geländeabtrag von nur noch etwa 3,5 m notwendig. 

Der Wert der maximalen Grundfläche von 1.700 m2 darf durch Nebenanlagen und -gebäude sowie 
Garagen und überdachte Stellplätze bzw. durch offene / nicht überdachte Stellplätze auf maximal 5.300 
m2  überschritten werden. Damit und durch die räumliche Regelung der Flächen für Nebenanlagen in der 
Planzeichnung trägt die Gemeinde sowohl der Berücksichtigung der Bestandsverhältnisse als auch den 
betrieblichen Erfordernissen bestmöglich Rechnung. Im Ergebnis ist eine Errichtung von Nebenanlagen 
und -gebäuden sowie Garagen und überdachten Stellplätzen (i.S. von räumlich besonders wirksamen 
„baulichen Neben-Anlagen“) nur in einem schmalen 6m-Bereich nordwestlich anschließend an die 
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, während auf den restlichen Flächen des Baulandes nur 
offene / nicht überdachte Stellplätze mit erforderlichen Zufahrten sowie die u.g. gesondert festgesetzten, 
freistehenden Werbeanlagen errichtet werden dürfen (mit „St“ gekennzeichneten Flächenbereiche).  

Höhenlage der Parkplatzfläche: In dem Teil des Parkplatzes entlang des Amtmannbachs sollten die 
bestehenden Höhenverhältnisse soweit als möglich erhalten bleiben, damit kein bzw. nur möglichst 
geringer Verlust an Retentionsraum bei einem Hochwasser des Amtmannbachs entsteht (siehe Ziffer 
9.1.1 der „Festsetzungen durch Text“). Um dies zu erreichen wird die Höhenlage des Gebäudes 
(Oberkante Fertigfußboden) auf eine Höhe von 763,50 m ü.NN festgesetzt. Außerdem ist vorgesehen, 
dass der Parkplatz ein Gefälle von ca. 3% aufweisen wird. Damit entspricht die geplante Höhenlage der 
Parkplatzreihe entlang des Amtmannbachs dem bestehenden Geländeniveau. Zur Veranschaulichung 
der Situation wurden im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans Geländeschnitte erstellt, die den 
Planunterlagen als Anlage 5 zu dieser Begründung beiliegen. 
 Aufgrund der Bestandssituation bzw. insbesondere der topographischen Verhältnisse und der 
beschriebenen Blickbeziehungen nach Richtung Süden (v.a. vom Einmündungsbereich der 
Osterbichlstraße in die B 17 aus) kommt der Gestaltung baulicher Anlagen im Plangebiet eine 
besondere Bedeutung zu.  
 Da durch die Höhensituation des Gebietsumgriffs die bis zu 1.700 m2 umfassende Dachfläche des 
Verbrauchermarktes von den nördlichen Randbereichen des PG aus einsehbar ist, wurde für die 
Dachgestaltung eine strukturreiche, vielfältige (artenreiche) extensive Dachbegrünung festgelegt. 
Darüber hinaus sind als Dachaufbauten nur brandschutz- und sicherheitstechnisch erforderliche 
Anlagen zulässig (wie z.B. RWA-Klappen, Blitzschutzanlage). Abschließend ist aus gesamtplanerischer 
Sicht ein Dachüberstand (von max. 6,0 m) am Hauptgebäude nur im Bereich der süd(west)seitigen 
Gebäudefassade / Dachrandfläche bzw. im Bereich der geplanten Eingangszone des Marktes zulässig. 
 Des Weiteren sind gerade auch im Hinblick auf den geplanten, vergleichsweise groß dimensionierten 
Baukörper des geplanten Verbrauchermarktes gesonderte Festsetzungen insbesondere auch zur 
Fassadengestaltung für eine bestmögliche Verträglichkeit des Planvorhabens gegenüber den 
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vorhandenen / örtlichen Raumstrukturen im Gebietsumgriff erforderlich. So wurde nach einem 
ausführlichen Erörterungsprozess festgelegt, dass die südostseitige sowie die gegenüberliegende 
nordwestseitige Fassade / Gebäudeaußenhaut des Hauptgebäudes zu einem Flächenanteil von mind. 
85 % sowie weiterhin auch die nord(ost)seitige Fassade / Gebäudeaußenhaut des Hauptgebäudes zu 
100 % bzw. vollständig holzverkleidet /-verschalt aus unbehandeltem Lärchenholz auszuführen sind. 
 Abschließend werden im Hinblick auf die weitreichende Sicherstellung der Verträglichkeit des 
Vorhabens detaillierte Festsetzungen insbesondere zu Anzahl, Größe bzw. Dimensionierung und Lage / 
Standort von Werbeanlagen getroffen. Auf Ziffer 6.7 der textlichen Festsetzungen wird verwiesen. 
 

 
Fachplanerische Konzeption – Erfordernisse Betriebsorganisation / Grundrisssituation; Stand März 2018, ohne Maßstab 
 
Verkehrliche Erschließung sowie Fuß- und Radwegefläche 
Auf die Ausführungen unter dem nachfolgenden Kapitel 10. wird entsprechend verwiesen. 
 
Baugebiets- / Ortsrandeingrünung 
Zur Baugebiets- / Ortsrandeingrünung bzw. zur Erreichung eines weitreichend gesamtverträglichen 
Einfügens des vergleichsweise groß dimensionierten Baukörpers des Verbrauchermarktes gegenüber 
den bestehenden Raumstrukturen wurden im Wesentlichen folgende Maßnahmen getroffen: 

- Ausweisung sowohl einer mind. 4 m breiten öffentlichen Grünfläche als auch einer ca. 500 m2 
umfassenden Grünfläche auf Privatgrund mit Pflanzbindungsmaßnahmen (Anpflanzung Gehölzen 
mind. 2 Wuchsordnung). 

- Entlang der Osterbichlstraße bzw. gegenüber den markanten Grünflächen im Bereich des 
Kellerberges sowie zudem auch nach Richtung (Süd)Osten gegenüber dem weiterführenden 
Talraum des Amtmannbaches: Eingrünung der Randbereiche sowie des Ortsrandes im Rahmen der 
Festsetzung von gebietsinternen Ausgleichsflächen. 
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- Nach Richtung Westen entlang der Grundstücksgrenze zu Fl.-Nr. 1056: Aufbau einer 
durchgehenden 1-reihigen Strauchgehölzhecke (u.a. Ziel Aufbau eines Sichtschutzes). 

- Ergänzende Baugebietsdurchgrünungsmaßnahmen mit dem Ziel der Erreichung einer 
aufgelockerten, grundsätzlich durchgrünten Außenwirkung der Gesamtanlage: Festsetzung von 
Gehölzen mind. 2. Wuchsordnung im Parkplatzbereich des Planvorhabens. 

- Nach Richtung Süden entlang des Amtmannbachs: Festsetzung einer gebietsinternen 
Ausgleichsfläche mit den Zielen der Verhinderung von Nähr- und Schadstoffeintrag sowie der 
flächenhaften Extensivierung als artenreiche Saumstruktur mit Arten der Weichholzaue festgesetzt. 
Planungsrechtliche Sicherung / nachhaltige Berücksichtigung der räumlichen und funktionalen 
Belange i.V.m. dem Gewässer sowie der begleitenden Gewässerrandbereiche aus 
naturschutzfachlicher Sicht. 

 

Auf die Ausführungen im nachfolgenden Kapitel 6. „Grünordnerische Festsetzungen / Konzeption“ wird 
weiterführend verwiesen. 
 
Fläche für die Landwirtschaft 
Die Fläche zwischen dem östlich gelegenen Abschnitt der Osterbichlstraße und dem Grundstück für den 
geplanten Verbrauchermarkt wird in den räumlichen Geltungsbereich mit einbezogen und gemäß der 
Bestandssituation / Realnutzung auch als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. Dies entspricht nach 
dem aktuellen Sachstand auch der bis auf weiteres vorgesehen künftigen Nutzung. Diese Festsetzung 
erfolgt aus gesamtplanerischer Sicht insbesondere im planungskonzeptionellen Zusammenhang bzw. in 
konsequenter Fortsetzung und Ergänzung der Festsetzungen zu den Eingrünungsmaßnahmen 
(Grünflächen auf Privatgrund und Standorte für Einzelgehölze sowie gebietsinterne Ausgleichsflächen in 
Randlage), um im Bereich des Talgrundes des Amtmannbachs einen starken bzw. räumlich-wirksamen 
und qualitätsvollen Übergang des Sondergebietes zur freien Landschaft hin zu schaffen und diesen auf 
mittel- bis langfristige Sicht auch sicherzustellen. Zudem sollen durch diese Ausweisung auch die 
markanten Grünflächen im Bereich des Kellerberges weiterhin deutlich räumlich-wahrnehmbar mit dem 
nach Osten gerichteten Talraum / Landschaftsraum es Amtmannbachs verbunden bleiben. Für diesen 
ist im wirksamen Flächennutzungsplan östlich des Ortes folgende Zielsetzung festgelegt: „Talflur als 
Grünzug erhalten – landschaftsbestimmender Freiraum mit Quellaustritten und Bachläufen“. 
 
Flächenbilanz 
Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von rund 13.250 m2 und unterteilt sich wie folgt: 
 

Art der Fläche Flächengröße % 
Planungsgebiet gesamt ca. 13.250 m2 100,0 % 
Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung „großflächiger 
Einzelhandel“ 

ca. 5.345 m2 ca. 40 % 

Öffentliche Grünfläche ca. 375 m2 ca. 2,8 % 
Grünfläche auf Privatgrund mit Zweckbestimmung „Anlagenein- / 
Baugebietsdurchgrünung“ 

ca. 785 m2 ca. 6 % 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 
von Natur und Landschaft; gebietsinterne Ausgleichsfläche 

ca. 1.330 m2 ca. 10 % 

Fläche für die Landwirtschaft ca. 3.230 m2 ca. 24 % 
Öffentliche Verkehrsflächen ca. 2.020 m2 ca. 15,2 % 
Fuß- und Radwegefläche ca. 165 m2 ca. 1 % 
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6. Grünordnerische Festsetzungen / Konzeption 
 
Ziel der Gesamtplanung und insbesondere der grünordnerischen Maßnahmenkonzeption ist es, die in 
Verbindung mit dem Planvorhaben (bzgl. der Realisierung von Vorhaben) zu erwartenden Eingriffe in 
Naturhaushalt und Landschaftsbild möglichst gering zu halten.  
Um das zu erreichen, werden im Wesentlichen folgende grünordnerischen Vermeidungs- und 
Verringerungsmaßnahmen ergriffen bzw. in der Planung festgesetzt: 

• Begrenzung des Anteils der Bodenversiegelung auf das aus betriebsorganisatorischen bzw. -
technischen Gründen unbedingt erforderliche Mindestmaß. 

• Festsetzung der Ausführung von sämtlichen Parkplatzflächen etc. auf Privatgrund ausschließlich in 
wasserdurchlässiger Bauweise (z.B. Rasengittersteine, wassergebundene Bauweise oder 
Schotterflächen). 

• Sofern aufgrund der Untergrundsituation möglich: Umsetzung einer möglichst flächenhaften 
Versickerung des unverschmutzten Niederschlagswassers über die belebte Bodenzone durch 
geeignete Sickerbauwerke vor Ort auf Privatgrund.  
Damit soll zur Reduzierung des Wasserabflusses und zur Aufrechterhaltung der 
Grundwasserneubildungsrate beigetragen werden. 

• Entlang der Schongauer Straße / B 17: Ausweisung einer mind. 4 m bis zu im Mittel rund 15 m (im 
nordöstlichen Randbereich) breiten Öffentlichen Grünfläche mit Pflanzbindung zum Aufbau einer 
Baumreihe bestehend aus insgesamt 5 straßenraumbegleitenden, strukturbildenden Einzelgehölzen (1 
Standort mit zu erhaltenden Laubgehölzen mittleren Alters und 4 Standorte mit neu zu pflanzenden 
Gehölzen mind. 2. Wuchsordnung).  
Zwar gehen i.V.m. der Umsetzung des Planvorhabens zwei bestehende Straßenbegleitgehölze 
entlang der B 17 (u. a. eine Ulme, mittleren Alters) im Bereich des geplanten bzw. festgesetzten 
Zufahrtsbereichs zum PG verloren. Allerdings wird der Verlust der Einzelgehölze durch die 
festgesetzten Pflanzmaßnahmen, wodurch der Gebietsumgriff in den Randbereichen eine deutliche 
Strukturanreicherung erfährt, insgesamt mehr als ausgeglichen. Aufgrund der Topographie des 
Geländes und der betriebsorganisatorischen Erfordernisse kann die Zufahrt zu dem Verbrauchermarkt 
nur in dem in der Planzeichnung dargestellten Bereich situiert sein. 

• Im topographisch ausgeprägteren Böschungsbereich südlich der Einmündung der Osterbichlstraße in 
die Schongauer Straße: Anlage einer ca. 10 bis im Mittel rund 15 m breiten Grünfläche auf Privatgrund 
mit Zweckbestimmung “Anlagenein- / Baugebietsdurchgrünung“ (ca. 500 m2 umfassend) mit 
Festsetzung zur Pflanzung von mind. 3 standortheimischen Gehölzen. Die Flächen dürfen nicht 
versiegelt werden. Ebenso dürfen sie nicht als Lagerflächen, Stellplatzflächen, o.ä. genutzt werden. An 
baulichen Anlagen ist nur die Errichtung sockelloser Einfriedungen mit einer Bodenfreiheit von mind. 
0,10 bis 0,15 m entlang der Randbereiche zulässig. 

• Festsetzung einer 3 m breiten privaten Grünflächen mit Zweckbestimmung “Anlagen- / 
Ortsrandeingrünung“ mit entsprechender Pflanzbindung zum Aufbau einer durchgehenden, räumlich-
wirksamen 1-reihigen Strauchgehölzstruktur (Gehölze 3. Wuchsordnung) entlang der Westgrenze der 
Fl.-Nr. 1057 bzw. entlang der Grundstücksgrenze zu Fl.-Nr. 1056. 

• Festsetzung von zu erhaltenden Gehölzstrukturen bzw. deren Standorten (entlang der B 17) sowie 
Festlegung der hierfür zu verwendenden Pflanzenarten und deren Mindestanforderung bei Erfordernis 
einer nicht zu vermeidenden Ersatzpflanzung. 

• Festsetzung einer differenzierten Pflanzung von Strukturbildnern bzw. von Gehölzpflanzungen zur 
strukturbildenden Anlagen- / Baugebietsdurchgrünung im Beriech der geplanten Parkplatzanlage (mit 
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festgesetzten Standorten zur Pflanzung von strukturbildenden Einzelgehölzen; mind. 2. 
Wuchsordnung). 

• Für alle festgesetzten Pflanzmaßnahmen gilt: ausschließliche Verwendung von autochthonem 
Pflanzenmaterial von Arten der potentiellen natürlichen Vegetation und benachbarter 
Pflanzengesellschaften (siehe Pflanzenliste unter „Hinweise durch Text“). 

• Pflanzmaßnahmen auf Privatgrund sind spätestens bis zu Beginn der auf die Fertigstellung des 
Hauptgebäudes (maßgeblich ist der Zeitpunkt der Erstnutzung des Hauptgebäudes) folgenden 
Vegetationsperiode auszuführen; die Gehölzpflanzungen sind fachgerecht zu pflegen; ausgefallene 
Gehölze sind entsprechend zu ersetzen. 

• Hinweis auf die Zulässigkeit von Pflege- und Rodungsarbeiten an Gehölzen ausschließlich in den 
Wintermonaten (zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar).  

 
Grünordnerische Maßnahmenkonzeption – gebietsinterne Ausgleichsmaßnahmen  
 

Zusätzlich zu den vorgenannten grünordnerischen Maßnahmen erfolgt aus gesamtplanerischer Sicht: 
- Festsetzung einer mind. 5 m breiten gebietsinternen Ausgleichsfläche entlang des Amtmannbaches 

mit der übergeordneten Konzeption der Verhinderung von Nähr- und Schadstoffeintrag sowie einer 
flächenhaften Extensivierung mit dem Ziel der Entwicklung einer artenreichen Saumstruktur aus 
standortgerechten Hochstaudenfluren sowie eingestreuten Arten der Weichholzaue. 

- In den nördlichen und nordöstlichen Rand- / Übergangsbereichen des Baulandes zu den 
angrenzenden unbebauten Raumstrukturen (im Bereich des Kellerberges und gegenüber der freien 
Landschaft) Festsetzung von bis zu 15 m breiten Flächenbereichen mit der übergeordneten 
Konzeption der Verhinderung von Nähr- und Schadstoffeintrag sowie einer flächenhaften 
Extensivierung und der Pflanzung von Einzelgehölzen mindestens 2. Wuchsordnung. 

Auf die Ausführungen unter dem nachfolgenden Kapitel 8. wird weiterführend verwiesen. 
 
 

7. Umweltbericht und Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
 

7.1 Umweltbericht 
Nach der seit dem 20.07.2004 geltenden Fassung des Baugesetzbuches ist gemäß § 2a BauGB zu 
jedem Bauleitplan eine Umweltprüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben werden. Der anhängige 
Umweltbericht ist Bestandteil der Begründung. 
 

7.2 Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 
Gemäß §§ 13 bis 15 BNatSchG i.V.m. Art. 8 BayNatSchG ist die Durchführung der Abhandlung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung vorzusehen, wenn infolge der Realisierung einer Planung 
Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. Dies gilt u.a. auch für die Bauleitplanung. Darüber 
hinaus ist nach § 1a Abs. 2 und 3 BauGB die Eingriffsregelung mit ihren Elementen Vermeidung und 
Ausgleich im Bauleitplanverfahren in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Infolge 
dessen ist bei Neuinanspruchnahme von Flächen bzw. der Schaffung von “neuem Baurecht“ im Rahmen 
des gegenständlichen Verfahrens eine Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß 
§§ 1a und 9 BauGB durchzuführen bzw. ein naturschutzrechtlicher Ausgleich zu erbringen. 
Die Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs erfolgte unter Zuhilfenahme bzw. auf Grundlage des 
Leitfadens des Bayerischen Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen 
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“Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“ (2. ergänzte 
Fassung, 2003). 
 
Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs 
Im Ergebnis wurden zur Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs die neu als Bauland inkl. verkehrliche 
Erschließung sowie als Fuß- und Radwegeflächen in Anspruch genommenen, bisher intensiv 
landwirtschaftlich als Grünland genutzten Flächen des PG zu Grunde gelegt.  
Für folgende Flächenbereiche wird kein naturschutzrechtlicher Ausgleichsbedarf erforderlich: die bereits 
bestehenden Öffentlichen Verkehrsflächen (Schongauer Straße und Osterbichlstraße); die öffentlichen 
Grünflächen; die privaten Grünflächen mit Zweckbestimmung „Anlagenein- /Baugebietsdurchgrünung“; 
die „Fläche für die Landwirtschaft“ und die „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
Entwicklung von Natur und Landschaft“ (gebietsinterne Ausgleichsfläche). 
Bei den letztlich anzusetzenden, neu in Anspruch genommenen landwirtschaftlich als Grünland 
genutzten Flächen handelt es sich auf Grundlage der schutzgutbezogenen Einstufung unter Anwendung 
des o.g. Leitfadens insgesamt um Flächen mit nur geringer Bedeutung für den Naturhaushalt und das 
Landschaftsbild bzw. um ein Gebiet der “Kategorie I“, mit Einstufung im oberen Wertebereich. Da durch 
das Gebäude und die Parkplatzfläche grundsätzlich eine umfassendere Fläche (mit GRZ > 0,35) in 
Anspruch genommen wird, ist das Gebiet laut dem Leitfaden für die Eingriffsregelung in der 
Bauleitplanung weiterhin in die “Kategorie A I“ (im oberen Wertebereich) einzuordnen. Der 
anzusetzende Kompensationsfaktor dieser Kategorie liegt in einer Wertespanne zwischen 0,3 (unterer 
Wertebereich) und 0,6 (oberer Wertebereich). Bei einer Baugebietsentwicklung mit durchschnittlicher 
Bebauung sowie ohne die Festsetzung von Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen müsste 
folglich auch ein Kompensationsfaktor im oberen Wertebereich der “Kategorie A I” zugeordnet werden. 
Allerdings ist vor dem Hintergrund von Art, Maß und Umfang des gegenständlichen Planvorhabens 
sowohl in Beachtung der vorgenannten umfassenden (grünordnerischen) Maßnahmen zur Vermeidung 
und Verringerung (und darunter v.a. die Festsetzung einer Dachbegrünung und die Verwendung von 
sickerfähigen Belägen für die Stellplätze; siehe Kapitel 6.) als auch in Berücksichtigung der 
Abstandsflächen zum Amtmannbach bzw. der Konzeption der gebietsinternen Ausgleichsflächen 
insgesamt im Fall des gegenständlichen Bauleitplanvorhabens die Festsetzung eines 
Kompensationsfaktors mit einem Wert von 0,40 aus fachlicher Sicht als gerechtfertigt anzusehen.  
 
Flächenbilanz zur Ausgleichsflächenermittlung 

Flächenaufschlüsselung Flächengröße Kompensations- 
faktor 

Ausgleichsbedarf 

Flächenneuinanspruchnahme: 
neu in Anspruch genommenes 
Bauland inkl. verkehrliche 
Erschließung auf intensiv 
landwirtschaftlich genutzten 
Flächen, ausgleichrelevant 

5.485 m2 0,40 2.194 m2 

Flächenneuinanspruchnahme: 
Rad- und Fußwegefläche auf 
intensiv landwirtschaftlich genutzten 
Flächen, ausgleichrelevant 

165 m2 0,40 66 m2 

Nicht ausgleichsrelevante Flächen: 7.600 m2 – – 
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Flächenaufschlüsselung Flächengröße Kompensations- 
faktor 

Ausgleichsbedarf 

-  bereits überbaute Flächen: 
bestehende öffentliche 
Verkehrsflächen 
-  Öffentliche Grünflächen sowie 
private Grünflächen mit 
Zweckbestimmung „Anlagenein- / 
Baugebietsdurchgrünung“; 
-  „Fläche für die Landwirtschaft“ auf 
Teilfläche Fl.-Nr. 1058 
-  „Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und Entwicklung 
von Natur und Landschaft“ 
Summe 13.250 m2 – 2.260 m2 

 

Zusammenfassend ergibt sich damit für das gegenständliche Bauleitplanverfahren ein 
naturschutzrechtlicher Ausgleichsflächenbedarf von insgesamt 2.260 m2. 

 
 
8. Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 

 
Von den 2.260 m2 an naturschutzrechtlichem Ausgleichsflächenbedarf werden 1.330 m2 gebietsintern 
bzw. innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sowie 930 m2 gebietsextern bzw. 
außerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans zugeordnet bzw. festgesetzt. 

8.1 Maßnahmenkonzeption – gebietsinterne Ausgleichsfläche  
Für die in der Planzeichnung festgesetzten gebietsinternen Ausgleichsflächen werden folgende 
übergeordnete Zielsetzungen festgesetzt: 
- Für die nicht direkt an dem Gewässer gelegene Ausgleichsfläche: Verhinderung von Nähr- und 

Schadstoffeintrag sowie eine flächenhafte Extensivierung und der Pflanzung von Einzelgehölzen 
mindestens 2. Wuchsordnung. 

- für die im Süden des Plangebietes entlang des Gewässers gelegene Ausgleichsfläche: 
Verhinderung von Nähr- und Schadstoffeintrag sowie eine flächenhafte Extensivierung mit dem Ziel 
der Entwicklung einer artenreichen Saumstruktur aus standortgerechten Hochstaudenfluren sowie 
Arten der Weichholzaue. 

Bezüglich der einzelnen Maßnahmen zur Umsetzung und Pflege der Flächen wird auf Ziffer 8. der 
„Festsetzungen durch Text“ verwiesen. 

8.2 gebietsexterne Ausgleichsfläche 
Der gebietsextern zu erbringende naturschutzrechtliche Ausgleichsflächenbedarf von 930 m2 wird 
Teilflächen der Grundstücke Fl.-Nrn. 979/9 und 979/10 (jeweils Gemarkung Lauterbach) zugeordnet 
bzw. auf diesen festgesetzt. 

Lage der Ausgleichsflächen Fl.-Nrn. 979/ 9 und 979/10 (jeweils Gemarkung Lauterbach) 

Die Flächen befinden sich ca. 5 km nördlich von Steingaden zwischen Hirschau und Riesen nördlich des 
Doldensees. Die Fläche grenzt im Westen direkt an den Doldenseebach, der etwa 850 m weiter nördlich 
in den Lech mündet. 
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Zur Verfügung stehende Restfläche der Ausgleichsflächenbereiche 

Grundstück Fl.-Nr. 979/10, Gmkg. Lauterbach: 

Die Gesamt-Flächengröße der Ausgleichsfläche beträgt 4.327 m2; sie ist mit einem Faktor von 1,0 
anrechenbar. Nach Abzug der 637 m2 für das gegenständliche Vorhaben verbleibt eine zuordenbare 
Restfläche von 3.690 m2. 

Grundstück Fl.-Nr. 979/9, Gmkg. Lauterbach: 

Die Gesamt-Flächengröße der Ausgleichsfläche, die direkt an das Flurstück 979/10, Gmkg. Lauterbach 
angrenzt, beträgt 4.415 m2; die gesamte Fläche ist mit einem Faktor von 1,0 anrechenbar. Nach Abzug 
der 293 m2 für das gegenständliche Vorhaben verbleibt eine zuordenbare Restfläche von 4.122 m2. 
 

 
Übersichtslageplan mit Ausgleichsflächenzuordnung für den Ausgleichsflächenbereich am Doldenseebach im Bereich der 
Grundstücke Fl.-Nrn. 979/9 und 979/10 der Gmkg. Lauterbach; ohne Maßstab 

Übergeordnete Maßnahmenkonzeption für die Ausgleichsflächen Fl.-Nrn. 979/ 9 und 979/10 (jeweils 
Gemarkung Lauterbach) 

Die grundsätzliche Zielsetzung der Maßnahmenkonzeption basiert auf der Herstellung neuer 
Lebensräume für Arten der Kontaktzone Feldgehölz-/Gewässer-Offenlandbereich bzw. 
schwerpunktmäßig für Tierarten, v.a. Vogelarten, Amphibien- und Insektenarten, etc. geschaffen 
werden, die an Feucht- und Nasswiesenvegetation angepasst sind. Die Planung sieht nach derzeitigem 
Sachstand folgende übergeordnete Maßnahmenkonzeption vor: 
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1. Maßnahmen zur Strukturanreicherung entlang des Doldenseebaches. Durchführung von 
Maßnahmen zum Vorlandabtrag an hierfür in Bezug auf die Gewässermorphologie geeigneten 
Stellen (ca. 0,30 m oberhalb des Mittelwassers). Zudem bereichsweiser Aufbau von 
gewässerbegleitenden Hochstaudensäumen. Im Bereich der begleitenden Saumstrukturen: 
Verhinderung eines Aufwuchses von hochwüchsigen Gehölzstrukturen (von z.B. Eschen oder 
Ahorn). Zudem Neophyten-Bekämpfung insbesondere von Riesen-Bärenklau / Herkulesstaude 
(Heracleum giganteum) und Drüsigem / Indischem Springkraut (Impatiens glandulifera). 

2. Ggf. Anlage eines wechselfeuchten bis feuchten Flachtümpels in einem entsprechend dafür 
geeigneten Teilbereich des Geländes (insbesondere auch unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Geländemorphologie und des Feuchtigkeitsgrades des Untergrundes).  

3. Großflächige Entwicklung einer Feuchtwiese, Durchführung von Maßnahmen für eine flächenhafte 
Extensivierung; Entwicklung / Optimierung des Grünlandes zu einem artenreichen Extensivgrünland. 
Artenbezogene Anreicherung der Flächen durch bereichsweises Ausbringung einer kräuterreichen 
autochthonen Saatgutmischung. Ggf. bzw. falls möglich Störung / Rücknahme der Funktion 
vorhandener Drainagen; strukturelle Anreicherung infolge punktueller Vernässungen. 

4. Ergänzung der Feldgehölzstruktur entlang der südlichen Grenze des Grundstücks Fl.-Nr. 979/10 
durch Gehölze 1. und mindestens 2. Wuchsordnung sowie einer flächenhaften Struktur aus 
Strauchgehölzen (mindestens 4-reihige artenreiche Pflanzung).  

5. Punktueller Aufbau von Obstgehölzen / Obstgehölzstrukturen entlang des Übergangsbereiches zu 
den in Richtung Osten anschließenden weiterhin (intensiv) landwirtschaftlich als Grünland genutzten 
Nachbargrundstücken (Pflanzung standortheimischer Obstgehölze sowie evtl. auch Traubenkirsche 
oder Vogel-Kirsche) außerhalb des Schutzbereiches der Freileitung, die über den nördlichen Bereich 
des Grundstücks Fl.-Nr. 979/9 verläuft. Zudem Aufbau eines durchgehenden Hochstaudensaumes 
bzw. Pufferstreifens in allen Rand- / Übergangsbereichen zu landwirtschaftlich intensiv genutzten 
Nachbarflächen. 

6. Aufbau von Feldgehölzstrukturen: In dem Bereich außerhalb des Schutzbereiches der 110-kV-
Freileitung bestehend aus Gehölzen 2. und 3. Wuchsordnung; innerhalb des Schutzbereiches der 
110-kV-Freileitung bestehend aus Gehölzen 3. Wuchsordnung mit maximaler Höhe von ca. 7,0 m 
(siehe Abbildung unten: Unterwuchshöhen im Schutzbereich der 110-kV-Freileitung). 

7. Abschließend sollte nach einem Zeitraum von ca. 5 Jahren nach Herstellung / Realisierung der 
Ausgleichsflächen ein Monitoring im Hinblick auf die festgelegten arten- und naturschutzfachlichen 
Zielsetzungen durch entsprechende Fachleute durchgeführt werden. Bei erheblich zielabweichenden 
bzw. von aus naturschutzfachlicher Sicht nicht zielführenden Entwicklungen behält es sich die 
Untere Naturschutzbehörde grundsätzlich vor, Änderungen bzw. Nachbesserungen oder fachlich 
zielführende Ergänzungen der Maßnahmenkonzeption vorzunehmen. 
 

Weitere Ausarbeitung der detaillierten Ausgleichsflächenbeplanung / Detailplanung: 

Die Erstellung der Detailplanung bzw. der detaillierten planerischen Umsetzung des vorgenannten 
übergeordneten Maßnahmenkonzeptes erfolgt im weiteren in enger Zusammenarbeit mit der Unteren 
Naturschutzbehörde des Landkreises Weilheim-Schongau sowie ggf. dem Wasserwirtschaftsamt 
Weilheim / SG Wasserrecht des LRA Weilheim-Schongau. Insbesondere ist auch zu prüfen, ob in 
Verbindung mit der Umsetzung der Maßnahmen die Erfordernis zur Durchführung einer 
wasserrechtlichen Gestattung ausgelöst wird.  

Zusätzlich ist eine Abstimmung der Detailplanung mit der LEW Verteilnetz GmbH erforderlich wegen der 
110-kV-Freileitung, die über die Fläche verläuft. 
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Unterwuchshöhen im Schutzbereich der 110-kV-Freileitung, ohne Maßstab, Stand 19.10.2018: in dem Lageplan mit 
Unterwuchshöhen ist im Bereich des Ausgleichsgrundstückes die Schutzzone in Schritten von 20 m in mehrere Bereiche 
unterteilt und jeweils für den ungünstigsten Punkt die maximal mögliche Unterwuchshöhe in m ü. NN rot eingetragen. Der 
Höhenfestpunkt an Mast 57 ist gemäß Aussage der LEW Verteilnetz GmbH (E-Mail vom 19.10.2018) auf einer Höhe von 745,7 
m ü. NN montiert. Die Höhe des Geländes ü. NN beträgt gemäß Angaben aus dem BayernAtlas der Bayerischen 
Vermessungsverwaltung am Doldenseebach ca. 741 m ü. NN, an der östlichen Grundstücksgrenze ca. 746 m ü. NN. Aus den 
Unterwuchshöhen und diesen Geländehöhen ergibt sich, dass Gehölze mit einer maximalen Höhe von ca. 7,0 m überall 
möglich sein sollten. (ohne Maßstab) 

 

8.3 Herstellung der Ausgleichsflächen 
Die Herstellung der festgesetzten gebietsinternen und -externen Ausgleichsfläche hat innerhalb von 
zwei Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes zu erfolgen (siehe auch Ziffer 8.4 der 
“Festsetzungen durch Text“). 
 
 

9. Immissionsschutz 
 

9.1 Anlagen- / Gewerbelärm 
Das Ergebnis des schalltechnischen Untersuchung zeigt, dass bei Betrachtung der Zusatzbelastung 
durch den künftigen (Gesamt-) Betrieb sowohl tagsüber als auch nachts die gebietsspezifischen 
Richtwerte gemäß TA Lärm in der Nachbarschaft eingehalten bzw. tagsüber um mindestens 6 dB(A), 
nachts um mindestens 17 dB(A) jeweils deutlich unterschritten werden.  
Auf Ziffer 4 „Immissionsschutz“ der „Hinweise durch Text“ und die schalltechnische Untersuchung, die 
den Planunterlagen als Anlage 3 zur Begründung beiliegt, wird verwiesen. 
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9.2 Landwirtschaftliche Nutzflächen 
Infolge der räumlichen Lage des Planungsgebietes am östlichen Ortsrand sowie der Bestands- und 
Nutzungssituation der angrenzenden Flächen ist im gesamten PG mit Immissionen i.V.m. der 
Landwirtschaft zu rechnen (v.a. Geruchs-, Lärm- und Staubimmissionen). Dass diese Emissionen 
gelegentlich auch früh morgens oder spät abends durch die Bewirtschaftung der Flächen auftreten, ist 
ortsüblich und unvermeidbar. 
 

 
10. Erschließung und Infrastruktur 

 
10.1 Verkehrliche Erschließung 

Die verkehrliche Erschließung des Plangebietes erfolgt ausschließlich von der Schongauer Straße aus 
(Bundesstraße 17) und ist aufgrund der topographischen Bestandssituation nur im nordwestlich 
angrenzenden Abschnitt zweckmäßig-zielführend möglich.  
Hierfür ist in der Planzeichnung auf Grundlage der Berücksichtigung der geplanten inneren 
Erschließungskonzeption für den Verbrauchermarkt (unter Berücksichtigung der benötigten 
Stellplatzsituation sowie v.a. auch der Rangierflächen für den betrieblichen Andienungsverkehr) ein 
mind. 16,60 m breiter und 4 m tiefer Flächenbereich zusätzlich als öffentliche Verkehrsfläche bzw. als 
zugeordneter Anschluss- / Übergangsbereich zur B 17 ausgewiesen. 
Auf der Schongauer Straße selbst ist im Hinblick auf die verkehrstechnischen Belange die Anlage einer 
gesonderten Linksabbiegespur erforderlich. Zudem ist in diesem Bereich / Zusammenhang funktional 
eine Fahrbahnquerung für Fußgänger zum gegenüberliegend vorhandenen Fußweg auf Fl.-Nr. 1129/22 
zu berücksichtigen (gem. Aussage Staatliches Bauamt Weilheim im Rahmen des Scopingtermins am 
29.01.2018). Hierfür wurde ein Verkehrsraum bzw. die Festsetzung einer öffentlichen Verkehrsfläche mit 
einer Breite von mind. 13 m vom Zufahrtsbereich zum PG aus nach Richtung Nordosten ausgewiesen. 
 

Als Schenkellängen der freizuhaltenden Sichtdreiecke / -flächen sowohl im Einmündungsbereich der 
Osterbichlstraße in die Schongauer Straße als auch an der Einfahrt zu dem geplanten Verbrauchermarkt 
sind jeweils 70 m in die Planzeichnung eingetragen (Anfahrtssicht, Schenkellängen für eine Tempo-
50km/h-Geschwindigkeitsregelung). Auf die Inhalte der Ziffer 10. Der textlichen Festsetzungen wird 
verwiesen.  
 

Fuß- und Radweg 
Ergänzend zur Erschließung über die Schongauer Straße / B 17 nach Richtung Westen ist in 
Berücksichtigung von Lage und Bestandssituation bzw. der örtlichen Erfordernisse sowie insbesondere 
auch im Hinblick auf die Zielsetzung einer weitreichend fußläufigen Erreichbarkeit und bestmöglichen 
Vernetzung des Verbrauchermarktes mit dem bestehenden Siedlungsgefüge eine Fuß- und 
Radwegeverbindung entlang des Amtmannbaches zur südöstlich gelegenen Ammergauer Straße / St 
2059 eingeplant. 
Die ausgewiesene Wegefläche (Fläche für Fahrbahn und Rand- / Bankettbereiche) beträgt durchgehend 
3,0 m. Gemäß der aktuellen Fassung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-
Ordnung (VwV-StVO) soll die lichte Breite (befestigter Verkehrsraum mit Sicherheitsraum) für einen 
gemeinsamen Fuß- und Radweg durchgehend mind. 2,50 m betragen. 
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10.2 Ver- und Entsorgung 
 

Wasserversorgung / Wasserentsorgung 
Das Planungsgebiet wird an die Trinkwasserversorgung von Steingaden angeschlossen. Die 
Dimensionierung des Leitungsnetzes hat den versorgungstechnischen Erfordernissen zu entsprechen. 
Sämtliche Bauvorhaben sind vor Bezug an die zentrale Abwasseranlage im Trennsystem 
anzuschließen. Die Dichtheit der Grundstücksentwässerungsanlagen ist nach DIN 1986-30 vor 
Inbetriebnahme nachzuweisen. Die Schmutz- bzw. Abwasserentsorgung erfolgt über die gemeindliche 
Kläranlage. 
Einleitungen von nicht hausabwasserähnlichen Abwässern aus Industrie- und Gewerbebetrieben sowie 
aus sonstigen privaten, kommunalen und gewerblichen Einrichtungen in öffentliche Abwasseranlagen 
dürfen nur unter Einhaltung der Bestimmungen der jeweiligen Entwässerungssatzungen erfolgen. 
Weiterhin ist zu prüfen, ob für derartige Einleitungen zusätzlich eine Genehmigungspflicht nach § 58 
WHG besteht.  
Die Zustimmung für die vorgenannten Einleitungen ist vorab in jedem Fall beim Betreiber der 
öffentlichen Abwasseranlage (Gemeinde Steingaden) einzuholen bzw. in Fällen, in denen der § 58 WHG 
zutrifft, bei der Kreisverwaltungsbehörde zu beantragen.  
 
 

Brandschutz 
Es kann davon ausgegangen werden, dass die Löschwasserversorgung des Planungsgebiets gesichert 
ist. Die Brandschutzvorkehrungen der Art. 12 sowie 24 bis 30 BayBO sind einzuhalten. Die 
Vorkehrungen des Brandschutzes sind übergeordnet zwingend zu beachten.  
 

Bei Baueingabeplänen ist mindestens die Einhaltung nachfolgender Bestimmungen und Vorschriften zu 
berücksichtigen:  
- Löschwasser-Bereitstellung von mindestens 1.600 l/min (96 m3/h) – ausreichend über 2 Stunden – 

nach den technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblattes W 405.  
- Einhaltung des Hydrantenabstandes nach den Fachinformationen zur Planung von 

Löschwasserversorgungseinrichtungen aus Sicht der Feuerwehr des LFV Bayern. Der Abstand 
zwischen Gebäudeeingang und Hydrant sollte zwischen 80 m und max. 120 m liegen. 

- Empfehlung zur Installation von Überflurhydranten nach DIN 3222. Im Falle der Verwendung von 
Unterflurhydranten nach DIN 3221 sind diese zu beschildern. 

- Berücksichtigung entsprechend erforderlicher Zufahrtsmöglichkeiten für Feuerwehr und 
Rettungsfahrzeuge (DIN 14090); Flächen für die Feuerwehr sind nach Art. 5 BayBO einzuplanen, nach 
den Richtlinien „Flächen für die Feuerwehr“ auszuführen und entsprechend zu kennzeichnen. 

- Sicherstellung einer Bereitstellung von Löschwasser durch andere Maßnahmen (wenn durch einzelne 
Nutzungseinheiten die allgemein errechnete, bereit gestellte Löschwassermenge überschritten wird). 

 

Stromversorgung / Kommunikation / TV 
Die Stromversorgung erfolgt durch Anschluss an das Netz der Lech-Elektrizitätswerke (LEW) bzw. die 
LEW Verteilnetz (LVN) GmbH mittels Erdkabel bzw. ist nach entsprechender Erweiterung des 
Versorgungsnetzes gesichert. 
Auf das „Merkblatt zum Schutz erdverlegter Kabel“ der LEW Verteilnetz GmbH (LVN) in der jeweils 
aktuellen Fassung wird hingewiesen. Die in diesem Merkblatt enthaltenen Hinweise sind zwingend zu 
beachten. 
Allgemeine Hinweise zu Bauarbeiten im Bereich der Versorgungseinrichtungen der LVN: 
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Vor Beginn von Tiefbauarbeiten haben sich die ausführenden Firmen über die genauen Kabellagen bei 
der LVN zu erkundigen und die zum Schutz der Kabel zu treffenden Maßnahmen mit der LVN 
abzusprechen. Die Kabellagepläne können online unter https://geoportal.lvn.de/apak abgerufen werden 
oder sind von der Betriebsstelle Schongau, Burggener Straße 15, 86956 Schongau, Tel. 08861/2342-
135 zu beschaffen.  
Auf Ziffer 6. der „Hinweise durch Text“ wird verwiesen. 
 

Die Versorgung mit TV und Telekommunikation ist durch die jeweiligen Versorgungsträger gesichert.  
 

Niederschlagswasserbehandlung 
Niederschlagswasser ist grundsätzlich zur Erhaltung der Grundwasserneubildung so weit als möglich 
dezentral und flächenhaft über die belebte Bodenzone zu versickern. Punktuelle Versickerung in 
Versickerungsschächten oder die Einleitung in einen Vorfluter werden nur noch in begründeten 
Ausnahmefällen (Baugrundgutachten, Untergrundverhältnisse, etc.) genehmigt. 
Nach Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim erfolgt die Niederschlagswasserbeseitigung 
über eine gedrosselte Einleitung in den Amtmannbach, soweit eine flächige Versickerung vor Ort nicht 
möglich ist (siehe § 11 der Festsetzungen durch Text).  
Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans wurde ein Geotechnischer Bericht erstellt, in dem auch 
Aussagen bzgl. der Niederschlagswasserversickerung enthalten sind. Bei den Böden im Plangebiet 
handelt es sich um überwiegend bindige Aueböden bzw. Molasseböden, bei denen eine Versickerung 
schwierig ist. Deshalb haben die konkreten Planungen bzgl. der Niederschlagswasserbewirtschaftung in 
enger Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt Weilheim zu erfolgen. 
Des Weiteren wird auf den Geotechnischen Bericht verwiesen, der den Planunterlagen als Anlage 4 zur 
Begründung beiliegt. Auf Ziffer 2. der “Hinweise durch Text“ wird verwiesen. 
Für die Behandlung von Niederschlagswasser auf privaten Grundstücken wird auf folgende geltende 
technische Vorschriften und fachliche Regeln verwiesen: Niederschlagswasserfreistellungsverordnung 
(NWFreiV), technische Regeln zum schadlosen Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser 
(TRENGW), technische Regeln zum schadlosen Einleiten von Niederschlagswasser in 
Oberflächengewässer (TRENOG), DWA Arbeitsblatt A 117 “Bemessung von Regenrückhalteräumen“, 
DWA Arbeitsblatt A 138 “Bau und Bemessung von Anlagen zur dezentralen Versickerung von nicht 
schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser“, DWA Merkblatt M 153 „Handlungsempfehlungen zum 
Umgang mit Regenwasser“, sowie das DWA Merkblatt A 100 „Leitlinien der integralen 
Siedlungsentwässerung“. 
Für Versickerungen von Niederschlagswasser, die nicht unter die 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) fallen, sind prüffähige Planunterlagen mit einem 
Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis beim Landratsamt einzureichen. Auf die 
Anforderungen der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammelten 
Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) bzw. in oberirdische Gewässer (TRENOG) wird 
entsprechend verwiesen. 
Die Grundstücksentwässerungsanlage muss nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (DIN 
1986 ff.) erstellt werden. 
Verschmutztes Niederschlagswasser ist nach entsprechender Reinigung entsprechend dem 
unverschmutztem Niederschlagswasser zu behandeln.  
 

Abschließend wird empfohlen, Niederschlagswasser für die Toilettenspülung und Waschmaschine zu 
nutzen und dafür in entsprechend geeigneten Rückhalteeinrichtungen zu sammeln. Die Errichtung von 
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derartigen Anlagen sind dem Landratsamt Weilheim-Schongau und dem Wasserversorger zu melden (§ 
13 Abs. 3 TrinkwV; § 3 Abs 2 AVBWasserV). 
 
Abfallverwertung und -entsorgung 
Jeder der die öffentlichen Abfallentsorgungseinrichtungen nutzt, hat die Menge der anfallenden Abfälle 
und deren Schadstoffgehalt geringstmöglich zu halten. Regelmäßig oder in größeren Mengen anfallende 
Wertstoffe sind getrennt zu sammeln und der Wiederverwertung zuzuführen. 
Es wird darauf hingewiesen, dass auf dem Gelände des Verbrauchermarktes Platz für die dem 
Entsorgungskonzept des Landkreises Weilheim-Schongau entsprechenden Müllsammelbehälter 
vorzusehen ist.  
Es wird darauf hingewiesen, dass Müllbehältnisse und Sperrmüll ausnahmslos an bzw. entlang der 
Erschließungsstraße (im gegenständlichen Fall entlang der B 17) oder nach Abstimmung mit dem 
Sachgebiet Abfallwirtschaft des Landratsamtes und dem Abfallentsorgungsbetrieb an einem hierfür 
geeigneten Standort innerhalb des Privatgeländes / -grundstückes zur Abholung bereitzustellen sind. 
 

10.3 Vermessungszeichen 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach Art. 13 Abs. 3 des Gesetzes über die Landesvermessung und 
das Liegenschaftskataster jeder, der Arbeiten beabsichtigt oder durchführt, die den festen Stand oder 
die Erkennbarkeit von Vermessungszeichen gefährdet, die Sicherung oder Versetzung der 
Vermessungszeichen beim Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung (ADBV) zu beantragen 
hat. Die Gemeinde ist deshalb verpflichtet, rechtzeitig vor der Inangriffnahme der Baumaßnahmen einen 
Antrag auf Sicherung der Vermessungszeichen beim ADBV Weilheim zu stellen.  
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 Ausfertigung 
 
Hiermit wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplans und die Festsetzungen durch Zeichnung, 
Farbe, Text und Schrift mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der Gemeinde Steingaden 
übereinstimmen. 
 
 
 
Gemeinde Steingaden 
 
Steingaden, den ............................................... 
 
 
         (Siegel) 
 
...................................................................................... 
1. Bürgermeister X. Wörle  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Planverfasser: 

  
 Gefertigt im Auftrag der 
 Gemeinde Steingaden 
 
 
 Mindelheim, den  ...........................................  ............................................................. 
          Peter Kern, Architekt 
 
   
 
 Kern Architekten PartGmbB 
 Bürgermeister-Krach-Straße 6 
 87719 Mindelheim 
 Tel.: 08261/73189-0 
 Fax: 08261/73189-20 
 E-Mail: info@architekt-kern.de 
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ANLAGE 1 
Liste der am Verfahren beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
Name (TÖB) Abteilung / Ansprechpartner Adresse E-Mail 
Landratsamt Weilheim-Schongau Dienststelle Weilheim, Bauamt 

Hr. Myrtek 
Pütrichstraße 8 
82362 Weilheim 

bauleitplanung@lra-wm.bayern.de 
s.myrtek@lra-wm.bayern.de 

Landratsamt Weilheim-Schongau Dienststelle Weilheim,  
Fachl. Naturschutz, Hr. Hett 

Pütrichstraße 8 
82362 Weilheim 

m.hett@lra-wm.bayern.de  

Landratsamt Weilheim-Schongau Dienststelle Weilheim, Städtebau 
Fr. Eichner-Lachermayer 

Pütrichstraße 8 
82362 Weilheim 

r.eichner-lachermayer@lra-wm.bayern.de 

Landratsamt Weilheim-Schongau Dienststelle Weilheim,  
Techn. Umweltschutz, Hr. Brücklmayr 

Pütrichstraße 8 
82362 Weilheim 

a.bruecklmayr@lra-wm.bayern.de  

Landratsamt Weilheim-Schongau Dienststelle Weilheim,  
Natur- und Umweltschutzverwaltung, Fr. Schweiger 

Pütrichstraße 8 
82362 Weilheim 

s.schweiger@lra-wm.bayern.de  

Landratsamt Weilheim-Schongau Dienststelle Schongau,  
Denkmalschutz / -recht, Hr. Heinrich 

Münzstr. 33 
86956 Schongau 

h.heinrich@lra-wm.bayern.de  

Landratsamt Weilheim-Schongau Dienststelle Schongau,  
Wasserrecht, Hr. Mühlegger 

Münzstr. 33 
86956 Schongau 

m.muehlegger@lra-wm.bayern.de  

Regierung von Oberbayern 
Höhere Landesplanungsbehörde 

Sachgebiet 24.1 80534 München raumordnung.region17.18@reg-ob.bayern.de 

Planungsverband Region Oberland Geschäftsstelle Region 17 Postfach 13 60 
83633 Bad Tölz 

region17@lra-toelz.de  
www.region-oberland.bayern.de 

Wasserwirtschaftsamt Weilheim   Pütrichstraße 15 
82362 Weilheim 

poststelle@wwa-wm.bayern.de 

Staatliches Bauamt Weilheim Hr. Dondl, 
Hr. Streicher 

Münchener Straße 39 
82362 Weilheim 

poststelle@stbawm.bayern.de  

Amt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 
Weilheim i.OB 

 Hofstraße 21 
82362 Weilheim 

poststelle@adbv-wm.bayern.de 
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Weilheim  Postfach 1464 
82354 Weilheim 

poststelle@aelf-wm.bayern.de 
 

Amt für Ländliche Entwicklung Oberbayern  Infanteriestraße 1 
80797 München 

poststelle@ale-ob.bayern.de 
 

Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege Referat B Q Hofgraben 4  
80539 München 

Beteiligung@blfd.bayern.de 
 

Bayerischer Bauernverband   Fischerried 33 
82362 Weilheim 

Weilheim@BayerischerBauernVerband.de 

Bund Naturschutz in Bayern e.V.  Hofstraße 6 
82362 Weilheim 

bn.weilheim@t-online.de 
 

Deutsche Telekom Technik GmbH Technik Niederlassung Süd, PTI 23 Bahnhofstraße 35 
87435 Kempten 

T_NL_Sued_PTI23_Bauleitplanung@telekom.de 
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Handwerkskammer für München und Oberbayern Abtlg. Landespolitik, Kommunalpolitik, Verkehr Max-Joseph-Straße 4 
80333 München 

landespolitik@hwk-muenchen.de 
nadine.schrader-boelsche@hwk-muenchen.de 

Herrn Kreisbrandrat Dr. Ing. Rüdiger Sobotta  Grube 37 
82377 Penzberg 

sobotta@ib-oss.de 
 

Herrn Kreisheimatpfleger Helmut Schmidbauer  Gebatstraße 29 
86956 Schongau 

fabricolan@t-online.de 
 

IHK München und Oberbayern  Balanstraße 55 – 59 
81541 München 

bauleitplanung@muenchen.ihk.de 
aniko.alami@muenchen.ihk.de 

Kreishandwerkerschaft Oberland  Kerschensteiner Straße 3 
82362 Weilheim 

info@khw-oberland.de 
 

Lechwerke AG ERSD-G-L Schaezlerstraße 3 
86150 Augsburg 

kontakt@lew.de 

Polizeiinspektion Schongau   Jugendheimweg 8 
86956 Schongau 

pp-obs.schongau.pi@polizei.bayern.de  

Beteiligte Nachbargemeinden       
Gemeinde Bernbeuren Herrn 1. Bürgermeister Hinterbrandner Marktplatz 4 

86975 Bernbeuren 
gemeinde@bernbeuren.de 

Gemeinde Burggen 1. Bürgermeister Josef Schuster Schwarzkreuzstraße 2 
86977 Burggen 

gemeinde@burggen.de 

Gemeinde Halblech 1. Bürgermeister Johann Gschwill Dorfstraße 18 
87642 Halblech 

rathaus@halblech.de 

Gemeinde Lechbruck am See 1. Bürgermeister Helmut Angl Flösserstraße 1 
86983 Lechbruck am See 

rathaus@lechbruck.bayern.de 

Marktgemeinde Peiting Herrn 1. Bürgermeister Asam Hauptplatz 2 
86971 Peiting 

info@peiting.de 

Gemeinde Prem 1. Bürgermeister Herbert Sieber Schulweg 6 
86984 Prem 

info@prem-am-lech.de 

Gemeinde Rottenbuch 1. Bürgermeister Markus Bader Klosterhof 42 
82401 Rottenbuch 

info@rottenbuch.de 

Gemeinde Wildsteig 1. Bürgermeister Josef Taffertshofer Kirchbergstraße 20a 
82409 Wildsteig 

info@wildsteig.bayern.de 
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ANLAGE 2 

 

Umweltbericht gemäß § 2a BauGB 

 
1. Einleitung 
 
1.1 Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Planungsziele 

 
Die Fa. Feneberg Lebensmittel GmbH strebt eine Vergrößerung der bestehenden örtlichen Filiale ihres 
Lebensmittelmarktes an. Das zentrale Ziel der Planung ist es, die Möglichkeit für einen größeren 
Vollsortimenter-Lebensmittelmarkt zur nachhaltigen Sicherung und Verbesserung der örtlichen 
Nahversorgung zu schaffen. Der Verbrauchermarkt soll in Steingaden gehalten werden, um die 
Versorgung mit Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs für die Wohnbevölkerung langfristig zu 
gewährleisten. Da an dem bestehenden Standort nicht ausreichend Platz für diese Maßnahme vorhanden 
ist, soll an einem neuen Standort bzw. im gegenständlichen Plangebiet ein neues größeres und zudem 
auch nach modernen Maßstäben attraktiver gestaltetes Gebäude errichtet werden. Der Standort für den 
neuen Verbrauchermarkt befindet sich im Talgrund des Amtmannbachs direkt östlich an die Schongauer 
Straße (Bundesstraße 17) angrenzend. 
Mit der gegenständlichen Bauleitplanung und der dazu im Parallelverfahren durchgeführten 12. Änderung 
des Flächennutzungsplans schafft die Gemeinde die planungsrechtlichen Voraussetzungen für das 
Vorhaben. 
Der Geltungsbereich der gegenständlichen Planung umfasst insgesamt eine Fläche von ca. 1,33 ha; die 
bebaubare Grundstücksfläche umfasst ca. 0,53 ha Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung 
„großflächiger Einzelhandel“. 
Als wichtigste Festsetzungen / Eckpunkte der Planungskonzeption zu nennen sind: 
• Die maximal zulässige Grundfläche bzw. Geschossfläche beträgt 1.700 m2 
• Dieser Wert von 1.700 m2 Grundfläche darf durch Flächen für Nebenanlagen und -gebäude sowie 

Garagen und überdachte Stellplätze bzw. Flächen für Nebenanlagen mit Zweckbestimmung offene / 
nicht überdachte Stellplätze überschritten werden auf insgesamt bis zu maximal 5.300 m2. 

• In dem Plangebiet sind Gebäude mit Flachdach, Dachneigung maximal 2°, zulässig. 
• Bzgl. der Höhenentwicklung der Gebäude in dem Plangebiet sind Wandhöhen von 5,5 m und 

Firsthöhen von 6,5 m festgesetzt. 
• Folgende grünordnerische Festsetzungen wurden getroffen:  

- Öffentliche Grünflächen, Grünflächen auf Privatgrund mit Zweckbestimmung „Anlagenein- / 
Baugebietsdurchgrünung“ sowie „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
Entwicklung von Natur und Landschaft“ mit Pflanzbindung für festgesetzte Standorte von 
Einzelgehölzen und in einem Bereich eine Heckenstruktur aus Gehölzen mind. 3. Wuchsordnung  

- Festsetzung von Standorten von Einzelgehölzen im Bereich der zukünftigen Parkplatzfläche. 
 
Bezüglich detaillierter Aussagen über Art und Umfang der Bebauung sowie über Ziele der Planung wird 
auf die Begründung und Satzung des Bebauungsplans verwiesen.  
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1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgelegten umweltrelevanten 
Ziele und ihrer Berücksichtigung 
 
Allgemeine Grundlagen 
Neben dem Flächennutzungsplan in der derzeit wirksamen Fassung und den allgemeinen fachlichen 
Grundlagen und Recherchen (Auswertung Bodenkarten, Fachinformationen des LfU, Ortseinsichten, etc.) 
wurden v.a. die allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie z.B. das Baugesetzbuch, die 
Naturschutzgesetze, die Immissionsschutzgesetzgebung und die Abfall- und Wassergesetzgebung 
berücksichtigt. 
Grundlage für den Aufbau und die Inhalte des Umweltberichts ist die Anlage 1 (zu § 2 Abs. 4 und den §§ 
2a und 4c) des Baugesetzbuches sowie in Ergänzung die Arbeitshilfe „Der Umweltbericht in der Praxis – 
Leitfaden zur Umweltprüfung in der Bauleitplanung“ (OB im BStI, BStUGV, ergänzte Fassung, 2006). 
 
Art der Berücksichtigung der Ziele und Umweltbelange, insbesondere:  
• Differenzierte Festsetzungen zur Schaffung einer qualitätsvollen, die örtliche Situation und 

Besonderheiten berücksichtigende Ortsrandeingrünungs- und Baugebietsdurchgrünungssituation.  
• Festsetzung insbesondere von Art und Maß der baulichen Nutzung unter Berücksichtigung des 

Prinzips eines sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. 
• Erstellung / Durchführung eines schalltechnischen Gutachtens im Rahmen des 

Aufstellungsverfahrens. 
 
Fachplanungen 
Im Zuge der Planung wurde sowohl ein schalltechnisches Gutachten, als auch ein Geotechnischer Bericht 
erstellt, die den Planunterlagen als Anlagen 3 und 4 zur Begründung beiliegen. Die Ergebnisse dieser 
Fachgutachten wurden in die Planunterlagen eingearbeitet. 
Des Weiteren wurde im Zuge der gegenständlichen Planung ein Höhenaufmaß des Geländes sowie 
Geländeschnitte erstellt. Die Informationen aus dem Höhenaufmaß sind der Planzeichnung zu 
entnehmen, die Geländeschnitte liegen den Planunterlagen als Anlage 5 zur Begründung bei. 
Für das Plangebiet sind außer den im Rahmen des Aufstellungsverfahrens erstellten Gutachten, keine für 
die gegenständliche Planung relevanten Fachplanungen vorhanden. 
 
Flächennutzungsplan 
Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Steingaden aus dem Jahr 1988 ist der Bereich 
des zukünftigen Sondergebietes als „Fläche für die Landwirtschaft“ mit „Landschaftsbestimmenden 
Bäumen und Gehölzgruppen die im Grundzug zu erhalten oder anzulegen sind“ dargestellt. Die 
vorhandenen Straßen im Plangebiet, die Schongauer Straße und die Osterbichlstraße, sind in der 
wirksamen Planung bereits entsprechend dargestellt. 
 
Im Zuge der Änderung des Flächennutzungsplans wird die Darstellung der Fläche in ein Sondergebiet 
sowie randliche Öffentliche bzw. Sonstige Grünflächen geändert. Der Nordteil des Zufahrtsbereichs wird 
ergänzend als Teil des „Innerörtlichen Erschließungsnetzes“ dargestellt bzw. planungskonzeptionell 
angepasst. 
Außerdem wird der westlich anschließende Bereich entsprechend der Bestandssituation im Zuge der 
Anpassung / Berichtigung der Plandarstellung an die digitale Flurkarte als Mischgebiet gekennzeichnet. 
Nach der im Parallelverfahren zu der gegenständlichen Planung durchgeführten 12. Änderung des 
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Flächennutzungsplans entspricht die verfahrensgegenständliche Planung der beabsichtigten 
städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde Steingaden im Bereich des östlichen Ortsrandes im Talgrund 
des Amtmannbachs.  
 
Art der Berücksichtigung der Ziele und Umweltbelange, insbesondere:  
• Differenzierte Festsetzungen zur Schaffung einer qualitätsvollen, die örtliche Situation und 

Besonderheiten berücksichtigende Ortsrandeingrünung bzw. Baugebietsdurchgrünung.  
 
Landes- und Regionalplanung 
Aus der Landes- und Regionalplanung ergeben sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine einschlägigen 
Aussagen bzw. Einschränkungen, die der Planung entgegenstehen könnten. Im Hinblick auf 
entsprechende Auszüge aus dem Landesentwicklungsprogramm und dem Regionalplan Donau-Iller zur 
Verdeutlichung der dort erwähnten Ziele und Grundsätze wird auf Ziffer 3.3 der Begründung zum 
Bebauungsplan verwiesen. 
Art der Berücksichtigung der Ziele und Umweltbelange, insbesondere: 
• Die Flächenneuausweisung erfolgt in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten. 
• Das Baugebiet bzw. die Planung leistet grundsätzlich einen Beitrag zur Sicherung bzw. Verbesserung 

der flächendeckenden Warenversorgung im ländlichen Raum. 
 
Schutzgebiete / sonstige Funde aus naturschutzbezogenen Kartierungen 
Schutzgebiete, Schutzobjekte nach §§23 bis 29 BNatschG, Teil-/ Flächen nach Art. 23 BayNatSchG in 
Verbindung mit §30 BNatSchG, Landschaftsbestandteile nach Art. 16 BayNatSchG, amtlich kartierte 
Biotope, FFH/SPA-Gebiete oder Vogelschutzgebiete und Fundflächen/-punkte der ASK sind genauso wie 
besonders oder streng geschützte Arten bzw. Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie im Plangebiet und 
dessen räumlich-funktionalen Umgriff nicht vorhanden. Auch im ABSP des Landkreises Weilheim-
Schongau sind keine einschlägigen Aussagen enthalten, die sich auf das PG oder dessen nähere 
Umgebung beziehen.  
Naturschutzfachlich wertgebende Strukturen wie besondere Gehölzbestände oder randliche Säume etc. 
mit entsprechender Ausprägung sind im Bereich des PG mit Ausnahme von abschnittsweisen Ansätzen 
entlang der unmittelbaren bzw. engeren Ufer- / Böschungsbereiche entlang des Amtmannbaches 
ebenfalls nicht vorhanden.  
Bei dem Plangebiet handelt es sich großteils um intensiv landwirtschaftlich als Grünland genutzte Flächen 
direkt anschließend an die Schongauer Straße (Bundesstraße 17).  
Aufgrund der Bestandssituation bzw. Realnutzung, Vorbelastungen im Nahbereich (v.a. auch durch die 
stark befahrene Bundesstraße B 17) und die strukturelle Ausstattung etc. ist das Lebensraumpotential 
eines Großteils des Planungsgebiets selbst, für geschützte und aus naturschutzfachlicher Sicht 
bedeutsame Pflanzen- und Tierarten als von nur untergeordneter Bedeutung zu beurteilen. Allerdings 
weisen insbesondere die gewässerbegleitenden Flächen entlang des Amtmannbaches ein grundsätzlich 
hohes Potential für die Herstellung strukturreicher gewässerbegleitender Lebensräume mit unterschiedlich 
ausgeprägten Übergangsbereichen entlang der Kontaktzone zwischen dem Gewässer und den 
umliegenden Flächennutzungen auf. 
 
Art der Berücksichtigung der Ziele und Umweltbelange, insbesondere:  
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• Differenzierte, umfassende Festsetzungen zur Schaffung einer qualitätsvollen, die örtliche Situation 
und Besonderheiten berücksichtigende Ortsrandeingrünungs- und Baugebietsdurchgrünungssituation 
– dadurch Erhöhung des Lebensraumpotentials. 

 
Bau- und Bodendenkmäler 
Bau- und Bodendenkmäler sind gemäß den zur Verfügung stehenden Unterlagen im Plangebiet nicht 
vorhanden (Quelle: “Bayerischer Denkmalatlas“ des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege).  
Das Anwesen, Schongauer Straße 34, auf dem nördlich an das Plangebiet angrenzenden Kellerberg ist 
im Bayerischen Denkmal Atlas als Baudenkmal gekennzeichnet: Denkmal-Nr. D-1-90-154-22; 
Beschreibung: Ehem. Sommerbierkeller, langgestreckter verputzter Tuffquaderbau mit Krüppelwalmdach, 
1826; Benehmen hergestellt, nachqualifiziert.  
Eine Beeinträchtigung von bzw. Auswirkungen auf denkmalschützerische Belange sind i.V.m. dem 
Planvorhaben allerdings grundsätzlich auszuschließen, da aus denkmalschützerischer Sicht nur der 
Sommerbierkeller bzw. das unterirdische Gewölbe des Anwesens von Bedeutung ist (gem. Aussage Hr. 
Kreisbaumeister Nadler im Rahmen des Scopingtermins am 29.01.2018). 
Ergänzend hierzu wird auf Ziffer 1 der „Hinweise durch Text“ verwiesen. 
 
Art der Berücksichtigung der Ziele und Umweltbelange: nicht erforderlich. 
 
Altlasten bzw. Altlastenverdachtsstandorte sind innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden.  
Ergänzend hierzu wird auf Ziffer 3 der „Hinweise durch Text“ verwiesen. 
 
Art der Berücksichtigung der Ziele und Umweltbelange: nicht erforderlich. 

 
 
2 Derzeitiger Umweltzustand (Basisszenario) / Entwicklung des Umweltzustandes bei 

Nichtdurchführung der Planung 
 

2.1 Derzeitiger Umweltzustand 
 
Realnutzung 
Der Großteil des Plangebietes (PG) wird derzeit landwirtschaftlich vergleichsweise intensiv als Grünland 
genutzt. Den Westrand des Geltungsbereiches bildet die Schongauer Straße (Bundesstraße B 17) mit 
ihren straßenbegleitenden Rand- / Übergangsbereichen aus, die Osterbichlstraße begrenzt das 
Vorhabengebiet nach Norden und Osten. Südlich des Einmündungsbereiches der Osterbichlstraße in die 
Schongauer Straße ist zudem eine Bushaltestelle mit vorgelagerter Haltebucht im PG vorhanden. 
Außerdem sind entlang der Schongauer Straße drei Laubgehölze +/- mittleren Alters sowie ein 
Strauchgehölz (mit Standort südlich der Bushaltestelle) vorhanden. 
In etwa auf der südlichen Grenze des Planungsgebietes verläuft der Amtmannbach, ein Gewässer 3. 
Ordnung. Über den Bach führt zwischen den Grundstücken Fl.-Nrn. 1051/6 und 1057 eine Überfahrt, die 
vermutlich vormals zur Bewirtschaftung eines Teilbereichs des Plangebietes genutzt wurde. Die Ufer- / 
Böschungsbereiche des Amtmannbachs sind auf beiden Seiten vergleichsweise steil und vorrangig mit 
Altgrasbeständen ausgeprägt. Entlang des Gewässers bestehen auf der innerhalb des Plangebietes 
gelegenen nördlichen Seite einige zumeist junge von selbst aufgekommene Gehölze – u.a. Weiden, Birke, 
Hainbuche, Ahorn. Die an den Geltungsbereich südlich des Bachs angrenzende Fläche (Fl.-Nr. 1051/6) ist 
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insgesamt als nährstoffreiche Brachfläche mit einer nitrophilen Hochstaudenflur vorrangig bestehend aus 
Brennnesseln und Taubnesseln anzusprechen. Auch hier sind entlang des Gewässers abschnittsweise 
von selbst aufgekommene Gehölze vorhanden (ebenfalls u.a. Weiden, Traubenkirsche, Hainbuche, 
Ahorn).  
Abgesehen von den genannten Gehölzen und den Ufer- / Böschungsbereichen unmittelbar entlang des 
Amtmannbaches sind auf der Plangebietsfläche keine weiteren Strukturen wie randliche Säume oder 
sonstige wertgebende Elemente vorhanden. 
Das Gelände steigt vom Amtmannbach in Richtung Norden / Nordosten bis zur Osterbichlstraße um etwa 
7 m an – von 762 auf 769 m ü. NN, wobei der größte Anstieg von rund 764 auf 769 m ü. NN im nördlichen 
und nordöstlichen Drittel der Plangebietsfläche erfolgt. Aufgrund dessen sind diese Teilbereiche des PG 
auch von entsprechend ausgebildeten Böschungsbereichen geprägt. Unmittelbar nördlich angrenzend an 
die Osterbichlstraße, allerdings bereits außerhalb des Plangebietes, steigt das Gelände weiterhin zum 
Kellerberg hin steil / „sprunghaft“ an. 
 
Vorbelastungen 
Als Vorbelastung des PG ist neben der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung im Plangebietsumgriff die 
Lage direkt angrenzend an die Bundesstraße 17 (Schongauer Straße) zu nennen.  
 

2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 
 
Bei Nichtdurchführung der Planung ist davon auszugehen, dass die landwirtschaftliche Nutzung des 
Plangebietes bis auf Weiteres andauern würde. Beeinträchtigungen, die durch Bebauung entstehen, wie 
die teilweise Versiegelung des Bodens und deren Folgen bzgl. der Schutzgüter Boden, Wasser sowie 
Flora, Fauna und biologische Vielfalt blieben in diesem Fall aus. 
Demgegenüber bliebe die Vergrößerung des örtlichen Verbrauchermarktes aus und damit die verbundene 
Verbesserung der flächendeckenden Warenversorgung für Steingaden und die umgebenden Orte. Dies 
könnte zu einer Behinderung der weiteren Entwicklung des Grundzentrums Steingaden führen. 
 
 

3. Bestandsaufnahme, Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen einschließlich der 
Prognose bei Durchführung der Planung 
 
Bei der nachfolgenden Bewertung der Umweltauswirkungen werden folgende Stufen unterschieden: keine 
negativen Auswirkungen zu erwarten sowie geringe, mittlere und hohe Erheblichkeit. 
 

3.1 Schutzgut Fläche 
 
Bestand 
Das Plangebiet hat insgesamt eine Größe von ca. 1,33 ha.  
Der Anteil der bereits bestehenden öffentlichen Verkehrsfläche (Schongauer Straße und Osterbichlstraße) 
am Plangebiet umfasst ca. 0,19 ha.  
Die für das Sondergebiet inkl. Zufahrt neu in Anspruch genommene Fläche umfasst etwa 0,53 ha. Durch 
das geplante Gebäude und die notwendigen offenen Stellplätze wird diese Fläche nahezu gänzlich 
überbaut; die Versiegelung wird allerdings v.a. auch durch die Festsetzung wasserdurchlässiger Beläge 
für die Stellplatzbereiche weitestmöglich gering gehalten. 
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Etwa 0,25 ha der Plangebietsfläche werden für grünordnerische Maßnahmen als Öffentliche Grünfläche, 
Grünfläche auf Privatgrund mit Zweckbestimmung „Anlagenein- / Baugebietsdurchgrünung“ oder als 
gebietsinterne „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und 
Landschaft“ festgesetzt. Weitere ca. 0,32 ha werden als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. 
 
Auswirkungen 
Baubedingte Auswirkungen 

• Zusätzlich zu den Flächen, die versiegelt werden, ist evtl. von einer temporären Nutzung weiterer 
Flächen zur Lagerung von Baustoffen, Aufstellung von Kränen, etc. auszugehen 

• Eine ca. 0,81 ha (inkl. der Flächen für grünordnerische Maßnahmen) umfassende Fläche wird der 
landwirtschaftlichen Nutzung auf Dauer entzogen bzw. für das Planvorhaben neu in Anspruch 
genommen. 

Ergebnis: Mittlere Erheblichkeit insbesondere aufgrund von Art und Umfang des Vorhabens. 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 

• Dauerhafter Verlust der Fläche für die landwirtschaftliche Nutzung. 
• Überbauung / Versiegelung von insgesamt max. 0,53 ha durch zulässige bauliche Anlagen im 

Bereich der neu in Anspruch genommenen Fläche. 
Ergebnis: Mittlere Erheblichkeit insbesondere aufgrund von Art und Umfang des Vorhabens. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Ergebnis: Bei Beachtung der Vorgaben des Bayerischen Nachbarrechts sind v.a. im Hinblick auf die 
räumliche Lage und grünordnerischen Festsetzungsinhalte der Planung insbesondere auch i.V.m. der 
Ausübung der landwirtschaftlichen Nutzung des unmittelbar im Osten angrenzenden Grundstücks keine 
negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Auswirkung auf das Schutzgut Fläche insgesamt: 
Mittlere Erheblichkeit insbesondere aufgrund des Umfangs der Planung. 
 
 

3.2 Schutzgut Boden 
 
Bestand 
 
Naturräumliche Einordnung 
Naturräumlich gesehen liegt Steingaden im Voralpinen Moor- und Hügelland der Jungmoränenlandschaft 
der Lech-Vorberge. 
Das PG liegt im randlichen Talraumbereich sowie teils auch im Talgrundbereich des Amtmannbachs, der 
etwas weiter westlich in den Neuhauser Bach mündet. 
 
Geologie und Boden 
Bei den Böden handelt es sich im Großteil des Plangebietes fast ausschließlich um Braunerde und 
Parabraunerde aus kiesführendem Lehm über tiefem carbonathaltigem Schotter (Bayerisches Landesamt 
für Umwelt, Bodeninformationssystem, Übersichtsbodenkarte Maßstab 1:25.000). In dem Bereich im 
Süden des Plangebietes direkt entlang des Amtmannbachs ist ein Bodenkomplex aus Gleyen, 
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kalkhaltigen Gleyen und anderen grundwasserbeeinflussten Böden mit weitem Bodenartenspektrum 
(Talsediment), im Untergrund ebenfalls carbonathaltig (ebd.). Gemäß des Geotechnischer Berichtes, der 
im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans erstellt wurde, handelt es sich bei den Böden im Plangebiet 
um überwiegend bindige Aueböden bzw. Molasseböden. Der Geotechnische Bericht liegt den 
Planunterlagen als Anlage 4 zur Begründung bei. 
 

Die bislang nicht bebauten Teilbereiche des Geltungsbereichs der gegenständlichen Planung werden 
intensiv landwirtschaftlich genutzt. Von entsprechenden Vorbelastungen der Böden durch Einträge und 
Verdichtung i.V.m. der bestehenden landwirtschaftlichen Nutzung ist auszugehen. 
 

Bereiche mit besonderer Bedeutung für das Schutzgut Boden, wie naturnahe und/oder regional seltene 
Böden sowie natürliche und kulturhistorische Boden- und Oberflächenformen oder Geotope sind im 
Planungsgebiet nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden. 
 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine Altablagerungen, Altstandorte und Altlastbereiche in dem 
Gebiet vorhanden bzw. bekannt. Sofern bei Erd- und Aushubarbeiten optische oder organoleptische 
Auffälligkeiten des Bodens festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast 
hindeuten, ist unverzüglich das Landratsamt Weilheim-Schongau, Bodenschutzbehörde, zu informieren 
(Mitteilungspflicht nach Art. 1 Bayerisches Bodenschutzgesetz) und das weitere Vorgehen abzustimmen. 
 

Das Gelände steigt vom Amtmannbach in Richtung Norden / Nordosten bis zur Osterbichlstraße um etwa 
7 m an – von 762 auf 769 m ü. NN, wobei der größte Anstieg von rund 764 auf 769 m ü. NN im nördlichen 
und nordöstlichen Drittel der Plangebietsfläche erfolgt. Aufgrund dessen sind diese Teilbereiche des PG 
auch von entsprechend ausgebildeten Böschungsbereichen geprägt. Unmittelbar nördlich angrenzend an 
die Osterbichlstraße, allerdings bereits außerhalb des Plangebietes, steigt das Gelände weiterhin zum 
Kellerberg hin steil / „sprunghaft“ an. 
 
Auswirkungen 
 
Baubedingte Auswirkungen 

• Beseitigung von anstehendem Oberboden (maximal ca. 0,53 ha; ohne die Flächen für 
grünordnerische Maßnahmen). 

• Überformung und Veränderung der Böden im Planungsgebiet.  
Ergebnis: Mittlere Erheblichkeit aufgrund von Art und Umfang des Vorhabens; einen ordnungsgemäßen 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vorausgesetzt. 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 

• mittlerer bis hoher Versiegelungsgrad durch die Bebauung (Gebäude und Stellplatzflächen). 
• Verlust der Bodenfunktionen, insbesondere der Puffer-, Filter- und Wasserspeicherfunktion auf den 

versiegelten Flächen. 
• Verlust der Böden für die landwirtschaftliche Nutzung, die jedoch auf den landwirtschaftlichen 

Nutzflächen im Gemeindegebiet weit verbreitet sind. 
Ergebnis: Mittlere Erheblichkeit aufgrund der Größe der Fläche, die überplant bzw. überbaut wird; einen 
ordnungsgemäßen Umgang mit wassergefährdenden Stoffen vorausgesetzt. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Ergebnis: Geringe Erheblichkeit, einen ordnungsgemäßen Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
vorausgesetzt. 
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Auswirkung auf das Schutzgut Boden insgesamt: 
Mittlere Erheblichkeit aufgrund der baubedingt erforderlichen Beseitigung / Überformung der bestehenden 
Böden bzw. des natürlich gewachsenen Untergrundes. 
 
 

3.3 Schutzgut Wasser 
 
Bestand 
 
Oberflächengewässer 
Das Planungsgebiet wird im Süden durch den von Osten in Richtung Westen verlaufenden Amtmannbach 
begrenzt. Das Planungsgebiet befindet sich nicht in einem festgesetzten Überschwemmungsgebiet für ein 
HQ100-Ereignis, bei einem Hochwasserereignis des Amtmannbachs kann eine Überschwemmung – 
zumindest des südlichen Plangebietsteils – allerdings nicht ausgeschlossen werden. Der südliche Bereich 
entlang des Amtmannbachs befindet sich außerdem im sog. „wassersensiblen Bereich“ (LfU, 
“Informationsdienst Überschwemmungsgefährdete Gebiete in Bayern IÜG, Stand August 2018). 
Eine Auswirkung des Planvorhabens auf das Oberflächengewässer ist aufgrund des 5 m breiten als 
Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzten 
Flächenstreifens bzw. der 3 m breiten Grünfläche auf Privatgrund nicht zu erwarten. 
 
Grundwasser  
Konkrete Angaben zur Grundwassersituation liegen nach derzeitigem Kenntnisstand für den Bereich bzw. 
den Umgriff des PG seitens der zur Verfügung stehenden Unterlagen nicht vor. Grundwassermessstellen / 
auch in vergleichbarer räumlichen Lage bzw. mit Übertragbarkeit der Daten sind gemäß den 
einschlägigen Informationsdiensten der LfU nicht vorhanden.  
Die Oberkante Fertigfußboden EG (OK FFB EG) des geplanten Verbrauchermarktes wird auf 763,50 m ü. 
NN festgesetzt. Die OK des Böschungsbereichs des im Süden des Plangebietes verlaufenden 
Amtmannbachs liegt am Ostrand des Grundstücks 1057 in etwa höhengleich hierzu auf ebenfalls ca. 764 
m ü. NN und am südwestlichen Ende des Grundstücks auf rund 762 m ü. NN bzw. ca. 2 m tiefer als die 
OK FFB EG des geplanten Gebäudes (das Höhenaufmaß ist in die Planzeichnung nachrichtlich-informativ 
eingetragen). Der Wasserspiegel des Gewässers selbst befindet sich wiederum rund 1,5 m unterhalb der 
OK der Ufer-/Böschungsbereiche. Da der südliche Bereich des geplanten Gebäudes (mit Festsetzung 
763,50 m ü. NN) ferner mind. rund 0,5 bis 1 m höher als das Bestandsgelände im engeren 
Talgrundbereich des Gewässers zu liegen kommen wird und zudem ein Mindestabstand zu den 
Böschungsbereichen des Gewässers von ca. 20 bis 30 m gegeben ist, ist nach derzeitigem Sachstand 
insbesondere auch im Hinblick auf die Belange einer ordnungsgemäßen Niederschlagswasserbeseitigung 
davon auszugehen, dass der hierfür anzusetzende Grundwasserflurabstand im Bereich des Gebäudes 
mindestens 1 m betragen wird.  
Da das Gelände des Plangebietes selbst nach Norden hin ansteigt und weiter nördlich der Kellerberg 
anschließt, ist das Vorkommen von Hangschichtwasser nicht auszuschließen.  
 
Deshalb wird Bauherrn generell dringend empfohlen im Rahmen der Bauvorbereitungen eigene 
Erhebungen und Untersuchungen bezüglich des Untergrundes, der Grundwassersituation und der 
Niederschlagswasserbeseitigung durchzuführen. 
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Auswirkungen 
 
Baubedingte Auswirkungen 

• erhöhtes Risiko der Verschmutzung des Grundwasserleiters durch gewässergefährdende Stoffe 
besonders im Bereich von Bodenaufschlüssen (Baugruben; andere Bodenaufschlüsse z.B. i.V.m. 
der Erschließung des Planungsgebietes). 

• Mit der Notwendigkeit von Wasserhaltungsmaßnahmen durch eindringendes Grundwasser in 
Baugruben aufgrund des zu erwartenden Grundwasserflurabstandes ist zu rechnen. 

Ergebnis: Mittlere Erheblichkeit; einen ordnungsgemäßen Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
vorausgesetzt. 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 

• Verstärkung des Oberflächenabflusses und Reduzierung des Rückhaltevolumens des belebten 
Oberbodens durch Versiegelung. 

• Ebenfalls aufgrund der großflächigen Versiegelung: geringere Grundwasserneubildungsrate. 
• Gedrosselte Einleitung des Niederschlagswassers in den Amtmannbach soweit eine flächige 

Versickerung nicht möglich ist 
• Eindringen von Baukörpern in den Grundwasserleiter unwahrscheinlich aber nicht gänzlich 

auszuschließen. 
Ergebnis: Mittlere Erheblichkeit, im Hinblick auf Art und Umfang des Vorhabens; unter der Voraussetzung, 
dass eine vollständige Versickerung von nur gering oder nicht verschmutztem Niederschlagswasser auf 
den Grundstücken möglich ist. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 

• Gedrosselte Einleitung des Niederschlagswassers in den Amtmannbach soweit eine flächige 
Versickerung nicht möglich ist 

Ergebnis: Mittlere Erheblichkeit, einen ordnungsgemäßen Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
vorausgesetzt. 
 
Auswirkung auf das Schutzgut Wasser insgesamt: 
Mittlere Erheblichkeit einen ordnungsgemäßen Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sowie die 
weitgehende Versickerung des unverschmutzten Niederschlagswassers vor Ort über die belebte 
Bodenzone vorausgesetzt. 
 
 

3.4 Schutzgut Lokalklima / Luft 
 
Bestand 
Klimadaten 
Das Gebiet der Gemeinde Steingaden an der Grenze zwischen den Klimabezirken „Schwäbisches 
Alpenvorland“ und „Oberbayerisches Alpenvorland“. Der mittlere Jahresniederschlag beträgt an der 
Wetterstation in Steingaden etwa 1.375 mm (Quelle: DWD, langjährige Mittelwerte der Temperatur-, und 
Niederschlagswerte 1981 bis 2010) und die Jahresmitteltemperatur in Altenstadt liegt bei 7,8°C (ebd.). 
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Luftaustausch – bezogen auf Steingaden 
Die für das Siedlungsgefüge wichtigen Frisch- bzw. Kaltluftentstehungsgebiete sind die östlich des Ortes 
gelegenen Waldflächen sowie die landwirtschaftlich genutzten Flächen, die vor allem im Westen an 
Steingaden anschließen. Die Kaltluftströme verlaufen zuerst von den Höhenrücken in die Täler und dann 
entsprechend der Fließrichtung der Gewässer letztlich in Richtung des westlich gelegenen Lechs.  
Die Frisch- und Kaltluftströme schaffen durch ihren Tag-Nacht-Rhythmus die Grundlage für den 
Luftaustausch in den Siedlungsbereichen. 
 
Kleinklimatische Situation bezogen auf das Plangebiet 
Das Planungsgebiet befindet sich am östlichen Ortsrand von Steingaden im Randbereich sowie Talraum 
nördlich angrenzend an den Amtmannbach. Im Norden grenzen der Kellerberg sowie im Westen der zum 
Kellerberg hin ansteigende Böschungsbereich der B 17 mit anschließender Bebauung an. Die im Süden 
angrenzenden Bereiche sind ebenfalls durch die bestehende Bebauung des Ortes geprägt. Im Osten 
schließen, entsprechend der Nutzung des Großteils des Plangebiets selbst, landwirtschaftliche als 
Grünland genutzte Flächen an, die als Kaltluftentstehungsgebiet am östlichen Ortsrand anzusprechen 
sind. Der Abfluss der Kaltluft erfolgt entsprechend des Gefälles des Talraumes übergeordnet in Richtung 
Westen. Die bestehende Bebauung des Ortes wirkt diesbezüglich bereits als +/- ausgeprägte Barriere.  
Vorbelastungen der lufthygienisch-kleinklimatischen Situation sind im Wesentlichen temporär durch die 
landwirtschaftlich, vergleichsweise intensive Nutzung sowie v.a. in Verbindung mit der bereits 
bestehenden Bebauung (v.a. Fahrzeugbewegungen, Hausbrand, etc.) und der angrenzenden 
Verkehrsinfrastruktur (B 17 und Osterbichlstraße, Ammergauer Straße St 2059) vorhanden.  
 
Auswirkungen 
Baubedingte Auswirkungen 

• temporäre Emissionen, wie Abgase und Staub durch Baumaschinen und Baustellenverkehr nicht 
nur im Plangebiet selbst, sondern auch an den Zufahrtswegen zu dem Gebiet 

Ergebnis: Geringe Erheblichkeit. 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 

• Temperaturerhöhung in dem Gebiet, das derzeit noch zur Kaltluftentstehung beiträgt, vorrangig 
durch die Bebauung und befestigten Flächen (insbesondere die Parkplatz-Flächen). 

• Beeinträchtigung des Kalt- und Frischluftabflusses; lediglich geringe Beeinträchtigung im Hinblick 
auf die Lage des geplanten Gebäudes auf der Fläche zu erwarten. Zudem wirkt die bereits 
bestehende umgebende Bebauung bereits als Barriere für die Luftströmungen. 

• Keine besondere Anfälligkeit der Bebauung gegenüber den Folgen des Klimawandels zu erwarten. 
• Qualitätsvolle Baugebietseingrünungsmaßnahmen tragen zu einer besseren Frischluftproduktion 

im Gebiet bei. (siehe grünordnerische Konzeption und gebietsinterne Ausgleichsflächen in der 
Begründung, Ziffern 5, 6 und 8.1 der Begründung) 

• Ausmaß von Treibhausgasemissionen: Die Bebauung wird nach der jeweils aktuell gültigen 
Fassung der EnEV (Energieeinsparverordnung) erstellt; aufgrund von Art und Maß sowie Umfang 
des Vorhabens ist bzgl. des Ausmaßes und der Bewertung von Treibhausgasemissionen im 
gegenständlichen Planungsfall von keiner nennenswerten zusätzlichen Belastung auszugehen.  

Ergebnis: Geringe Erheblichkeit, u.a. aufgrund von Art und Umfang der Bebauung, sowie der Maßnahmen 
zur Baugebietseingrünung. 
 



 
Bebauungsplan „Sondergebiet Verbrauchermarkt am Kellerberg“  11 
Endfassung vom 14.03.2019, Gemeinde Steingaden 
	

Betriebsbedingte Auswirkungen 
• Beeinträchtigungen durch Hausbrand, zusätzliche Fahrzeugbewegungen auf den 

Erschließungsstraßen und dem Parkplatz des Verbrauchermarktes selbst. 
• Ausmaß von Treibhausgasemissionen: Die Bebauung wird nach der jeweils aktuell gültigen 

Fassung der EnEV (Energieeinsparverordnung) erstellt; aufgrund von Art und Maß sowie Umfang 
des Vorhabens ist bzgl. des Ausmaßes und der Bewertung von Treibhausgasemissionen im 
gegenständlichen Planungsfall von keiner nennenswerten zusätzlichen Belastung auszugehen.  

Ergebnis: Geringe Erheblichkeit. 
 
Auswirkung auf das Schutzgut Lokalklima / Luft insgesamt: 
Geringe Erheblichkeit 
 
 

3.5 Schutzgut Flora, Fauna und biologische Vielfalt 
 
Bestand 
 
Schutzgebiete / besonders oder streng geschützte Arten 
Wie unter Ziffer 1.2 bereits dargelegt, sind Schutzgebiete, Schutzobjekte nach §§23 bis 29 BNatschG, 
Teil-/ Flächen nach Art. 23 BayNatSchG in Verbindung mit §30 BNatSchG, Landschaftsbestandteile nach 
Art. 16 BayNatSchG, amtlich kartierte Biotope, FFH/SPA-Gebiete oder Vogelschutzgebiete und 
Fundflächen/-punkte der ASK genauso wie besonders oder streng geschützte Arten bzw. Arten des 
Anhangs IV der FFH-Richtlinie im Plangebiet und dessen räumlich-funktionalen Umgriff nicht vorhanden. 
Auch im ABSP des Landkreises Weilheim-Schongau sind keine einschlägigen Aussagen enthalten, die 
sich auf das PG oder dessen nähere Umgebung beziehen. 
Naturschutzfachlich wertgebende Strukturen wie besondere Gehölzbestände oder randliche Säume etc. 
mit entsprechender Ausprägung sind im Bereich des PG mit Ausnahme von abschnittsweisen Ansätzen 
entlang der unmittelbaren bzw. engeren Ufer- / Böschungsbereiche entlang des Amtmannbaches 
ebenfalls nicht vorhanden.  
 
Realnutzung 
Auf die detaillierten Ausführungen zu dem Plangebiet unter der vorhergehenden Ziffer 2.1 wird verwiesen. 
 
Vorbelastungen 
Als Vorbelastung des PG ist neben der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung im Plangebietsumgriff die 
Lage direkt angrenzend an die Bundesstraße 17 (Schongauer Straße) zu nennen.  
 
Artenschützerische Beurteilung 
Aufgrund der Bestandssituation bzw. Realnutzung, Vorbelastungen im Nahbereich (v.a. auch durch die 
stark befahrene Bundesstraße B 17) und die strukturelle Ausstattung etc. ist das Lebensraumpotential 
eines Großteils des Planungsgebiets selbst, für geschützte und aus naturschutzfachlicher Sicht 
bedeutsame Pflanzen- und Tierarten als von nur untergeordneter Bedeutung zu beurteilen. Allerdings 
weisen insbesondere die gewässerbegleitenden Flächen entlang des Amtmannbaches ein grundsätzlich 
hohes Potential für die Herstellung strukturreicher gewässerbegleitender Lebensräume mit unterschiedlich 
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ausgeprägten Übergangsbereichen entlang der Kontaktzone zwischen dem Gewässer und den 
umliegenden Flächennutzungen auf. 
Nach aktuellem Kenntnisstand sind Fundpunkte der Artenschutzkartierung (ASK) im Bereich des 
Planungsgebietes nicht vorhanden. Besonders oder streng geschützte Tierarten sowie Arten des Anhangs 
IV der FFH-Richtlinie oder empfindliche Vogelarten nach Art. 1 VRL konnten im Rahmen eigener 
Kartierarbeiten ebenfalls nicht festgestellt werden. 
Folglich kann man davon ausgehen, dass in Verbindung mit der Realisierung des Vorhabens keine 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG gegenüber nach nationalem Recht 
streng geschützter und/oder gemeinschaftlich geschützter Arten – Vogelarten nach Art. 1 VRL und Arten 
des Anhangs IV der FFH-Richtlinie – zu erwarten sind. Auch ist nicht davon auszugehen, dass nach 
nationalem Recht “besonders“ geschützte Arten, wie Arten der Roten Liste, beeinträchtigt werden. 
Bei Umsetzung des Vorhabens ist es notwendig zwei der Straßenbegleitgehölze entlang der 
Bundesstraße 17, u.a. eine Ulme mittleren Alters, zu entnehmen.  
Es wird nochmals darauf hingewiesen, dass eine Durchführung von Rodungsmaßnahmen bzw. 
Baumfällungen ist generell ausschließlich im Winterhalbjahr bzw. im Zeitraum zwischen 01.10. und 
28.(29.)02. zulässig. Ausnahmen (aus wichtigem Grund) hiervon sind nur in enger Abstimmung mit der 
Unteren Naturschutzbehörde des Landratsamtes zulässig. 
Bei Beachtung dieser Vorgaben für Rodungsmaßnahmen entstehen auch diesbezüglich keine 
Verbotstatbestände zumal in dem Bereich entlang der Bundesstraße mehrere Standorte zur Pflanzung 
neuer Gehölze festgesetzt sind. 
Aufgrund von Bestand, Realnutzung und Bewertung des Lebensraumpotentials des Planungsgebiets sieht 
die Gemeinde in Zusammenhang mit dem gegenständlichen Bauleitplanvorhaben von der Erstellung 
gesonderter artenschützerischer Gutachten bzw. der Durchführung einer speziellen 
artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) ab. 
 
Auswirkungen 
 
Baubedingte Auswirkungen 

• Ggf. Störung/Vertreibung von Kleintieren im Umfeld des PG durch Baulärm, der aufgrund von Art 
und Umfang des Planungsvorhabens allerdings das übliche Maß nicht überschreitet; 
Ausweichmöglichkeiten für diese Arten finden sich insbesondere etwas weiter östlich im Bereich 
des Amtmannbachtalraumes und in den Gärten der angrenzenden wohngenutzten 
Siedlungsbereiche bzw. im Bereich der angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen. 

• Großflächiger Verlust von ca. 0,81 ha (inkl. der Flächen für grünordnerische Maßnahmen) 
landwirtschaftlich genutzter Fläche mit entsprechenden Vegetationsstrukturen. 

• Bei Umsetzung des Vorhabens ist es notwendig zwei der Straßenbegleitgehölze entlang der 
Bundesstraße 17, u.a. eine Ulme mittleren Alters, zu entnehmen.  

Ergebnis: Mittlere Erheblichkeit 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 

• Verlust der als Grünland genutzten landwirtschaftlichen Fläche. 
• Im Vergleich zur Bestandsituation einerseits Verlust der landwirtschaftlich intensiv als Grünland 

genutzten Flächen und Versiegelung von ca. 0,53 ha; andererseits Erhöhung des allgemeinen 
Lebensraumangebots / Strukturanreicherung aufgrund der Baugebietsdurch- und -eingrünung.  
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• Erhalt und Weiterentwicklung der naturschutzfachlich wertgebenden Strukturen / Ansätze 
derartiger Strukturen entlang der unmittelbaren bzw. engeren Ufer- / Böschungsbereiche entlang 
des Amtmannbaches 

• Bei Umsetzung des Vorhabens ist es notwendig zwei der Straßenbegleitgehölze entlang der 
Bundesstraße 17, u.a. eine Ulme mittleren Alters, zu entnehmen.  

Ergebnis: Geringe bis mittlere Erheblichkeit aufgrund der Größe der Flächen, die versiegelt werden 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 

• Erhöhung Verkehrsaufkommen (Abgas-, Lärm,- Staubemissionen, etc.) auf den Zufahrtswegen 
und durch den Parkplatz des Verbrauchermarktes im Bereich des Plangebietes selbst; dadurch ist 
eine gewisse Erhöhung der Störungsintensität gegenüber v.a. Vögeln und Kleinsäugetieren zu 
erwarten; andererseits werden durch die grünordnerischen Maßnahmen und den gebietsinternen 
Ausgleichsflächen zusätzliche Lebensräume geschaffen. Aufgrund dieser Gesamtsituation sind die 
Beeinträchtigungen im Vergleich zur Bestandssituation als vergleichsweise geringfügig zu 
bewerten. 

Ergebnis: Geringe Erheblichkeit 
 
Auswirkung auf das Schutzgut Flora, Fauna und biologische Vielfalt insgesamt: 
Geringe bis mittlere Erheblichkeit aufgrund der Größe der Flächen, die versiegelt werden 
 
 

3.6 Schutzgut Mensch (Immissionsschutz) 
 
Bestand 
 
Verkehrsinfrastruktur 
Durch die direkt angrenzende Schongauer Straße (Bundesstraße 17) ist der Umgriff des Plangebiets 
bereits in vergleichsweise erhöhtem Maße vorbelastet (z.B. durch Abgase, Staub, sowie und Geruchs- 
und Lärmemissionen etc.). 
Die nächsten Wohngebäude befinden sich südlich und westlich des Planungsgebietes.  

Das Ergebnis des schalltechnischen Untersuchung zeigt, dass bei Betrachtung der Zusatzbelastung durch 
den künftigen (Gesamt-) Betrieb sowohl tagsüber als auch nachts die gebietsspezifischen Richtwerte 
gemäß TA Lärm in der Nachbarschaft eingehalten bzw. tagsüber um mindestens 6 dB(A), nachts um 
mindestens 17 dB(A) jeweils deutlich unterschritten werden.  
Auf Ziffer 4 „Immissionsschutz“ der „Hinweise durch Text“ und die schalltechnische Untersuchung, die den 
Planunterlagen als Anlage 3 zur Begründung beiliegt, wird verwiesen. 
 

Emissionen durch die angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen 
Eine andere Emissionsquelle bezüglich Geruch und Lärm, die das Planungsgebiet zumindest zeitweise 
mit Emissionen belastet, ist die intensive Nutzung der an das Gebiet anschließenden landwirtschaftlichen 
genutzten Flächen. Dass diese Emissionen manchmal auch früh morgens oder spät abends durch die 
Bewirtschaftung der Flächen auftreten, ist ortsüblich und unvermeidbar. Folglich sind diese Belastungen 
nach §906 BGB hinzunehmen.  
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Sonstige Emissionen 
Sonstige Emissionen z.B. durch Altlasten oder Altlastenverdachtsfälle sind nach derzeitigem 
Kenntnisstand im Planungsgebiet nicht vorhanden. 
 
Auswirkungen  
 
Baubedingte Auswirkungen 

• Temporäre Beeinträchtigungen der angrenzenden Flächen durch Lärm, Staub und Abgase durch 
Bauarbeiten und Baustellenverkehr als auch der Zufahrtswege  

• Belastungen durch Baulärm und Staubentwicklung. 
Ergebnis: geringe Erheblichkeit, v.a. aufgrund der oben genannten Vorbelastungen.  
 
Anlagebedingte Auswirkungen 
Ergebnis: Geringe Erheblichkeit im Hinblick auf Art und Maß sowie Umfang des Vorhabens zu erwarten. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 

• Zusätzliche Emissionen durch den Verbrauchermarkt und insbesondere durch den Verkehr auf 
dessen Parkplatz. 

• Erhöhung Verkehrsaufkommen (Abgas-, Lärm,- Staubemissionen, etc.) auf den 
Erschließungsstraßen; als vergleichsweise geringfügig im Vergleich zur Bestandssituation zu 
bewerten. 

Ergebnis: mittlere Erheblichkeit, aufgrund des Verkehrs auf dem Parkplatz des Verbrauchermarktes 
 
Auswirkung auf das Schutzgut Mensch (Immissionsschutz) insgesamt: 
Mittlere Erheblichkeit 
 
 

3.7 Schutzgut Mensch (Erholung) 
 
Bestand 
 
Direkte Erholungsnutzung 
Bezüglich direkter Erholungsnutzung dürfte der landwirtschaftlich genutzte Teil des Planungsgebietes 
auch aufgrund der räumlichen Lage angrenzend an die Bundesstraße eine untergeordnete Bedeutung 
aufweisen. Für die Osterbichlstraße ist jedoch davon auszugehen, dass eine Nutzung durch 
Spaziergänger, Radfahrer, etc. stattfindet, da die Verlängerung dieser Straße in ein östlich des Ortes 
gelegenes Waldgebiet führt. 
 
Indirekte Erholungsnutzung – freier Blick in die Landschaft 
Durch die Blickbeziehung auf die beiden Türme des Welfenmünsters von Steingaden mit dem Panorama 
des Alpen-Nordrandes im Hintergrund, insbesondere von der erhöht gelegenen Osterbichlstraße, weist 
das Plangebiet für den freien Blick in die Landschaft eine besondere Bedeutung auf. Diese Bedeutung 
besteht trotz der Vorbelastung durch die westlich an das Plangebiet angrenzende Bundesstraße. 
 
Auswirkungen 
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Baubedingte Auswirkungen 
• Temporäre Beeinträchtigungen der Umgebung durch Lärm, Staub, Abgase, Baugruben, 

Baumaschinen, Kräne, etc.; dadurch eine gewisse Einschränkung der Erholungseignung für 
Spaziergänger und Radfahrer auf dem angrenzenden Abschnitt der Osterbichlstraße. 

• Temporäre Beeinträchtigung der Blickbeziehungen vom Nordrand des Plangebietes aus auf die 
Türme des Welfenmünsters mit dem Alpenpanorama im Hintergrund durch die Baustelle (mit 
Baumaschinen, Kränen, etc). 

Ergebnis: Geringe bis mittlere Erheblichkeit. 
  
Anlagebedingte Auswirkungen 

• Beeinträchtigung des Blickes in das Tal des Amtmannbachs insbesondere durch die 
Parkplatzanlage des Verbrauchermarktes 

• Schaffung einer qualitätsvollen Ortsrandeingrünung. 
Ergebnis: Geringe Erheblichkeit, aufgrund der Vorbelastung durch die angrenzende Bundesstraße und die 
qualitätsvolle Eingrünung des Verbrauchermarkt-Geländes.  
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 

• Geringe Erhöhung des Verkehrsaufkommens auf der Erschließungsstraße (Schongauer Straße) im 
Vergleich zur Bestandssituation. 

• Zusätzlicher Verkehr im Bereich der Parkplatzanlage des Verbrauchermarktes; dadurch erfolgt nur 
eine geringe Beeinträchtigung für Spaziergänger und Radfahrer auf der Osterbichlstraße, da 
zwischen der Straße und dem Parkplatz sowohl das Gebäude selbst als auch die 
Eingrünungsflächen liegen.  

Ergebnis: Geringe Erheblichkeit, aufgrund der qualitätsvollen Maßnahmen zur Eingrünung.  
 
Auswirkung auf das Schutzgut Mensch (Erholung) insgesamt: 
Geringe Erheblichkeit 
 
 

3.8 Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 
 
Bestand 
Das Planungsgebiet (PG) umfasst den unbebauten, bislang landwirtschaftlich genutzten Bereich im Tal 
des Amtmannbachs direkt östlich der Schongauer Straße südlich des Kellerberges. Westlich grenzt an 
den Geltungsbereich die Schongauer Straße (Bundesstraße 17), nördlich und östlich die Osterbichlstraße 
und südlich der Amtmannbach. Die das Plangebiet umgrenzenden Straßen liegen teilweise noch 
innerhalb des Geltungsbereiches. Westlich der Schongauer Straße sowie südlich und nördlich grenzt an 
das Plangebiet die bestehende Bebauung des Ortes. 
Als besondere räumlich wirksame Strukturen innerhalb des Plangebietes sind eine Bushaltestelle an der 
Schongauer Straße im nördlichen Bereich zu nennen sowie Einzelgehölze entlang der Schongauer Straße 
und entlang des Amtmannbachs. 
Die besondere Blickachse vom nördlichen Bereich des Plangebietes, insbesondere von der 
Osterbichlstraße, auf die Türme des Welfenmünsters von Steingaden mit dem Alpenpanorama im 
Hintergrund wird durch die neue Bebauung, abgesehen von der Bauzeit, gering beeinträchtigt, da sich das 
neue Gebäude durch seine Lage und die Gebäudekubatur in das Bestandsgelände einfügen wird. 
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Auswirkungen 
Baubedingte Auswirkungen 

• Temporäre optische Störung der Blickbeziehung zu den Türmen des Welfenmünsters und dem 
Alpenpanorama durch Baubetrieb – Fahrzeuge, Rohbauten, zwischengelagertes Baumaterial etc. 

Ergebnis: Geringe bis mittlere Erheblichkeit 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 

• Aufgrund der Bestandssituation und Lage des geplanten Gebäudes, für das teilweise das nach 
Norden hin ansteigende Gelände abgegraben wird, ist von einer vergleichsweise geringen 
Fernwirkung des Vorhabens auszugehen. 

• Festsetzung einer qualitätsvollen Baugebiets- und Ortsrandeingrünung.  
Ergebnis: Geringe Erheblichkeit, aufgrund dessen, dass sich das geplante Gebäude in das Gelände 
einfügen wird; die Umsetzung der festgesetzten, grünordnerischen Maßnahmen zur Baugebiets- und 
Ortsrandeingrünung vorausgesetzt. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Ergebnis: Geringe Erheblichkeit, aufgrund dessen, dass sich das geplante Gebäude in das Gelände 
einfügen wird; die Umsetzung der festgesetzten, grünordnerischen Maßnahmen zur Baugebiets- und 
Ortsrandeingrünung vorausgesetzt. 
 
Auswirkung auf das Schutzgut Ort- und Landschaftsbild insgesamt: 
Geringe Erheblichkeit, die Umsetzung der festgesetzten, grünordnerischen Maßnahmen zur Baugebiets- 
und Ortsrandeingrünung vorausgesetzt. 
 

3.9 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 
 
Bestand 
Kulturgüter 
Im Planungsgebiet selbst sind nach aktuellem Kenntnisstand weder Bau- und Bodendenkmäler noch 
Feldkreuze oder dergleichen vorhanden. 
Das Anwesen, Schongauer Straße 34, auf dem nördlich an das Plangebiet angrenzenden Kellerberg ist 
im Bayerischen Denkmal Atlas als Baudenkmal gekennzeichnet: Denkmal-Nr. D-1-90-154-22; 
Beschreibung: Ehem. Sommerbierkeller, langgestreckter verputzter Tuffquaderbau mit Krüppelwalmdach, 
1826.  
Auf die besonderen Schutzbestimmungen der Art. 4 bis 6 DSchG, die bei der weiterführenden Planung 
aufgrund der Nähe zu dem Baudenkmal zu beachten sind, wird ausdrücklich hingewiesen. 
Eine Beeinträchtigung von bzw. Auswirkungen auf denkmalschützerische Belange sind i.V.m. dem 
Planvorhaben grundsätzlich auszuschließen, da aus denkmalschützerischer Sicht nur der 
Sommerbierkeller bzw. das unterirdische Gewölbe des Anwesens von Bedeutung ist (gem. Aussage Hr. 
Kreisbaumeister Nadler im Rahmen des Scopingtermins am 29.01.2018). 
Es wird an dieser Stelle nachdrücklich darauf hingewiesen, dass Bodendenkmäler und archäologische 
Bodenfunde, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage treten, Schutzstatus nach Art. 7 DSchG 
genießen und der sofortigen Meldepflicht nach Art. 8 DSchG unterliegen; auf Ziffer 1 der „Hinweise durch 
Text“ wird verwiesen. 
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Sachgüter 
Im Planungsgebiet sind nach derzeitigem Kenntnisstand mit Ausnahme der Verkehrsflächen der 
Schongauer Straße (Bundesstreaße B 17) und der Osterbichlstraße sowie der Bushaltestelle an der 
Schongauer Straße keine besonders zu erwähnenden Sachgüter vorhanden. 
 
Auswirkungen 
Baubedingte Auswirkungen 

• von temporären Beeinträchtigungen der angrenzenden Erschließungsstraßen ist auszugehen. 
Eventuelle Schäden sind vom bzw. auf Kosten des Verursachers zu beseitigen. 

Ergebnis: Geringe Erheblichkeit 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 
Ergebnis: Keine negativen Auswirkungen zu erwarten 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 
Ergebnis: Keine negativen Auswirkungen zu erwarten 
 
Auswirkung auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter insgesamt: 
Geringe Erheblichkeit 
 

 
3.10 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern /  

Kumulierung der Auswirkungen des Planvorhabens mit den Auswirkungen von Vorhaben 
benachbarter Plangebiete bzgl. bestehender Umweltprobleme betroffener Gebiete mit spezieller 
Umweltrelevanz und natürlicher Ressourcen 
 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
Die Versiegelung von Flächen bedingt den Verlust der Fläche an sich für die Landwirtschaft, sowie 
gleichzeitig den Verlust der Puffer-, Filter- und Wasserspeicherfunktion des Bodens. Dadurch besteht 
wiederum ein erhöhtes Risiko der Verschmutzung des Grundwasserleiters durch gewässergefährdende 
Stoffe besonders im Bereich von Bodenaufschlüssen sowie das Risiko der Verstärkung des 
Oberflächenabflusses und einer geringeren Grundwasserneubildungsrate. Eine weitere Folge der 
Versiegelung von Flächen ist die Störung / Vertreibung von Kleintieren in diesem Bereich sowie zumindest 
der Verlust eines Teils der bestehenden Vegetation im Planungsgebiet. Diese Wechselwirkungen wurden 
jedoch schon bei den einzelnen Schutzgütern entsprechend gewürdigt. 
Weitere Wechselwirkungen bestehen darin, dass Bebauung Auswirkungen sowohl auf das Orts- und 
Landschaftsbild als auch auf das Schutzgut Mensch (Erholung) hat und hier insbesondere auf den Wert 
der bestehenden Wege für Erholungssuchende (Spaziergänger und Radfahrer) und den Blick zu den 
beiden Türme des Welfenmünsters von Steingaden mit dem Panorama des Alpen-Nordrandes im 
Hintergrund. Diese Wechselwirkungen wurden ebenfalls bereits bei den einzelnen Schutzgütern 
entsprechend gewürdigt. 
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Kumulierung der Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens mit den Auswirkungen von 
Vorhaben benachbarter Plangebiete bzgl. bestehender Umweltprobleme betroffener Gebiete mit 
spezieller Umweltrelevanz und natürlicher Ressourcen 
 
Eine Kumulierung von Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens mit Auswirkungen von Vorhaben 
benachbarter Plangebiete bzgl. bestehender Umweltprobleme betroffener Gebiete mit spezieller 
Umweltrelevanz und natürlicher Ressourcen besteht nicht. 
 
Auswirkungen 
Baubedingte Auswirkungen 

• Im gegenständlichen Fall sind keine Auswirkungen durch Wechselwirkungen vorhanden, die bei 
den einzelnen Schutzgütern noch nicht entsprechend gewürdigt wurden. 

• Eine Kumulierung von Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens mit Auswirkungen von 
Vorhaben benachbarter Plangebiete bzgl. bestehender Umweltprobleme betroffener Gebiete mit 
spezieller Umweltrelevanz und natürlicher Ressourcen besteht nicht. 

Ergebnis: Keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 

• Im gegenständlichen Fall sind keine Auswirkungen durch Wechselwirkungen vorhanden, die bei 
den einzelnen Schutzgütern noch nicht entsprechend gewürdigt wurden. 

• Eine Kumulierung von Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens mit Auswirkungen von 
Vorhaben benachbarter Plangebiete bzgl. bestehender Umweltprobleme betroffener Gebiete mit 
spezieller Umweltrelevanz und natürlicher Ressourcen besteht nicht. 

Ergebnis: Keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 

• Im gegenständlichen Fall sind keine Auswirkungen durch Wechselwirkungen vorhanden, die bei 
den einzelnen Schutzgütern noch nicht entsprechend gewürdigt wurden. 

• Eine Kumulierung von Auswirkungen des gegenständlichen Vorhabens mit Auswirkungen von 
Vorhaben benachbarter Plangebiete bzgl. bestehender Umweltprobleme betroffener Gebiete mit 
spezieller Umweltrelevanz und natürlicher Ressourcen besteht nicht. 

Ergebnis: Keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Auswirkung durch Wechselwirkungen / Kumulierung von Auswirkungen des gegenständlichen 
Vorhabens mit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete bzgl. bestehender 
Umweltprobleme betroffener Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz und natürlicher Ressourcen 
insgesamt: 
Keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

3.11 Auswirkung / Erzeugung, Beseitigung und Verwertung von Abfällen  
 
Abfälle und ihre Beseitigung und Verwertung 
Bestand 
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Wie unter Ziffer 2.1 bereits beschrieben, wird ein großer Teil des Plangebiets intensiv landwirtschaftlich 
als genutzt. Die restlichen nicht landwirtschaftlich genutzten Flächen umfassen die bestehende 
Bundesstraße B 17 (Schongauer Straße) und die Osterbichlstraße. 
Durch den Bestand im PG fallen nach derzeitigem Kenntnisstand keine Abfälle an; im Zuge des geplanten 
Vorhabens sind auch keine Abrissarbeiten von bestehenden Gebäuden erforderlich. 
Die einzigen anfallenden „Abfälle“ sind Abgase der Fahrzeuge, die auf den Straßen fahren sowie Abgase 
der landwirtschaftlichen Maschinen bei der Bewirtschaftung der Grünlandfläche. 
 
Auswirkungen 
Baubedingte Auswirkungen 

• Bei dem Bau des Verbrauchermarktes inkl. des dazugehörigen Parkplatzes sind im Hinblick auf 
Art, Maß und Umfang des Vorhabens nur die bei solchen Vorhaben üblichen Abfälle in der 
üblichen Menge zu erwarten.  

• Keine außergewöhnlichen Abfälle bzgl. Art und Menge zu erwarten. 
Ergebnis: Geringe Erheblichkeit. 
 
Anlagebedingte Auswirkungen 

• in der ersten Zeit nach Umsetzung von neuer Bebauung bzw. i.V.m. dem neu erstellten Gebäude 
und sonst. baulichen Anlagen an sich sind keine über die Bauphase hinausgehenden größeren 
weiteren Abfälle zu erwarten. 

• Bei eventuellen späteren Renovierungs-, Sanierungsmaßnahmen, Änderung baulicher Anlagen, 
etc. sind entsprechende Abfälle in dem hierfür üblichen Umfang zu erwarten. 

• Keine außergewöhnlichen Abfälle bzgl. Art und Menge zu erwarten. 
Ergebnis: Geringe Erheblichkeit. 
 
Betriebsbedingte Auswirkungen 

• Keine außergewöhnlichen Abfälle bzgl. Art und Menge zu erwarten. 
• Die Schmutz- bzw. Abwasserentsorgung erfolgt über die gemeindliche Kläranlage.  
• Von der Anzahl der Fahrzeuge, die zu dem Verbrauchermarkt fahren (Kunden, Lieferanten, 

Angestellte, etc.), und die damit verbundene Menge an Abgasen ist nicht zu erwarten, dass diese 
den diesbezüglich zu erwartenden üblichen Umfang überschreiten. 

Ergebnis: Geringe Erheblichkeit. 
 
Auswirkung durch die Erzeugung, Beseitigung und Verwertung von Abfällen insgesamt: 
Geringe Erheblichkeit 
 
Eine genauere Einschätzung der Art und Menge von erzeugten Abfällen kann letztlich erst im Zuge der 
Planung des konkreten Bauvorhabens vorgenommen werden bzw. ggf. auch erst nach Umsetzung / 
Bebauung des Plangebietes. Aus diesem Grund muss hierfür eine konkrete Abschätzung der Qualität und 
Quantität von Abfällen dann ggf. im jeweiligen Einzelgenehmigungsverfahren erfolgen. 
 
 

3.12 Auswirkungen von eingesetzten Techniken und Stoffen 
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Im Plangebiet ist insbesondere während der Bauphase von einer Umsetzung der baulichen Anlagen etc. 
im Rahmen der allgemein anerkannten Regeln der Technik sowie grundsätzlich auch von einer 
Verwendung (sofern erforderlich) gesetzlich entsprechend zugelassener / geprüfter bzw. zertifizierter 
Baustoffe auszugehen. 
 
Auswirkungen 
Bau-, Anlage- und Betriebsbedingte Auswirkungen 

• Es ist von einer Umsetzung der baulichen Anlagen etc. im Rahmen der (allgemein) anerkannten 
Regeln der Technik sowie grundsätzlich auch von einer Verwendung (sofern erforderlich) 
gesetzlich entsprechend zugelassener / geprüfter bzw. zertifizierter Baustoffe auszugehen. 

Ergebnis: Keine negativen Auswirkungen. 
 
Auswirkung von eingesetzten Techniken und Stoffen insgesamt: 
Ergebnis: Keine negativen Auswirkungen. 
 
 

3.13 Auswirkungen von Unfällen / Katastrophen 
 
Mögliche Unfälle / Katastrophen mit 
Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Umwelt 
 
Bestand 
Risiken für die menschliche Gesundheit: In Steingaden sind nach derzeitigem Kenntnisstand keine 
Störfallbetriebe bzw. Betriebe mit einem potentiellen / potentiell erhöhten Störfallrisiko und einer 
diesbezüglichen Relevanz gegenüber der angrenzenden Bebauung des Ortes. Auch bei der 
gegenständlichen Planung handelt es sich nicht um ein derartiges Vorhaben. 
Entsprechend ist ein ggf. erforderlicher aktiver / passiver Störfallschutz durch entsprechende 
Festsetzungen bzw. die Ermittlung eines Störfallrisikos (ggf. gutachterlich durch einen hierfür geeigneten 
Verfahrenstechniker) nicht relevant. Die Anwendung des Abstandsgebots von schutzwürdigen Objekten 
(Kommission für Anlagensicherheit – Liste der Achtungsabstände) ist nicht erforderlich. 
 
Kulturelles Erbe: Im Planungsgebiet selbst nach aktuellem Kenntnisstand weder Bau- und 
Bodendenkmäler noch Feldkreuze oder dergleichen vorhanden. 
Das Anwesen, Schongauer Straße 34, auf dem nördlich an das Plangebiet angrenzenden Kellerberg ist 
im Bayerischen Denkmal Atlas als Baudenkmal gekennzeichnet: Denkmal-Nr. D-1-90-154-22; 
Beschreibung: Ehem. Sommerbierkeller, langgestreckter verputzter Tuffquaderbau mit Krüppelwalmdach, 
1826. Mit der gegenständlichen Planung gehen bzgl. dieses Baudenkmals keine Beeinträchtigungen 
einher. 
Es wird an dieser Stelle nachdrücklich darauf hingewiesen, dass Bodendenkmäler und archäologische 
Bodenfunde, die bei der Verwirklichung des Vorhabens zutage treten, Schutzstatus nach Art. 7 DSchG 
genießen und der sofortigen Meldepflicht nach Art. 8 DSchG unterliegen; auf Ziffer 1 der „Hinweise durch 
Text“ wird verwiesen. 
Durch die Blickbeziehung auf die beiden Türme des Welfenmünsters von Steingaden mit dem Panorama 
des Alpen-Nordrandes im Hintergrund, insbesondere von der erhöht gelegenen Osterbichlstraße, weist 
das Plangebiet für den freien Blick in die Landschaft eine besondere Bedeutung auf. 
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Umwelt: Das Planungsgebiet wird im Süden durch den von Osten in Richtung Westen verlaufenden 
Amtmannbach begrenzt. Das Planungsgebiet befindet sich nicht in einem festgesetzten 
Überschwemmungsgebiet für ein HQ100-Ereignis, bei einem Hochwasserereignis des Amtmannbachs 
kann eine Überschwemmung – zumindest des südlichen Plangebietsteils – nicht ausgeschlossen werden. 
Der südliche Bereich entlang des Amtmannbachs befindet sich außerdem im sog. „wassersensiblen 
Bereich“ (LfU, “Informationsdienst Überschwemmungsgefährdete Gebiete in Bayern IÜG, Stand August 
2018). 
Schutzgebiete, Schutzobjekte nach §§23 bis 29 BNatschG, Teil-/ Flächen nach Art. 23 BayNatSchG in 
Verbindung mit §30 BNatSchG, Landschaftsbestandteile nach Art. 16 BayNatSchG, amtlich kartierte 
Biotope, Fundpunkte/-flächen der Artenschutzkartierung sowie FFH/SPA-Gebiete oder 
Vogelschutzgebiete sind im Plangebiet und dessen räumlich-funktionalen Umgriff nicht vorhanden.  
Naturschutzfachlich wertgebende Strukturen wie besondere Gehölzbestände oder randliche Säume etc. 
mit entsprechender Ausprägung sind im Bereich des PG mit Ausnahme von abschnittsweisen Ansätzen 
entlang der unmittelbaren bzw. engeren Ufer- / Böschungsbereiche entlang des Amtmannbaches 
ebenfalls nicht vorhanden. Weitere arten- und naturschutzfachlich relevante Arten wurden im Rahmen der 
eigenen Kartierarbeiten nicht vorgefunden. 
 
Auswirkungen 
Vorhabenintern bedingte / vom Plangebiet selbst ausgehende Anhaltspunkte für Unfälle / Katastrophen 
Vorhabenintern sind keine Anhaltspunkte bzw. ist im Hinblick v.a. auf Art, Maß und Umfang der Planung 
auch keine besondere Relevanz für Unfälle / Katastrophen zu erwarten. Es besteht kein 
Gefahrenpotential. 
 
Vorhabenextern bedingte / auf das Plangebiet einwirkende Anhaltspunkte für Unfälle / Katastrophen 
Störfallbetriebe / Störfallrisikobetriebe o.ä. sind im räumlich-funktionalen Umgriff des PG nicht vorhanden. 
Auswirkungen infolge von Unwettern (z.B. Gewitter, Hagel, Sturm, etc.) können genauso wie ein 
Hochwasser des Amtmannbachs nie gänzlich ausgeschlossen werden. 
 
Auswirkungen 
Bau-, Anlage- und Betriebsbedingte Auswirkungen 
Ergebnis: Keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
Auswirkungen von Unfällen / Katastrophen insgesamt: 
Keine negativen Auswirkungen zu erwarten. 
 
 

4. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
 

4.1 Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen bezüglich der einzelnen Schutzgüter 
 
Schutzgüter Boden und Wasser 

• Begrenzung des Anteils der Bodenversiegelung auf das aus betriebsorganisatorischen bzw. -
technischen Gründen unbedingt erforderliche Mindestmaß. 

• fachgerechte Zwischenlagerung des Bodens und Wiedereinbau soweit als möglich. 
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• Beibehaltung der natürlichen Geländeoberfläche soweit als möglich. 
• Grundsätzliche Festsetzung wasserdurchlässiger Beläge, wie Schotterrasen oder Rasenpflaster 

auf den nicht überdachten Stell(platz)flächen (z.B. wassergebundene Decke, Pflaster mit offenen 
Fugen oder Rasenfugen). 

• Minimierung der Versiegelung, nicht überbaute Flächen sind zu begrünen; befestigte Flächen sind 
weitestmöglich mit wasserdurchlässigen Belägen auszuführen, um Versickerung zu ermöglichen. 

• Niederschlagswasserversickerung vor Ort, möglichst flächenhaft und über belebte 
Oberbodenschicht, sofern der Untergrund dies zulässt (Aufrechterhaltung der natürlichen 
Grundwasserneubildungsrate). 

• Hinweis auf einen besonders sorgsamen Umgang mit gewässergefährdenden Stoffen. 
• Extensive Dachbegrünung des Dachs des Gebäudes 

 
Schutzgut Lokalklima / Luft 

• Eingrünung des Baugebietes / Ortsrandes zur Geringhaltung der kleinklimatischen Veränderungen. 
 
Schutzgut Flora und Fauna 

• Strukturanreicherung / Förderung der Artenvielfalt / Schaffung neuer Lebensräume durch 
Festsetzung einer Baugebiets- bzw. Ortsrandeingrünung. 

• Beachtung der Durchgängigkeit für Kleinsäuge- und Kriechtiere bei der Anlage von Zäunen bzw. 
anderen Einfriedungen. 

 
Schutzgut Orts- und Landschaftsbild 

• Anlage einer räumlich wirksamen Baugebiets- bzw. Ortsrandeingrünung zur Einbindung des PG in 
die Landschaft. 

• Erhalt der Blickbeziehung vom nördlichen erhöht gelegenen Bereich des Plangebietes – 
insbesondere von der Osterbichlstraße – auf die beiden Türme des Welfenmünsters von 
Steingaden mit dem Panorama des Alpen-Nordrandes im Hintergrund. 

• Extensive Dachbegrünung des Dachs des Gebäudes 
 
 
4.2 Ausgleichsmaßnahmen – naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

 
Für die zu erwartenden Eingriffe im Planungsgebiet ist laut den bestehenden gesetzlichen Vorgaben ein 
naturschutzrechtlicher Ausgleich notwendig. Die Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs erfolgte unter 
Zuhilfenahme bzw. auf Grundlage des Leitfadens des Bayerischen Staatsministeriums für 
Landesentwicklung und Umweltfragen “Eingriffsregelung in der Bauleitplanung – Bauen im Einklang mit 
Natur und Landschaft“ (2. ergänzte Fassung, 2003). 

Als Ergebnis der Abhandlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird zur Kompensation der mit 
Realisierung des Planungsvorhabens zu erwartenden Eingriffe in Naturhaushalt und Landschaftsbild ein 
naturschutzrechtlicher Ausgleichsflächenbedarf von 2.260 m2 ermittelt bzw. festgesetzt. 
Von dem naturschutzrechtlichen Ausgleichsflächenbedarf werden 1.330 m2 gebietsintern bzw. innerhalb 
des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sowie 930 m2 gebietsextern bzw. außerhalb des 
räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans zugeordnet bzw. festgesetzt. 
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 Bezüglich genauerer Informationen zu den entsprechenden Maßnahmenkonzeptionen wird auf Ziffer 8 der 
Begründung verwiesen. 

 
 
4.3 Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und Verringerung und soweit möglich zum Ausgleich 

von festgestellten erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen 
 
Es wurden keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen festgestellt. 
In Folge dessen sind diesbezüglich auch keine Maßnahmen zur Vermeidung, Verhinderung und 
Verringerung notwendig. 

 
 
5. Alternative Planungsmöglichkeiten 

Standortalternativen 
Eine gem. den Erfordernissen (u.a. Umfang Verkaufsfläche, moderne Maßstäbe, etc.) umsetzbare 
Vergrößerung des Verbrauchermarktes an dem bestehenden Standort an der Füssener Straße ist 
insbesondere aufgrund des dort zur Verfügung stehenden Raumangebotes nicht möglich, auch wäre die 
Umsetzbarkeit einer entsprechend erforderlichen bzw. geeigneten Erschließungssituation sehr fraglich.  
Bei dem gewählten Standort der gegenständlichen Planung handelt es sich dagegen um eine Fläche von 
ausreichender Größe innerhalb des Ortes, deren Flächenverfügbarkeit gegeben ist und die eine 
grundsätzlich gut geeignete Möglichkeit für eine den Erfordernissen entsprechende leistungsfähige 
Erschließungssituation von der Schongauer Straße / B 17 aus aufweist (die Möglichkeit zur Erschließung 
der Fläche insbesondere auch über eine eigene Abbiegespur von der B 17 aus wurde von den Vertretern 
des Staatlichen Bauamtes Weilheim im Rahmen des Scopingtermins am 29.01.2018 bestätigt). 
Andere bzw. alternative innerörtliche Flächen in vergleichbarer Größe und Lage, mit bestehender 
Flächenverfügbarkeit und der Möglichkeit einer leistungsfähigen Erschließung, sind in Steingaden nach 
derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden.  
Die verfahrensgegenständlichen Flächen befinden sich in einer städtebaulich integrierten Lage (LEP 5.3.2 
(Z)) und sind insbesondere auch im Hinblick auf eine fußläufige Erreichbarkeit für alle Altersgruppen der 
Bevölkerung grundsätzlich als sehr gut geeigneter Standort zu bewerten. Durch das Vorhaben wird 
weiterhin die Funktionsfähigkeit der verbrauchernahen Versorgung mittel- bis langfristig gewährleistet und 
damit die Daseinsvorsorge der Bevölkerung Steingadens sichergestellt. Es erfolgt zudem keine 
Überschreitung des im LEP (5.3.1 (Z)) als grundsätzlich verträglich festgelegten Wertes von 1.200 m2 an 
Verkaufsfläche, die entsprechend in allen Gemeinden landesplanerisch zulässig ist. Aufgrund dessen und 
v.a. auch in Berücksichtigung der örtlichen Bestands- / Versorgungssituation ist auch keine Untersuchung 
der Auswirkungen / Verträglichkeit des Vorhabens auf zentrale Versorgungsbereiche des Umfeldes bzw. 
bestehende Versorgungsstrukturen erforderlich (Mitteilung / Bestätigung des Bauamtes des LRA 
Weilheim-Schongau im Rahmen des Scopingtermins am 29.01.2018).  
 

Planungsalternativen 
Zu Beginn des Planungsprozesses wurden die übergeordneten Eckpunkte des Planvorhabens im 
Rahmen eines eigenständigen Scopingtermins am 29.01.2018 mit den im gegenständlichen Planungsfall 
betroffenen, wichtigsten Sachgebieten des Landratsamtes Weilheim-Schongau sowie mit dem Staatlichen 
Bauamt Weilheim vorabgestimmt. Der Standort und die Planungseckpunkte wurden als grundsätzlich 
geeignet angesehen, insbesondere auch von Seiten der Sachgebiete Naturschutz und Ortsplanung des 
LRA. Als zentrale Punkte für die weiterführenden Planungsarbeiten wurden im Hinblick auf die Situierung 
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des Gebäudekörpers ein bestmöglicher Umgang mit dem Gelände / der vorhandenen besonderen 
Topographie unter weitestmöglicher Berücksichtigung der Höhenschichtlinien sowie zudem auch eine 
gesamtplanerisch verträgliche Berücksichtigung des südlich angrenzenden Amtmannbaches festgehalten. 
Daraufhin erfolgte die Erstellung eines ausführlichen Höhen- und Geländeaufmaßes und in der Folge 
wurde zum einen der Hauptgebäudekörper zur Verringerung der Gelände-Beeinträchtigungen von den 
markanten, steil geneigten Böschungsbereichen im Norden und Nordwesten des PG weitestmöglich 
abgerückt. Zum anderen wurde eine entsprechende Ausrichtung / Situierung des Gebäudes unter 
Berücksichtigung der betriebsorganisatorischen Erfordernisse (wie Zufahrtssituation, Anzahl und Lage der 
Stellplätze, Flächen für den Andienungsverkehr etc.) vorgenommen sowie in diesem Zusammenhang 
auch die OK des Fertigfußbodens im EG auf eine Höhenlage von 763,50 m ü. NN festgelegt. In 
Berücksichtigung des Verlaufs und der Lage des Amtmannbaches wurde das Bauland auf einen 
Mindestabstand von 5 m zur südlichen Grundstücksgrenze zurückgenommen.  
Des Weiteren hat der Gemeinderat im Vorfeld zur Billigung der Vorentwurfsfassung der Planung die 
wesentlichen Inhalte des gegenständlichen Planvorhabens in mehreren Sitzungen und Ortsterminen 
intensiv erörtert. Dabei wurden insbesondere die Situierung des Hauptbaukörpers im Gelände (v.a. Lage 
im Raum / Baukörperausrichtung, Berücksichtigung Topographie / Höhenschichten, Höhenlage OK FFB 
EG, betriebsorganisatorische Erfordernisse wie z.B. Stellplatzsituation und Rangierflächen für 
Andienungsverkehr, etc.) sowie auch die Regelungen zur Kubatur bzw. zur Gestaltung des 
Hauptgebäudes selbst und aller sonstigen baulichen Anlagen eingehend und abschließend diskutiert (v.a. 
Dachformen: Satteldach, Pultdach und Flachdach; unterschiedlichste Dacheindeckungen sowie Wand- 
und Firsthöhen bis hin zur Gestaltung von Fassaden und Werbeanlagen, etc.).  
Eine aus gesamtplanerischer Sicht besonders umfassende und detaillierte Untersuchung der 
Verträglichkeit des Planvorhabens wurde im gegenständlichen Planungsfall v.a. auch im Hinblick auf den 
geplanten, vergleichsweise groß dimensionierten Baukörper und die besondere Bestandssituation 
vorgenommen. Diese ist einerseits durch die topographischen Gegebenheiten im Gebiet selbst, das sich 
zudem im Talraumbereich des Amtmannbaches befindet, und andererseits durch die Blickbeziehungen / 
Fernwirkung vom nördlichen Randbereich bzw. der B 17 und der Osterbichlstraße aus auf die oberen 
Abschnitte der beiden Türme des Welfenmünsters von Steingaden (mit dem Panorama des Alpen-
Nordrandes im Hintergrund) geprägt. Aufgrund dessen wurden im Rahmen des Planungsprozesses neben 
dem vorgenannten Gelände- / Höhenaufmaß insbesondere auch diverse graphische Ansichten / 
Visualisierungen zu Varianten des Hauptbaukörpers inkl. Parkplatzsituation und Darstellungen zu den 
geplanten Werbeanlagen sowie zudem auch ein Phantomgerüst des Gebäudekörpers zur Bewertung der 
Verträglichkeit des Planvorhabens und zur abschließenden Entscheidungsfindung für die gewählte 
Planungsvariante und insbesondere der festzulegenden Dachform erstellt. Letztlich hat sich der 
Gemeinderat damit auf einer breiten Informationsgrundlage und nach einem umfassenden 
Planungsprozess für die gegenständlichen Planungsinhalte und v.a. auch für die Festlegung auf einen 
Hauptgebäudekörper mit Flachdachform entschieden. 
 

Aus diesen Gründen wurde letztlich die in der Planzeichnung festgesetzte Variante an diesem Standort 
auch gewählt. 
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6. Beschreibung der verwendeten Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken  
 

Beschreibung der verwendeten Methodik 
Der Aufbau und die inhaltliche Gliederung dieses Umweltberichts wurde der Anlage 1 (zu § 2 Abs. 4 und 
den §§ 2a und 4c) BauGB entnommen. Außerdem wurde in Ergänzung der Leitfaden zur Umweltprüfung 
in der Bauleitplanung (OB im BStI, 2006) verwendet und die Festlegung des Ausgleichsflächenbedarfs 
erfolgte unter Nutzung des Leitfadens zur Eingriffsregelung (BStMLU, 2003). 
Im Zuge der Planung wurde sowohl ein schalltechnisches Gutachten, als auch ein Geotechnischer Bericht 
erstellt, die den Planunterlagen als Anlagen 3 und 4 zur Begründung beiliegen. Die Ergebnisse dieser 
Gutachten wurde in die Planunterlagen eingearbeitet. 
Die Bewertung der Schutzgüter erfolgte anhand der Auswertung des gemeindlichen 
Flächennutzungsplanes und Rechercheergebnissen in Online-Datenbanken sowie Fachinformationen, 
Standardkartenmaterial, Fachliteratur, Abstimmungen / Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange 
und den eigenen Eindrücken bei Vor-Ort-Terminen.  
Damit lagen zur Bewertung der einzelnen Schutzgüter, die entsprechend allgemeiner und in den 
Planungsgrundlagen festgelegter Umweltqualitätsstandards erfolgte in ausreichendem Maße und 
Detaillierungsschärfe Grundlagen vor. 
 
Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken 
Besondere Schwierigkeiten und Kenntnislücken bzgl. einer insgesamt abschließend tragfähigen 
schutzgutbezogenen Abhandlung der einzelnen Umweltschutzgüter waren insgesamt nicht vorhanden. 
Allerdings lagen zu dem Grundwasserflurabstand nach derzeitigem Kenntnisstand für den Bereich bzw. 
den Umgriff des PG keine genauen Angaben vor. Grundwassermessstellen / auch in vergleichbarer 
räumlicher Lage bzw. mit Übertragbarkeit der Daten sind gem. den einschlägigen Informationsdiensten 
der LfU nicht vorhanden. Aufgrund dessen, dass direkt entlang der Südgrenze des Plangebietes der 
Amtmannbach verläuft, ist davon auszugehen, dass der Grundwasserflurabstand insbesondere im 
südlichen Teil des PG gering ist. Es ist jedoch aufgrund der Lage des geplanten Gebäudestandortes zu 
dem Amtmannbach davon auszugehen, dass der Grundwasserflurabstand im Bereich des Gebäudes 
etwa 1 m betragen wird (siehe Ziffer 4.2 der Begründung). 
Wegen der vergleichsweise intensiven landwirtschaftlichen Nutzung des Planungsgebiets sowie dessen 
räumlicher Lage an der Bundesstraße 17 sowie der daraus folgenden Bewertung des 
Lebensraumpotentials für geschützte Tier- und Pflanzenarten sieht die Gemeinde sowohl von der 
Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) als auch von sonstigen gesonderten 
faunistischen Untersuchungen ab. 
 
 

7. Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)  
Nach § 4c BauGB ist die Überwachung, ob unvorhergesehene Umweltauswirkungen infolge der 
Planungsumsetzung auftreten, von der Gemeinde Steingaden durchzuführen, wird aber von den (Fach-) 
Behörden dabei unterstützt. Damit bei auftretenden unvorhergesehenen negativen Umweltfolgen, die 
durch die Umsetzung des Bauleitplans entstanden sind, geeignete Gegenmaßnahmen ergriffen werden 
können, müssen die jeweiligen Behörden, falls sie derartige Erkenntnisse haben, die Gemeinde 
unterrichten. 
Bei der hier vorliegenden Planung ist spätestens fünf Jahre nach Fertigstellung der ersten baulich 
umgesetzten Bebauung zu überprüfen, ob aufgrund der Realisierung der Planung erhebliche, 
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unvorhergesehene und vor allem negative Umweltauswirkungen auftreten, damit diese abgestellt oder 
vermieden werden können. 
Außerdem sollte spätestens zwei Jahre nach Bezugsfertigkeit des Hauptgebäudes überprüft werden, ob 
die Maßnahmen zur Baugebietseingrünung auf Privatgrund realisiert wurden und diese im negativen Fall 
mit den dafür zur Verfügung stehenden Mitteln eingefordert werden. 
Abschließend ist nach einem Zeitraum von ca. 5 Jahren nach Herstellung / Realisierung der 
Ausgleichsflächen bzw. Ausgleichsteilflächen ein Monitoring im Hinblick auf die festgelegten arten- und 
naturschutzfachlichen Zielsetzungen durch entsprechende Fachleute durchgeführt werden. Bei erheblich 
zielabweichenden bzw. von aus naturschutzfachlicher Sicht nicht zielführenden Entwicklungen sollten in 
Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde Änderungen bzw. Nachbesserungen oder fachlich 
zielführende Ergänzungen der Maßnahmenkonzeption vorgenommen werden.  
 
 

8. Zusammenfassung 
Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans 
Die Fa. Feneberg Lebensmittel GmbH strebt eine Vergrößerung der bestehenden örtlichen Filiale ihres 
Lebensmittelmarktes an. Das zentrale Ziel der Planung ist es, die Möglichkeit für einen größeren 
Vollsortimenter-Lebensmittelmarkt zur nachhaltigen Sicherung und Verbesserung der örtlichen 
Nahversorgung zu schaffen. Der Verbrauchermarkt soll in Steingaden gehalten werden, um die 
Versorgung mit Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs für die Wohnbevölkerung langfristig zu 
gewährleisten. Da an dem bestehenden Standort nicht ausreichend Platz für diese Maßnahme vorhanden 
ist, soll an einem neuen Standort bzw. im gegenständlichen Plangebiet ein neues größeres und zudem 
auch nach modernen Maßstäben attraktiver gestaltetes Gebäude errichtet werden. Der Standort für den 
neuen Verbrauchermarkt befindet sich im Talgrund des Amtmannbachs direkt östlich an die Schongauer 
Straße (Bundesstraße 17) angrenzend. 

 
Vorgaben aus dem Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Steingaden aus dem Jahr 1988 ist der Bereich 
des zukünftigen Sondergebietes als „Fläche für die Landwirtschaft“ mit „Landschaftsbestimmenden 
Bäumen und Gehölzgruppen die im Grundzug zu erhalten oder anzulegen sind“ dargestellt. Die 
vorhandenen Straßen im Plangebiet, die Schongauer Straße und die Osterbichlstraße, sind in der 
wirksamen Planung bereits entsprechend dargestellt. 
Da diese Darstellungen im Flächennutzungsplan nicht mit den Festsetzungen der 
verfahrensgegenständlichen Planung übereinstimmen, wird der Flächennutzungsplan der Gemeinde 
Steingaden im Parallelverfahren gem. § 8 Abs. 3 BauGB bzw. im Rahmen des Verfahrens der 12. 
Änderung des FNP entsprechend angepasst.  
Gegenstand der 12. Änderung des Flächennutzungsplanes ist im Wesentlichen die Umänderung von 
bisher dargestellten "Flächen für die Landwirtschaft" in ein Sondergebiet mit Zweckbestimmung 
„großflächiger Einzelhandel sowie randliche Öffentliche Grünflächen und Sonstige Grünflächen. 
Damit entspricht die gegenständliche Planung nach In-Kraft-treten der 12. Änderung des 
Flächennutzungsplans vollinhaltlich der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde. 
Auf Ziffer 3 der Begründung zum Bebauungsplan bzw. auf Ziffer 1.2 dieses Umweltberichts wird 
verwiesen. 
 
Vorgaben aus der Landes- und Regionalplanung 
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Aus der Landes- und Regionalplanung ergeben sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine 
Einschränkungen, die sich auf die Aufstellung dieses Bebauungsplans beziehen könnten. Für nähere 
Informationen wird auf Ziffer 3 der Begründung zum Bebauungsplan verwiesen. 

 
Bestand / Realnutzung 
Der Großteil des Plangebietes (PG) wird derzeit landwirtschaftlich vergleichsweise intensiv als Grünland 
genutzt. Den Westrand des Geltungsbereiches bildet die Schongauer Straße (Bundesstraße B 17) mit 
ihren straßenbegleitenden Rand- / Übergangsbereichen aus, die Osterbichlstraße begrenzt das 
Vorhabengebiet nach Norden und Osten. Südlich des Einmündungsbereiches der Osterbichlstraße in die 
Schongauer Straße ist zudem eine Bushaltestelle mit vorgelagerter Haltebucht im PG vorhanden. 
Außerdem sind entlang der Schongauer Straße drei Laubgehölze +/- mittleren Alters sowie ein 
Strauchgehölz (mit Standort südlich der Bushaltestelle) vorhanden. 
In etwa auf der südlichen Grenze des Planungsgebietes verläuft der Amtmannbach, ein Gewässer 3. 
Ordnung. Über den Bach führt zwischen den Grundstücken Fl.-Nrn. 1051/6 und 1057 eine Überfahrt, die 
vermutlich vormals zur Bewirtschaftung eines Teilbereichs des Plangebietes genutzt wurde. Die Ufer- / 
Böschungsbereiche des Amtmannbachs sind auf beiden Seiten vergleichsweise steil und vorrangig mit 
Altgrasbeständen ausgeprägt. Entlang des Gewässers bestehen auf der innerhalb des Plangebietes 
gelegenen nördlichen Seite einige zumeist junge von selbst aufgekommene Gehölze – u.a. Weiden, Birke, 
Hainbuche, Ahorn. Die an den Geltungsbereich südlich des Bachs angrenzende Fläche (Fl.-Nr. 1051/6) ist 
insgesamt als nährstoffreiche Brachfläche mit einer nitrophilen Hochstaudenflur vorrangig bestehend aus 
Brennnesseln und Taubnesseln anzusprechen. Auch hier sind entlang des Gewässers abschnittsweise 
von selbst aufgekommene Gehölze vorhanden (ebenfalls u.a. Weiden, Traubenkirsche, Hainbuche, 
Ahorn).  
Abgesehen von den genannten Gehölzen und den Ufer- / Böschungsbereichen unmittelbar entlang des 
Amtmannbaches sind auf der Plangebietsfläche keine weiteren Strukturen wie randliche Säume oder 
sonstige wertgebende Elemente vorhanden. 
Das Gelände steigt vom Amtmannbach in Richtung Norden / Nordosten bis zur Osterbichlstraße um etwa 
7 m an – von 762 auf 769 m ü. NN, wobei der größte Anstieg von rund 764 auf 769 m ü. NN im nördlichen 
und nordöstlichen Drittel der Plangebietsfläche erfolgt. Aufgrund dessen sind diese Teilbereiche des PG 
auch von entsprechend ausgebildeten Böschungsbereichen geprägt. Unmittelbar nördlich angrenzend an 
die Osterbichlstraße, allerdings bereits außerhalb des Plangebietes, steigt das Gelände weiterhin zum 
Kellerberg hin steil / „sprunghaft“ an. 
 
Vorbelastungen 
Als Vorbelastung des PG ist neben der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung im Plangebietsumgriff die 
Lage direkt angrenzend an die Bundesstraße 17 (Schongauer Straße) zu nennen.  
 
Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen  
Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen sind innerhalb des Geltungsbereichs der gegenständlichen 
Planung und dessen räumlich funktionalem Umgriff nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhanden.  
 
Bau- und Bodendenkmäler 
Bau- und Bodendenkmäler sind nach aktuellem Sachstand und Auswertung des “Bayerischen Denkmal 
Atlas“ des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege (Stand August 2018) im Plangebiet nicht 
vorhanden.  
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Das Anwesen, Schongauer Straße 34, auf dem nördlich an das Plangebiet angrenzenden Kellerberg ist 
im Bayerischen Denkmal Atlas als Baudenkmal gekennzeichnet: Denkmal-Nr. D-1-90-154-22; 
Beschreibung: Ehem. Sommerbierkeller, langgestreckter verputzter Tuffquaderbau mit Krüppelwalmdach, 
1826. 
 
Schutzgebiete / sonstige Funde aus naturschutzbezogenen Kartierungen 
Schutzgebiete, Schutzobjekte nach §§23 bis 29 BNatSchG, Teil-/ Flächen nach Art. 23 BayNatSchG in 
Verbindung mit §30 BNatSchG, Landschaftsbestandteile nach Art. 16 BayNatSchG, amtlich kartierte 
Biotope, FFH/SPA-Gebiete oder Vogelschutzgebiete und Fundflächen/-punkte der ASK sind genauso wie 
besonders oder streng geschützte Arten bzw. Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie im Plangebiet und 
dessen räumlich-funktionalem Umgriff nicht vorhanden. Wertgebende Pflanzen- und Tierarten treten nach 
derzeitigem Kenntnisstand im PG nicht auf.  
Naturschutzfachlich wertgebende Strukturen wie besondere Gehölzbestände oder randliche Säume etc. 
mit entsprechender Ausprägung sind im Bereich des PG mit Ausnahme von abschnittsweisen Ansätzen 
entlang der unmittelbaren bzw. engeren Ufer- / Böschungsbereiche entlang des Amtmannbaches 
ebenfalls nicht vorhanden. Aufgrund der Bestandssituation bzw. Realnutzung, Vorbelastungen im 
Nahbereich (v.a. auch durch die stark befahrene Bundesstraße B 17) und die strukturelle Ausstattung etc. 
ist das Lebensraumpotential eines Großteils des Planungsgebiets selbst, für geschützte und aus 
naturschutzfachlicher Sicht bedeutsame Pflanzen- und Tierarten als von nur untergeordneter Bedeutung 
zu beurteilen. Allerdings weisen insbesondere die gewässerbegleitenden Flächen entlang des 
Amtmannbaches ein grundsätzlich hohes Potential für die Herstellung strukturreicher 
gewässerbegleitender Lebensräume mit unterschiedlich ausgeprägten Übergangsbereichen entlang der 
Kontaktzone zwischen dem Gewässer und den umliegenden Flächennutzungen auf. 
Die Gemeinde Steingaden sieht deshalb auch von weiterführenden Untersuchungen und ggf. einer 
speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) in Verbindung mit dem gegenständlichen 
Bauleitplanvorhaben ab. 
 
 
Bewertung der Schutzgüter 
Für das Schutzgut Fläche ist aufgrund des Flächenverbrauchs und der teilweisen Versiegelung bislang 
landwirtschaftlich als Grünland genutzter Fläche v.a. im Hinblick auf Art, Maß und Umfang des Vorhabens 
vergleichsweise von einer Beeinträchtigung mittlerer Erheblichkeit auszugehen. 
 
Bezüglich des Schutzgutes Boden ist festzuhalten, dass durch die Überplanung in erster Linie intensiv 
landwirtschaftlich als Grünland genutzter Flächen vergleichsweise großflächig überformt und verändert 
werden bzw. der Oberboden beseitigt wird, allerdings keine besonderen oder in dem Gebiet seltenen 
Böden verloren gehen. Auch die Ertragskraft der Landwirtschaft innerhalb der Gemarkung dürfte durch 
den Verlust der Planungsgebietsfläche nicht nennenswert eingeschränkt werden. Berücksichtigt man die 
Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Verringerung, wie die, die Niederschlagswasserversickerung vor Ort, 
möglichst flächenhaft und über belebte Oberbodenschicht, sofern der Untergrund dies zulässt, oder 
Beibehaltung der natürlichen Geländeoberfläche so weit als möglich, ist insgesamt eine 
Beeinträchtigung von vergleichsweise mittlerer Erheblichkeit des Schutzgutes zu erwarten. 
 
Auf das Schutzgut Wasser hat die Bebauung dahingehend Auswirkungen, dass aufgrund der 
Versiegelung die Grundwasserneubildungsrate geringer und der Oberflächenabfluss verstärkt wird. Es ist 
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davon auszugehen, dass beide Auswirkungen durch die Versickerung des unverschmutzten 
Niederschlagswassers vor Ort verringert werden, sofern dies möglich ist. Soweit eine Versickerung nicht 
möglich ist, erfolgt die Niederschlagswasserbeseitigung über eine gedrosselte Einleitung in den 
Amtmannbach. Eine weitere Auswirkung, die Verschmutzung des Grundwassers durch 
wassergefährdende Stoffe, kann durch den sorgsamen Umgang mit derartigen Substanzen (insbesondere 
im Bereich von Bodenaufschlüssen während der Bauphase) fast gänzlich vermieden werden. Insgesamt 
ist deshalb und aufgrund des im Süden des Plangebietes verlaufenden Amtmannbachs eine 
vergleichsweise mittlere Erheblichkeit zu erwarten. 
 
Für das Schutzgut Flora und Fauna ist insgesamt von Beeinträchtigungen geringer bis mittlerer 
auszugehen. In dem intensiv landwirtschaftlich genutzten, direkt an die Bundesstraße 17 (Schongauer 
Straße) angrenzenden Planungsgebiet, sind keine wertvollen Lebensräume vorhanden, die durch die 
Veränderungen verloren gehen. Durch die geplante Baugebietseingrünung ist abschließend von einer 
Aufwertung des Gebiets bezüglich Arten- und Strukturreichtum auszugehen. Störung oder Vertreibung 
von Kleintieren und Vögeln während der Bauzeit im Umgriff sind allerdings nicht abschließend 
auszuschließen, jedoch sind im Nahbereich in ausreichendem Maße vergleichbare Strukturen als 
Ausweichmöglichkeit vorhanden. Die naturschutzfachlich wertgebenden Strukturen / Ansätze derartiger 
Strukturen entlang der unmittelbaren bzw. engeren Ufer- / Böschungsbereiche entlang des 
Amtmannbaches werden erhalten bzw. weiterentwickelt. 
 
Bzgl. des Schutzgutes Mensch (Immissionsschutz) treten aufgrund des zu dem geplanten 
Verbrauchermarkt gehörenden Parkplatzes Beeinträchtigungen mittlerer Erheblichkeit auf. 
 
Auf die Schutzgüter Mensch (Erholung) und Orts- und Landschaftsbild hat das Planvorhaben 
Auswirkungen geringer Erheblichkeit aufgrund dessen, dass sich das geplante Gebäude in das 
Gelände einfügen wird und umfangreiche Maßnahmen zur Eingrünung festgesetzt werden. Das 
Entscheidende ist, dass die bedeutende Blickbeziehung von dem Plangebiet auf die Türme des 
Welfenmünsters von Steingaden mit dem Alpenpanorama im Hintergrund erhalten bleibt.  
 
Auf alle weiteren Schutzgüter, die für diesen Bericht untersucht wurden, Lokalklima / Luft, Kultur- und 
Sachgüter sowie bzgl. der Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern, Kumulierung der 
Auswirkungen des Planvorhabens mit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete, 
Auswirkungen der Erzeugung / Beseitigung und Verwertung von Abfällen, Auswirkungen von eingesetzten 
Techniken / Stoffen und Auswirkungen von Unfällen / Katastrophen hat die Planung bis auf teils temporäre 
Beeinträchtigungen während der Bauzeit (allerdings in einem vergleichsweise geringfügigem Umfang) 
keinen oder nur geringen Einfluss. 
 
Folglich ist nach Abwägung aller Belange aus landschaftsplanerisch-naturschutzfachlicher Sicht der 
Verlust dieser landwirtschaftlich intensiv genutzten Fläche zugunsten eines Sondergebietes mit 
Zweckbestimmung „großflächiger Einzelhandel“ hinnehmbar. 
 
Vermeidungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen 
Der Verlust der nahezu ausnahmslos intensiv landwirtschaftlich genutzten Flächen (Grünlandflächen) wird 
durch Vermeidungs- und Verringerungsmaßnahmen, wie z.B. die Eingrünungsmaßnahmen sowie eine 
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weitest möglicher Geringhaltung des Versiegelungsgrades einerseits, und den naturschutzrechtlichen 
Flächenausgleich andererseits, in vollem Umfang kompensiert. 
Der für das gegenständliche Planvorhaben benötigte 2.260 m2 umfassende Ausgleichsflächenbedarf wird 
teilweise gebietsintern (1.330 m2), teilweise gebietsextern außerhalb des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplans (930 m2) erbracht. Auf das vorstehende Kapitel 4.2 wird verwiesen. 
 
Monitoring 
Spätestens fünf Jahre nach Fertigstellung der ersten auf Grundlage der Festsetzungen der 
gegenständlichen Planung realisierten Bebauung sollte überprüft werden, ob aufgrund der Realisierung 
der Planung erhebliche, unvorhergesehene und vor allem negative Umweltauswirkungen auftreten, damit 
diese abgestellt oder vermieden werden können. 
Außerdem sollten die auf den Privatgrundstücken durchzuführenden Maßnahmen zur 
Baugebietseingrünung nach zwei Jahren sowie die Herstellung, Maßnahmenkonzeption und Zielsetzung 
der Ausgleichsflächen nach fünf Jahren überprüft werden. 

 
In der nachfolgenden Tabelle werden die Ergebnisse des Umweltberichtes nochmals zusammengefasst 
wiedergegeben: 

Ergebnisse der Bewertung der einzelnen Schutzgüter 

Schutzgut /  
Themen mit 
Auswirkungen auf 
den Umweltzustand 

Baubedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis 

Fläche Mittlere 
Erheblichkeit 

Mittlere 
Erheblichkeit 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Mittlere Erheblichkeit 

Boden 
 

Mittlere 
Erheblichkeit 

Mittlere 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

Mittlere 
Erheblichkeit 

Wasser 
 

Mittlere 
Erheblichkeit 

Mittlere Erheblichkeit Mittlere 
Erheblichkeit 

Mittlere Erheblichkeit 

Lokalklima / Luft 
 

Geringe Erheblichkeit Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe  
Erheblichkeit 

Geringe  
Erheblichkeit 

Flora, Fauna und 
biologische Vielfalt 

Mittlere 
Erheblichkeit 

Geringe bis mittlere 
Erheblichkeit 

Geringe  
Erheblichkeit 

Geringe bis mittlere 
Erheblichkeit 

Mensch 
(Immissionsschutz) 

Geringe Erheblichkeit Geringe Erheblichkeit Mittlere  
Erheblichkeit 

Mittlere  
Erheblichkeit 

Mensch (Erholung) Geringe bis mittlere 
Erheblichkeit 

Geringe  
Erheblichkeit 

Geringe  
Erheblichkeit 

Geringe  
Erheblichkeit 

Orts- und 
Landschaftsbild 

Geringe bis mittlere 
Erheblichkeit 

Geringe Erheblichkeit Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe Erheblichkeit 

Kultur- und 
Sachgüter 

Geringe 
Erheblichkeit 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Geringe 
Erheblichkeit 

Wechselwirkungen / 
Kumulierung mit 
Auswirkungen 
Vorhaben 
benachbarter 
Plangebiete 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Erzeugung, 
Beseitigung und 
Verwertung von 
Abfällen 

Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe 
Erheblichkeit 

Geringe Erheblichkeit 
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Schutzgut /  
Themen mit 
Auswirkungen auf 
den Umweltzustand 

Baubedingte 
Auswirkungen 

Anlagebedingte 
Auswirkungen 

Betriebsbedingte 
Auswirkungen 

Ergebnis 

Eingesetzte 
Techniken und 
Stoffe 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Unfälle / 
Katastrophen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

Keine negativen 
Auswirkungen 

 
 
 
 
Aufgestellt am 02.08.2018, fortgeschrieben am 06.12.2018 und am 07.02.2019 
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QUELLENVERZEICHNIS  
 

• Arten- und Biotopschutzprogramm Bayern (ABSP), Landkreis Weilheim-Schongau 
• Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
• Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG), in der Fassung vom 23.02.2011, zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 21.02.2018 
• Bayerisches Denkmalschutzgesetz (DSchG), in der Fassung vom 25.06.1973, zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 22.03.2018 
• Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege, “Bayerischer Denkmal Atlas“ 
• Bayerisches Landesamt für Umwelt, Artenschutzkartierung (ASK) 
• Bayerisches Landesamt für Umwelt, Biotopkartierung (digitale Fassung) 
• Bayerisches Landesamt für Umwelt, Übersichtsbodenkarte Maßstab 1:25.000, Bodenkarte Maßstab 

1:200.000, Geologische Karte M 1:500.000 
• Bayerisches Landesamt für Umwelt, Bayerisches Fachinformationssystem Naturschutz – Online Viewer 

(FIN-Web) 
• Bayerisches Landesamt für Umwelt, “Informationsdienst überschwemmungsgefährdete Gebiete“ (IÜG), 

(digital) 
• Bayerisches Landesamt für Vermessung und Geoinformation, digitale Orthophotos / Flurkarte des 

Planungsgebiets 
• Bayerisches Landesamt für Vermessung und Geoinformation, “BayernAtlas“ und BayernAtlas plus“ 
• Bayerische Staatsregierung: Landesentwicklungsprogramm (LEP), 2013 (inklusive der Änderung vom 

21.02.2018) 
• Bayerisches Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen BStLU: Leitfaden „Bauen im 

Einklang mit Natur und Landschaft“, 2. Auflage, München, 2003 
• Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), in der Fassung vom 29.07.2009, zuletzt geändert durch Gesetz 

vom 15.09.2017 
• Deutscher Wetterdienst: langjährige Mittelwerte der Temperatur- und Niederschlagswerte 1981 bis 2010 

der Wetterstationen Steingaden und Altenstadt  
• Flächennutzungsplan der Gemeinde Steingaden 
• Oberste Baubehörde OB im Bayerisches Staatsministerium des Innern BStI, Bayerisches 

Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz BStUGV: Der Umweltbericht in der 
Praxis – Leitfaden zur Umweltprüfung in der Bauleitplanung, ergänzte Fassung, München, 2006 

• Regionalplan der Region Oberland 
• Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG), in der Fassung vom 24.02.2010, zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 08.09.2017 
 


